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Frauenbericht 1985-95 

Im acht Kapiteln: 
Weibliche Lebensformen, Bildung, Erwerbsarbeit, 

Ökonomische Situation, Sozialpolitik, 
Gesundheit/Krankheit, Geschlechterbeziehung/ 

Geschlechtsidentität, Frauen in der Politik 

BUNDESMINISTERIN 
FÜR FRAUEN 
ANGELEGENHEITEN 

"In den Jahren 1985 bis '95 haben Frauen vor allem ihre 
Bemühungen, sich den öffentlichen Bereich zu 
erschließen, intensiviert. Die wichtigsten Ziele waren 
Gleichbehandlung in der Arbeitswelt und eine gerechtere 
Verteilung von Positionen im politisch-administrativen 
Bereich. 
1995 zeigt sich, daß es nach wie vor eine Diskrepanz 
zwischen gesetzlich verbürgter Gleichberechtigung und 
den Lebensrealitäten von Frauen gibt. 
Als Frauenministerin stelle ich unmißverständlich klar: 

;.; 

Frauenpolitik kann nicht darin bestehen, Frauen für die 
Benachteiligungen, denen sie ausgesetzt sind, zu 
entschädigen. Frauenpolitik muß diese Benachteiligungen 
beseitigen." Frauenministerin Dr. Helga Konrad 

Gleichzeitig mit dem Bericht erscheint die Broschüre 
"Frauen in Österreich 1985-1995". 

Beide Publikationen können im Büro der Frauenministerin bestellt werden: 
Ballhausplatz 1, 1014 Wien. Tel. 53115/ 2526 oder 2414 DW 
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STRAFRECHT-GRUNDRECHT 
Das vorliegende Konzept der Arbeitsgruppe StPO-Reform des Bundesministeriums für Inneres 
plädiert für eine konsequente gesetzliche Anerkennung der Realität. Die Sicherheitsbehörde, die 
tatsächlich "Herrin der Ermittlungsverfahrens" ist, soll für dieses auch von Rechts wegen verant­
wortlich sein. Die "Vergesetzlichung" des status quo ist damit Voraussetzung für die Schaffung 
umfangreicher Rechte von Betroffenen und Parteien: 
* Neuverteilung der Rollen im strafprozessualen Vorverfahren 

- die Sicherheits- als Ermittlungsbehörde 
- der Staatsanwalt als Ankläger 
- der Richter als Organ der Rechtskontrolle 
- die Parteistellung des Opfers 

* Die Notwendigkeit einer Koordination von Sicherheitsbehörde und Staatsanwalt 
* Die Gewinnung von Beweismitteln und deren Verwertung 
* Neue Ermittlungsinstrumente zur Aufklärung organisierter Kriminalität 
272 Seiten, broschiert, öS 498,- inkl. MWSt. 
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Der Schutz des Hausrechts 
Grundrechtsbeschwerdegesetz 1992 Straf- und verfassungsrechtliche Aspekte des Begriffes 

"Hausrecht" unter umfassender Einbeziehung auch 
unveröffentlichter Literatur, sowie Rechtsprechung und 
Schrifttum zu Art 9 StGG und Art 8 EMRK. 

D,ieser Kommentar gibt einen vollständigen Überblick 
iiber die Materie, den aktuellen Meinungsstand und die 
herrschende Rechtssprechung. 

200 Seiten, broschiert, öS 348,- inkl. MWSt. 
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von Maria 
Windhager 

verstehen. Habe ich doch selbst als 
Polizeibeamter miterlebt, wie im 
Laufe der Jahre Verrechtlichung 
(sic!), Formalismus, überzogene Li­
beralität (siel) den Dienst der Exe­
kutive in ein immer engeres Korsett 
prrfjten und erschwerten. " (Michael 
Sika) (1) Die Lehre aus der Ver­
gangenheit lautet also: Wenn 
sich ein Gesetz zu weit von der 
(polizeilichen) Praxis entfernt, 
straft diese den Gesetzgeber mit 
Mißachtung. 

Obwohl die grundsätzliche 
Notwendigkeit einer Reform 
des strafprozessmilen Vorverfah­
rens spätestens seit Mitte der 
80er Jahre unbestritten ist, er­
wies sich die Genesis der Re­
formbestrebungen als" von lan­
ger Dauer und Mühsal gekenn-

Staatsanwälte 
küßt man n;,ht 
Das Konzept der Strafprozeß­

ordnung (StPO) aus 1873, 
das den Untersuchungsrichter 
(die Untersuchungsrichterin) in 
den Mittelpunkt des Vorverfah­
rens stellte, ist niemals Realität 
geworden. Oe facro liegt der 
Schwerpunkt der Ermitt­
lungstätigkeit bei den Sicher­
heitsbehörden, die in der Regel 
eigenständig vorgehen und das 
Ergebnis' ihrer Ermittlungen 
"pfannenfertig" den Staatsan­
wältinnen servieren; "praeter le­
gern", wie, um zumindest den 
Anschein der Legalität zu ver­
mitteln, gerne gesagt wird (als 
könnte diesem Begriff seit In­
krafttreten des Art 18 B-VG 
noch irgend eine Bedeutung zu­
kommen). Für diese Unterschät­
z.ung beharrlicher polizeilicher 
Resistenz gGgen die Verrechtli­
chung ihrer Tätigkeit muß sich 
der liberale Gesetzgeber der 
StPO 1873 seitens Strafprozeß­
rechtslehre und "Praxis" auch 
noch den Vorwurf des "Idealis­
mus", sprich der Weltfremdheit 
gefallen lassen. 

"Seit Monaten schon ist die ge­
plante Novellierzmg der Strafpro­
zrfjordnung in Kreisen der Exekuti­
ve ein heißdiskutiertes Thema. Viele 
der Beamten, sind der Meinung, am 
besten'sollte alles beim alten bleiben 
.. , Ich kann diese Skepsis durchaus 

zeichnet", wie Werner Pleischl 
1992 im JURIDIKUM(Z)schrieb. 
Dabei war die Übertragung der 
Ermittlungstätigkeit auf die Si­
cherheitsbehörden durchwegs 
anerkannt; Uneinigkeit bestand 
lediglich darüber, wie im Vorver­
fahren das Kräfteverhältnis zwi­
schen Sicherheitsbeh6rde, 
Staatsanwaltschaft und Gericht 
geregelt werden sollte. 

Das Miklau/Szymanski-Mo­
deli 1987, das einen (sicherheits­
behördlichen) "Untersuchungs­
leiter" vorsah und "die Gemüter 
so erregt hat" (Sika), wurde von 
der Polizei ebenso abgelehnt 
wie das darauf fußende Reform­
konzept der Straflegislativsek­
tion des Bundesministeriums für 
Justiz aus dem Jahr 1991. Auch 
Pleischl war sich der Unmöglich­
keit der Verwirklichung dieser 
Reformmodelle wohl bewußt; 
seinen Beitrag schloß er mit 
frommen Wünschen: " Wer opti­
mistisch und guten Mutes. ist, der 
schlirfje die Legisten ins Gebet ein. 
Wer glaubt, daß wir keine neue 
Strafprozrfjordnung brauchen, der 
beginne im Geiste von vorne zu le­
sen, dann tut er das gleiche wie viele 
Diskussionen, " 

Mit dem jüngst vorgestellten 
Konzept einer Arbeitsgrlippe 
StPO-Reform des Bundesmini-

steriums für Inneres (3) erhebt 
nunmehr auch die "kriminal po­
lizeiliche Praxis" ihre Stimme. 
Bemängelt wird, daß die vorlie­
genden Konzepte die bestehen­
de uriklare Zuständigkeitsvertei­
lung' nur halbherzig beheben 
wÜrden. Die Kontrolle der Si­
cherheitsbehörden durch die 
Richterin oder die Staatsanwäl­
tin wird grundsätzlich abgelehnt, 
favorisiert wird demgegenüber 
die ,;notwendige Eigenständig­
keit der Sicherheits- als Ermitt­
lungsbehörde". 

Im Vergleich zu früher ver­
tretenen Standpunkt~n (1) fällt 
die Deutlichkeit auf, mit der 
nicht nur untersuchungsrichrer­
liehe, sondern auch staatsanwalt­
liehe Kompetenzen im strafpro­
zessualen Vorverfahren als" un­
praktikabel" abgelehnt werden: 
Bedauerlicherweise könne sich 
die Reform jedoch nicht allein 
an "praktischen Bedürfnissen" 
orientieren, da. sie innerhalb ei­
nes "politischen Umfeldes" er­
folge. Deshalb sei zu berück­
sichtigen, daß eine gesetzliche 
Verfestigung der bestehenden 
Ermittlungsmacht der Sicher­
heitsbehörden "Unbehagen" 
hervorrufen könnte: Auch wenn 
es stimme, daß eine vorbehaltlo­
se Übertragung des Ermittlungs­
verfahrens an die Sicherheits­
behörden praktischen Erforder­
nissen am besten entspreche, 
bedeute dies noch nicht, daß 
diese Reform vom Standpunkt 
der maßgeblichen politischen 
Akteure den Vorzug verdient. 

"Allein die Gefahr, daß eine sol­
che Reform - ob zu Recht oder zu 
Unrecht - in der öffentlichen (oder 
veröffentlichten) Meinung, als ein 
Schritt in Richtung "Polizeistaat" 
diskreditiert werden könnte, mag 
schon ein wichtiger Grund dafür 
sein, von einer solchen Reforzn Ab­
stand zu nehmen. Um dieser Gefahr 
vorzubeugen, sollte neben der -
praktisch gebotenen - Ermittlungs­
zuständigkeit der Sicherheitsbehörde 
auch eine staatsanwalt/iche Einfluß­
nahme ermöglicht werden. Dieses 
Zugeständnis könnte letztlich ein 
notwendiges Element eines politisch 
akzeptablen Reformmodells sein. 
Dies würde (zumindest vorläufig) 
einen Zustand prolongieren, iIJ dem 
der Staatsanwalt von Gesetzes we­
gen mehr darf, als er praktisch 
kann. (Wenn sich später erweisen 
sollte, daß Staatsanwälte von den 
Möglichkeiten einer Ingerenz weiter­
hin kaum Gebrauch machm, ohne 
daß dies zu wesentlichen Mängeln 
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der Ermittlungen führt, wird die 
iibernächste Reform unter Umstän­
den einen weiteren Schritt auf dem 
Wege einer Stärkung der Stellung 
der Sicherheitsbehörden als Ermitt­
lungsbehö'rdm tun kö·nnen.) "(4) 

So ist das also: die Forderung 
der Polizei nach "konsequen­
teer) rechtliche(r) Anerkennung 
der faktisch schon gegebenen 
Zuständigkeit" (5) stellt aus ihrer 
Sicht einen durch die mangeln­
de Einsichtsfähigkeit der "politi­
schen Akteure" U) und der öf~ 
fentlichen (??) oder veröffent­
lichten um Meinung in die po­
lizeilichen Sachzwänge erzwun­
genen Akt (vorläufiger) Selbst­
beschränkung dar, könnte doch 
vom Standpunkt der "prakti­
schen Bedürfnisse" auf eine 
Mitwirkung der Staatsanwalt­
schaft überhaupt verzichtet wer­
den. Der Einschätzung von In­
nenminister Einem im Geleit­
wort zum Konzept der Arbeits­
gruppe StPO-Reform, daß die 
Vorschläge der Arbeitsgruppe 
über eine bloße "Vergesetzli­
chung" der Ermittlungspraxis 
hinausgehen, kann in der Tat 
nur beigepflichtet werden. 

Ein offenes Ohr werden sol­
che Stimmen beim Boulevard 
finden, der mit Schlagzeilen wie 
"Noch mehr Rechte für Krimi­
nelle" bereits seinen Teil zum 
Scheitern frühere;r Reformbe­
strebungen beigetragen hat. Es 
ist daher zu hoffen, daß der Ar­
beitsentwurf zur Strukturreform 
des strafprozessualen Vorverfah­
rens von Richard Soyer (S 37 ff) 
eine "Dialektik" des Reform­
prozesses in Gang setzen wird; 
das Ziel eines zeitgemäßen Aus­
baus der Verteidigungsrechte im 
Lichte der EMRK und der 
Rechtsprechung der Straßburger 
Instanzen (so die einstige Ab­
sichtserklärung von Justizmini­
ster Michalek) ist zu wichtig, um 
es der "Realität sicherheits­
behördlicher Ermittlungen" zu 
opfern. 

(1) Vgl Sika, StaatsatlwaltschaJt lt1ld Si­
cherheitsbehörde im Vorververfahrett aus 
der Sicht der Polizei, in: Kritik und 
Fortschritt im. Rechtsstaat (1993),19. 
Tagung der Österreichischett Juristen­
kommission 1992. 
(2) JURIDIKUM 4/92, 25ff. 
(3) Kriminalpolizei und Strafprozeßre­
form (1995), Verlag der Österreichischen 
Staatsdruckerei. 
(4) AaO, 120. 
(5) AaO, 116. 
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Merkwürdig 

Outing 

Österreich. (k/aus !'ich/lir) Vier 
Bischöfe gehen mit Zivilklagen 
irn Gesamtstl'citwel'C von 
1 ,320.000,~ Schilling gegen den 
Outing-Aktivisten Mag. Kurt 
Krickler vor, indem sie behaup­
ten, der Vorwurf "homosexueller 
Neigungen" sei ehrenrührig und 
kreditschädigend. "Diese Kla­
gen ", reagierte das Österreichi­
sche Lesben- und Schwulenfo­
rum,. beträfen nun nicht mehr 
nur "einen Einzelkämpfer, son­
dern 600.000 Lesben, Schwule, 
Bisexuelle und Trans-Gender­
Personen in ganz Österreich." 
Die Betroffenen wollen "den 
Fehdehandschuh, den ihnen 
wesentliche Exponenten der ka­
tholische Kirche hinwarfen, auf­
nehmen. " Ein RechtsanwältIn­
nenteam, das KrickleI' mit "allen 
denkbaren rechtlichen Mitteln" 
verteidigen und die Anliegen 
der Betroffenen vertreten soll, 
stellte sich am 18. September 
der Öffentlichkeit vor. 

Daten I: 
Windows 95 

Weltweit. (klaus richter) Noch 
nie wurde ein Programm mit sol­
chem 'Werbeaufwand auf den 
Markt geworfen wie das neue 
Betriebssystem Windows 95 der 
Firma Microsoft. Und kaum je­
mals gab es so viele Tests, Be­
sprechungen und Kritiken in 
den einschlägigen Zeitschriften. 

Doch ein Feature blieb in 
der Regel unerwähnt: Bei der 
Neuinstallation scannt das In­
stallationsprogramm den gesam­
ten Massespeicher des Rechners 
(und speichert alle Ordner-, Pro­
gramm- und Dateinamen), was 
freilich notwendig ist, um alle 
Einstellungen vornehmen zu 
können. Im Internet aber hält 
sich hartnäckig ein Gerücht. An-
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geblich wird bei Anmeldung ins 
Microsoft Network zunächst der 
gesanHe Verzeichnisbaum des 
Internet-Users dorthin übertra­
gen. Heimische DatenschUtzer 
konnten die Meldung weder ve­
rifizieren noch falsifizieren, glau­
ben aber, daß nur die Beta-Ver­
sion des Systems mit der ge­
nannten Funktion ausgestattet 
war. Im sogenannten Final Re­
lease soll sie auch nach Auskunft 
eines bekannten Wiener Distri­
butors nicht mehr enthalten 
sein. Der Algorithmus sei nur 
dazu da gewesen, "um Kompati­
bilitätsproblemen leichter auf 
die Spur kommen zu können", 
so der Hersteller. 

Daten 11: 
Seltsam, aber ••• 

Österreich. (klaus richter) Es ist 
schon einige Zeit her, daß Magi­
ster K. beim Bundesministerium 
für Landesverteidigung Aus­
kunft darüber begehrte, welche 
personenbezogenen Daten die 
Behörde über ihn gespeichert 
hätte, woher sie bezogen und an 
wen sie weitergegeben wurden. 

In einem Schreiben erklärte 
der Minister, daß "beim Ab­
wehramt im Zusammenhang mit 
Gruppierungen, die sich offen­
sichtlich in besonderem Maße 
mit Angelegenheiten der Lan­
desverteidigung beschäftigen", 
die Person. des Antragstellers 
"evident" sh Eine Einsicht in 
den nachrichtendienstlichen Akt 
und vor allem eine Löschung 
der Daten aber wurde nach wei­
teren (erfolglosen) Auskunftsbe­
gehren zuletzt mit Bescheid ab­
gelehnt, wogegen K. Beschwer­
de an den Verfassungsgerichts­
hof erhob, unter anderem, um 
sein verfassungsgesetzlich ge­
währleistetes Recht auf Lö­
schung gesetzwidrig erhobener 
Daten durchzusetzen. 

Die offizielle Gegenschrift 
Verteidigungsminister Fassla­
bends, vom Höchstgericht im 
Vorverfahren zu einer Stellung­
nahme aufgefordert, hat den 
Rechtsuchenden nun einiger­
maßen überrraseht: Eine Lö­
schung, so der oberste Behör­
denvertreter, sei faktisch gar 
nicht nicht möglich, da es "Pra­
xis des Abwehramts" sei, "die 
gesammelten nachrichtendienst­
lichen Daten nicht automations­
gestützt zu verarbeiten, sondern 
ausschließlich manuell zu erfas­
sen." 

Der VfGH nahm die Aussage 
über den "computerlosen Nach­
richtendienst" zu den Akten. 

Unschuldiger 
Aufruf 

Österreich. (barbara steiner) 
Die Aktion "Unschuldiger Auf­
ruf" wurde 1991 von der Gruppe 
für Totalverweigerung (Teil der 
ARGE für Wehrdienstverweige­
rung und Gewaltfreiheit) initi­
iert. Grund dafür war das ver­
hältnismäßig starke Ansteigen 
von Anzeigen und Verurteilun­
gen nach dem Militärstraf- und 
Wehrgesetz. Der Aufruf richtet 
sich gegen Krieg und jede Art 
von Kriegsvorbereitung, enthält 
die Aufforderung der Einstel­
lung aller Strafverfahren gegen 
Wehrdienst- und Totalverweige­
rer, der Streichung sämtlicher 
diesbezüglicher Strafbestim­
mungen und der Nichtbefol­
gung der Militärgesetze. 

Gegen alle ca. 1000 Unter­
zeichnerInnen und die den Auf­
ruf veröffentlichenden Zeitun­
gen wurde Strafanzeige erhoben 
(teils auch Selbstanzeigen; ge­
gen die meisten wurde bisher 
erst Strafantrag gestellt bzw. lau­
fen die Voruntersuchungen), die 
rund 400 anhängigen Verfahren 
aufgrund des als bezahlte Anzei­
ge veröffentlichten zweiten Auf-
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rufes im Stadtmagazin Falter, 
das deshalb zu Geldstrafen nach 
dem Mediengesetz verurteilt 
wurde, verliefen bisher folgen­
derWeise: 

Rund 1/3 der erstinstanzli­
chen Urteile lauteten auf Frei­
spruch mit der Begründung! un­
ter anderem z.B. von Richter 
Bruno Weis, daß ,,( ... ) im demo­
kratischen Rechtsstaat die Publi­
zierung von politischen Forde­
rungen zu einer Gesetzesände­
rung nicht strafbar sein kann 
und darf ( ... )" und" ( ... ) daß auf 
Publikationen, gleichgültig, ob 
sie sich in kritischer Form gegen 
bestehende Gesetze und politi­
sche Situationen oder gegen 
Handlungsweisen von Einzel­
personen oder Institutionen 
richten, die verfassungsrechtli­
chen Grundsätze der Ausübung 
der Meinungsäußerung (Art. 13 
StGG 1867 und Art. 10 Abs 1 
EMRK) anzuwenden sind ( ... )". 
Auch deshalb wurde die An­
wendbarkeit des § 281 StGB 
(Aufforderung zum Ungehorsam 
gegen Gesetze) abgelehnt. Ge­
gen sämtliche Urteile erhob die 
Staatsanwaltschaft Wien Beru­
fung. Begründet wurde diese 
u.a. damit, daß der Aufruf eine 
Aufforderung, die SteIlungs­
pflicht bzw. einem Einberu­
fungsbefehl nicht nachzukom­
men beinhalte und damit die 
Anwendbarkeit des § 281 StGB 
begründet sei, dies auch des­
halb, weil die Staatsanwaltschaft 
eine Anwendung des Art. 10 Abs 
1 MRK völlig außer Acht läßt. 

Der überwiegende Teil der 
Urteile erster bzw. zweiter In­
stanz aber lauteten auf 1 bis 12 
Monate bedingte Haft. Begrün­
det wurden die Verurteilungen 
ähnlich den Anträgen der Staats­
anwaltschaft. U.a. unter Beru­
fung auf ,,( ... ) die Grenzüber­
schreitung der Meinungsfreiheit 
( ... )", ,,( ... ) generalpräventive 
Gründe ( ... )" und daß die Un-
terzeichnerInnen ,,( ... ) die de­
mokratischen Spielregeln aus 
den Angeln heben ( ... wollten)". 
Gegen alle wurde seitens der 

Nr.4/95 



J 

Verurteilten Berufung an die 
zweite Instanz bzw. Beschwerde 
an den Europäischen Gerichts­
hof für Menschenrechte erho­
ben (und von der Europäischen 
Kommission als zulässig erklärt). 

Die Urteile über Freispruch 
oder bedingte Haft und deren 
Ausmaß werden neben der gel­
tenden Rechtslage vor allem 
durch gravierend unterschiedli­
che Wertungsmaßstäbe und 
grundrechtliche Interpretation 
bestimmt. 

Die nächste Berufungsver­
handlung findet am 9.0ktober 
1995 im Landesgericht Wien 
statt, währenddessen wird auf 
die Antwort einer weiteren par­
lamentarischen Anfrage an In­
nenminister Einem gewartet. 
Weiters wurde an Justizminister 
Michalek das Ersuchen gestellt, 
eine Diskussion über eine even­
tuelle Aussetzung der weiteren 
Verfahren zu führen. 

Daten 111: 
Im Westen neu 

Österreich. (michael wimmer) 
Die Universität Salzburg verfügt 
nicht nur eine über das Internet 
bequem erreichbare und über­
sichtlich gestaltete Homepage, 
sondern laut Auskunft der gängi­
gen Suchprogramme auch die 
einzige über Internet erreichba­
re Menschenrechtszeitung: Das 
in Salzburg beheimatete Öster­
reichische Institut für Men­
schenrechte (Homepage. Sonsti­
ge Einrichtungen) hat nun schon 
die zweite Ausgabe ihrer News­
letter (ÖIMR-Newsletter 1995/3 
und 1995/4) herausgegeben und 

gratis allen Interessierten zur 
Verfügung gestellt. Wer sich also 
ohne die Wohnung verlassen zu 
müssen die neueste Rechtsfort­
entwicklung aus dem Hause 
Oberschlick oder ähnlich gela­
gerte Judikatur zu Gemüte (ge­
gliedert in EKMR - EGMR -
VfGH Rubrik) führen will, logt 
sich getrost unter http://www.ed­
vz.sbg.ac.at./oim/home.htm ein. 

Gebt Asyl! 

Österreich. (michael genner) 
Der Öffentlichkeit ist seit lan­
gem bekannt, daß es in Öster­
reich kein Asylrecht gibt, das 
diesen Namen verdient. Es 
herrscht Willkür, den Behörden 
sind die elementarsten Grund­
sätze der Genfer Flüchtlings­
konvention unbekannt. Aus die­
sem Grunde haben elf öster­
reichische NGO's eine "Ge­
meinsame Flüchtlingskommissi­
on " (GFK) gebildet, die - paral­
lel zur Vorgangsweise der staatli­
chen Behörden und von ihnen 
unabhängig - eigenständige An­
erkennungsverfahren durch­
führt. Es sind dies die Asylkoor­
dination Österreich (in deren 
Räumen die Kommission tagt), 
das U ntersützungskomitee für 
politisch verfolgte Ausländerin­
nen ("Asyl in Not"), der evange­
lische Flüchtlingsdienst, die Ca­
ritaszentrale, die Caritas Wien, 
Amnesty International, die De­
serteursberatung, Helping 
Hands, ZEBRA-Graz, die Volks­
hilfe Oberösterreich und SOS­
Mitmensch Oberösterreich. Das 
UNO-Hochkommissariat für 
Flüchtlinge (UNHCR) nimmt 
mit beratender Stimme teil. 

Jede Mitgliedsorganisation 

kann Fälle von Flüchtlingen ein­
bringen, die von Abschiebung 
bedroht sind. Die Kommission 
prüft sodann Fluchtgründe und 
Beweismittel und spricht, wenn 
es ihr richtig erscheint, die Aner­
kennung als "Flüchtling im Sin­
ne der Genfer Konvention" oder 
als "schutzwürdig" im Sinne an­
derer völkerrechtlicher Kriterien 
aus. 

Die Beschlußfassung kann 
nur einstimmig geschehen. Die 
Kommission richtet sodann die 
Empfehlung an den UNHCR, 
den betreffenden Flüchtling 
ebenfalls als Mandatsflüchtling 
im Sinne der Flüchtlingskon­
vention anzuerkennen. Überdies 
fordert die Kommission das In­
nenministerium zur Asylge­
währung auf. 

Die GFK prüft sehr gewis­
senhaft, um nicht zu sagen: se­
lektiv. Bis zum Sommer wurden 
nur vier Personen von der Kom­
mission anerkannt, nämlich die 
Iranerin Shahnaz Sorkhai Anzab, 
die Kosovo-Albaner Naser Pa­
lushi und L. Ahmeti sowie ein 
Flüchtling aus Nigeria, dessen 
Fall aber nicht veröffentlicht 
wird. Die drei erstgenannten 
Fälle wurden von der Presse­
konferenz der GFK am 20. 6. 
1995 vorgestellt. In der Folge er­
hielten sie "Schutzbriefe" des 
UNHCR ausgestellt, die sie in 
Ermangelung staatlicher Doku­
mente bei sich tragen und im 
Falle von Ausweiskontrollen 
vorweisen können: Der UNH­
CR bescheinigt ihre Schutzwür­
digkeit und fordert die staatli­
chen Behörden auf, von frem­
denpolizeilichen Maßnahmen 
abzusehen. Solche Schutzbriefe 
sind bisher völlig einzigartig in 
Österreich. 

Als Fünfte wurde im Sep­
tember 1995 eine junge Kurdin 
aus der Türkei von der GFK als 

Merkwürdig 
Flüchtling anerkannt, welche 
von den türkischen Behörden 
gefoltert und sexuell mißbraucht 
worden war. 

Die Gründung der GFK wur­
de nötig, weil es kein Vertrauen 
zur staatlichen Asylpraxis mehr 
gibt. Durch die Anerkennungen, 
die die Kommission in exempla­
rischefl Fällen ausspricht, setzt 
sie symbolisch sich selbst an die 
Stelle des Staates und fordert 
diesen heraus. 

Dies kann jedoch nur ein 
Vorspiel zur Gesamtreform des 
Asyl- und Fremdenrechts, zur 
Befreiung des Staatsapparates 
von allen fremdenfeindlichen 
Elementen sein. Löschnaks 
Sturz war - so hoffen wir - ein 
Beginn. 

Kremzow 

Österreich. (valentin wedl) Der 
Fall des nachweislich öster­
reichischen Justizopfers Dr. 
Friedrich Kremzow (siehe JURI­
DIKUM 1/95, S. 14f.) ist um ei­
ne weitere Facette bereichert. 
Kremzow begehrt u.a. die Verur­
teilung der Republik Österreich 
zu Schadenersatz in Höhe von 
knapp 4 Millionen ÖS gemäß 
Art. 5 Abs. 5 EMRK. Der Fall ist 
nach negativen Entscheidungen 
der Unterinstanzen wieder ein­
mal beim OGH, diesmal dem 
für Zivilrechtssachen, anhängig. 
Dieser sah sich nun verpflichtet 
gern. Art. 177 EWGVertrag den 
EuGH u.a. mit der Frage zu be­
fassen, ob die (von der Republik 
verletzten) Art. 5, 6 und 53 
EMRK Bestandteil des gemein­
schaftsrecht sind und somit di­
rekt vom OGH anzuwenden 
wären. 
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EIN REFORMVORSCHlAG ZUM ASYLGESETZ 

Spuren 
von Vernunft 
···,{{·:,;R~bA~~~$~Hl~~.iilS~a;~!; 

Noch für heuer plant der 
Gesetzgeber, das schi­
kanöse und heftig umstrit­
tene Asylgesetz zu novel­
lieren. Christian Brünner 
legte hiezu konstruktive 
Vorschläge vor und über­
forderte damit die Leserln .. 
nen der Publikumszeit­
schrift "Falter". 

Es wäre nicht berichtenswert, ginge es nur 
Christian Brünner, den "Falter" und mich 
an. Weil aber das gestörte Verhältnis der hei­
mischen Gazetten, und zwar auch der an­
spruchsvolleren unter ihnen, zu substantiel­
len politischen Auseinandersetzll ngen von 
nicht geringem grundsätzlichem Belang ist, 
sei einleitend erzählt, daß ich jüngst im Auf­
trag des "Falter" darstellte, woran das öster­
reichische Asylgesetz krankt, und welche 
Rezepte dagegen Christian Brünner, Univer­
sitätsprofessor für öffentliches Recht zu 
Graz, zudem steirischer Landessprecher des 
Liberalen Forums, empfiehlt. 

Als der Artikel Anfang September 
erschien, fand ich ihn verstümmelt; ent­
scheidende Passagen aus Brünners - ganz 
neuem und dort erstmals präsentiertem -
Entwurf einer demokratischen Version der 
berüchtigten Drittlandsklausel waren weg­
gekürzt worden. Der verantwortliche Redak­
teur erklärte mir - im nachhinein, versteht 
sich -, er kenne sich im gekürzten Text bes­
ser aus als im vollständigen; er müsse an sei­
ne Leser denken, schließlich sei der "Fal­
ter" eine Publikumszeitschrift, und so kom­
plizierte Überlegungen solle ich besser im 
,,Journal für Rechtspolitik" anstellen. 

Nun, ich hoffe, er ist nicht unzufrieden, 
daß es statt dessen das "JURIDIKUM" ge­
worden ist. "Falter"-Leser sind also gewarnt; 
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es mag sein, daß sie, was jetzt folgt, nicht 
nachzuvollziehen vermögen, es mag aber 
auch sein, daß sie zusätzlich zum "Falter" 
fortan das ,,Journal für Rechtspolitik" abon­
nieren (oder eben das "JURIDIKUM"). 

"Zur Vermeidung nomadisierender 
Flüchtlingsströme", so die Regierungsvorla­
ge zum geltenden Asylgesetz, soll niemand 
sein Asylland frei wählen können, sondern 
im ersten für ihn sicheren Staat, in den es 
ihn verschlägt, um Asyl ansuchen. Mag sein, 
daß darin ein Körnchen Vernunft steckt; 
nicht aber in der Auffassung der österreichi­
schen Behörden, nach der es, damit man in 
den Genuß der Verfolgungssicherheit kom­
me, ausreiche, ein Land - zum Beispiel -
schlafend in einem Nachtzug zu durchque­
ren. 

Dazu kommt, daß das Asylamt so gut wie 
jedes Land der Welt für ein sicheres Dritt­
land hält, sogar die Türkei, Syrien und den 
Iran. (Ganz unlogisch ist das allerdings nicht, 
denn im Iran Schutz zu suchen, wäre kaum 
noch verwegener, als es in Österreich zu tun.) 
Solche Praktiken läßt das Asylgesetz zu, da 
es, allzu knapp, festlegt, daß kein Asyl erhal­
te, wer in einem Drittland vor Verfolgung si­
cher war. Also muß, will man die Asyl­
behörden zur Räson bringen, die Drittlands­
klausel neu formuliert werden. Nur wie? 

An der Drittlandklausel 
ansetzen 
Daß in jedem einzelnen Fall geprüft und 
nachgefragt werden muß, ob der betreffende· 
Flüchtling vom Drittstaat Zugang zu einem 
fairen Asylverfahren erhält, ist nicht durch­
setzbar, daran lohnt es sich nicht zu rütteln. 
Man könnte eine vernünftige Fristdefinie­
ren, wie lange der Aufenthalt im Drittland 
währen muß, damit sich der Flüchtling darü­
ber informieren kann, ob und wie e'r einen 
Asylantrag stellen kann; die Untergrenze 
dafür wiiren jene zwei Wochen, von denen 
ein gewisser Franz Löschnak vor fast einein­
halb Jahren behauptet hat, sie stellten eine 
Faustregel für die Asylbehörden dar (nur ge­
spielt haben sie's leider nicht). 

Man könnte aber auch tun, was Christian 
Brünner vorschlägt: ins Gesetz schreiben, es 
sei neben der "Tatsächlichkeit der Verfol-

JURIDIKUM 

gungssichcrheit im Drittland" zu prüfen, ob 
die Rückschiebung des Flüchtlings dorthin 
"erfolgen kann, zuWssig und zumutbar ist". 
In den ErWuterungen solle man ausführen: 
Ob die Rückschiebung "erfolgen kann", sei 
eine Frage nach den Verkehrsverbindungen 
und der Bereitschaft des Drittstaates zur 
Übernahme der Person. "Zulässig" sei die 
Rückschiebung, wenn die rechtliche Situa­
tion im fraglichen Land ein faires Asylver­
fahren verheiße, die "Tatsächlichkeit der 
Verfolgungssicherheit" sei gegeben, wenn 
die behördliche Praxis dortselbst diesem 
rechtlichen Standard entspreche, insondere 
wenn auch ein Zurückgeschobener Chancen 
auf Asyl habe. 

Ob die Rückschiebung schließlich auch 
"zumutbar" sei, ziele auf die persönlichen 
Verhältnisse des Asylwerbers: Als nicht zu­
mutbar müsse sie etwa gelten, wenn er in 
Österreich enge Verwandte habe, da das 
Recht auf Privat- und Familienleben doch 
durch die Menschenrechtskonvention ge­
schützt wird. Brünner gelingt es auf diese 
Weise, die Rechtspraxis im Drittland und 
die individuellen Bedürfnisse des Flücht­
lings zu berücksichtigen, ohne immensen 
Verwaltungsaufwand zu erzeugen; mir er­
scheint das wichtig, und zur Strafe werde ich 
nie Redakteur des "Falter" werden. 

Nicht wenige Asylwerber erwarten heut­
zutage ihren Asylbescheid hinter Gittern: Sie 
werden nach der negativen Entscheidung er­
ster Instanz wegen illegalen Grenzübertritts 
und Mittellosigkeit per Bescheid ausgewie­
sen und in Schubhaft genommen. Das ist 
nicht nur ein politischer, menschlicher und 
ökonomischer Skandal (die Kosten für die 
Anhaltung in Schubhaft übertreffen bei wei­
tem jene für die Bundesbetreuung), sondern 
auch ein juristischer. 

Die Fremdenpolizei folgert offenbar dar­
aus, daß die meisten Gründe für eine Aus­
weisung deren sofortige Durchsetzbarkeit 
noch vor der Rechtskraft nach sich ziehen, 
sie brauche bei Ausländern grundsätzlich 
nicht abzuwarten, bis eine Entscheidung 
rechtskräftig ist. Denn darüber, ob die Um­
gehung der Grenzkontrolle zulässig war oder 
nicht, entscheidet allein die Asylbehörde; 
bei Vorliegen der Flüchtlingseigenschaft 
wird eine Einreise, die sonst als illegal anzu­
sehen ist, geduldet. Solange nicht rechtskräf­
tig über den Asylantrag entschieden ist, 
steht der Fremdenpolizei über die Strafbar­
keit des Grenzübertritts keinerlei Urteil zu; 
bleibt itls Rechtfertigung für die Ausweisung 
die; Mittellosigkeit, ein schlechter Scherz, 
versteht sich, angesichts dessen, daß es - just 
um der Hilfebedürftigkeit von Flüchtlingen 
zu steuern - die Bundesbetreuung gibt, auf 
die nur leider kein Rechtsanspruch besteht. 
Es gilt also einmal mehr, wildgewordene Be­
amte zu bändigen (diesmal die Fremdenpo-o 
Iizisten), und dazu wird es notwendig sein, 
jedem Asylwerber bis zum rechtskräftigen 
Abschluß des Asylverfahrens ein Aufent­
haltsrecht einzuräumen (derzeit kommt ein 
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solches nur den wenigen zu, die sogar nach 
der Ansicht des Bundesasylamtes direkt ein­
gereist sind, sprich: ohne eines sicheren 
Drittlandes Boden zu betreten). 

Dem Gesetzgeber zusetzen 
Als würden nicht ohnedies genügend Asyl­
verfahren schlu'drig und oberflächlich abge­
wickelt, gibt § 17 des Asylgesetzes dem Asy­
lamt auch noch die Möglichkeit, "offensicht­
lieh unbegründete" Anträge ohne jegliche 
Prüfung abzuweisen. Dieses Schnellverfah­
ren wurde nur ganz kurze Zeit angewendet 
und ist seitdem totes Recht; ein gutes Bei­
spiel für den österreichischen Rechtsgrund­
satz, man schaffe völlig ungeheuerliche Be­
stimmungen und hoffe dann darauf, diese 
würden, weil wir Österreicher doch so 
gemütlich sind, nicht in die Tat umgesetzt; 
und will ein Beamter es dennoch einmal tun, 
kann man ihm keinen Vorwurf dafür ma­
chen. So wird die Willkür zum Bestandteil 
des Rechts gemacht. Wenn das Asylgesetz 
im nun anbrechenden Herbst geändert wird, 
sollte man die Gelegenheit beim Schopf 
packen, besagten Paragraphen ersatzlos zu 
streichen. 

Bleiben noch zwei höchstgerichtliche Er­
kenntnisse, denen Rechnung zu tragen ist. 
§ 2 des Asylgesetzes sieht vor, daß sogenann­
te Nachfluchtgründe - Gefahren, die einem 
Flüchtling im Heimatland drohen und von 

denen er erst nach der Ablehnung seines 
Asylantrages erfahren hat - nur dann Anlaß 
für einen neuen Antrag sein können, wenn 
er sich diesen Gefahren in der Zwischenzeit 
durch eine Reise in die Heimat ausgesetzt 
hat. Der Verwaltungsgerichtshof befand 
heuer am 19.5. (Zahl 94/19/0052), die Be­
stimmung sei "teleologisch dahin zu redu­
zieren, daß ... das Tatbestandsmerkmal 
,Rückkehr in den Heimatstaat' entfallen 
kann." Diese Auslegung ist ebenso gewagt 
wie erfreulich; damit sie nicht umsonst un­
ternommen wurde, müßte ihr freilich noch 
der Gesetzgeber entsprechen. 

Einen nicht weniger kühnen Versuch, 
das Asylrecht besser genießbar zu machen, 
verdanken wir dem Verfassungsgerichtshof 
(30.6.1994, Zahlen B 1219/93, B 1698/93, B 
397/94). Er hat jenen § 19 zum Ziel, der die 
Abweisung eines Asylantrages für den Fall 
vorschreibt, daß der Asylwerber nicht ausrei­
chend kooperativ ist, das heißt vor allem: ei­
ne neue Adresse nicht sofort bekanntgibt 
(warum nicht auch als Strafe für das Nase­
bohren bei der Einvernahme vor dem Asyl­
amt die Ablehnung des Asylantrages be­
stimmt wurde, ist bis heute ungeklärt). Die 
Verfassungsrichter befanden nun, in verfas­
sungskonformer Auslegung sei "abzuwei­
sen" als "zurückzuweisen" zu lesen; ein be­
deutsamer Unterschied, denn nach einer 
Zurückweisung, bei der in der Sache selbst 
nicht entschieden wird, läßt sich umgehend 

Arbeitsrecht 
Univ.-Prof. Dr. Walter Schwarz, 
Ass.-Prof. Dr. Günther Löschnigg 
976 Seiten, ÖS 780,-

ein abermaliger Antrag stellen, nicht so aber 
bei einer Abweisung. Trotz dieser gewichti­
gen Abweichung vom Gesetzestext mochte 
sich der Verfassungsgerichtshof nicht dazu 
entschließen, den beanstandeten Paragra­
phen als verfassungswidrig aufzuheben; dies 
hat er dem Gesetzgeber überlassen, der so 
eine schöne Gelegenheit erhält, seinen Re­
spekt vor den Höchstgerichten zum Aus­
druck zu bringen. 

Schikanierer versetzen 

Freilich helfen alle Gesetzesänderungen 
nichts, solange so mancher Referent des 
Bundesasylamtes den Flüchtlingen das Wort 
im Mund verdreht, ihre wichtigsten Anga­
ben nicht oder nur unvollständig zu Proto­
koll nimmt, ihnen auch schlüssige Angaben 
einfach nicht glaubt und lauter Fragen stellt, 
die dem einzigen Zweck dienen: bis zu ir­
gendeiner Nebensache vorzudringen, über 
die der Asylwerber nicht mehr detailliert 
Auskunft zu geben weiß, und ihn so womög­
lich in Widersprüche zu verwickeln. Zur Be­
hebung dieses Übelstandes wird man nicht 
unerhebliche Teile des Personals austau­
schen und versetzen müssen; vielleicht 
könnten sie beim Vollzug der Gastgewerbe­
berechtigungsnachweisverordnung weniger 
Schaden anrichten. 

Mag. Robert Schlesinger ist freier Journalist in Wien. 
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ZUR ENTZAUBERUNG EINES VERHÄLTNISSES 

Politik und 
Kriminalität 

"Legal, illegal, scheißegal" 
ist nicht nur ein anarchisti­
scher Slogan, sondern eine 
bürgerliche Realität, mit 
der sich freilich niemand 
so recht befassen will. 

Politik kann gar nicht nicht korrupt sein. 
Schon die alltägliche Anforderung an den 
Politiker seitens der Bitt- und Forderungs­
steIler geht oft in die Richtung, Maßnahmen 
zu setzen, die mit der Legalitiät schwer zu 
vereinbaren sind. Jeder kleine Bürgermeister 
weiß davon ein Lied zu singen. Und jeder 
gibt zu - privat versteht sich -, daß die Gren­
ze zwischen Helfen und Nachhelfen keine 
das Handeln ausschließlich bestimmende 
Größe sein kann. 

Politik kann so als Verteilungsmaschine 
von Zulässigkeiten und Unzulässigkeiten 
verstanden werden. Es gilt also permanent 
die Schranken der Legalität zu überschrei­
ten, will man die Klientel halbwegs befriedi­
gen. Diese Dynamik ist der Politik struktur­
immanent. Politik und Politiker wie sie im 
Lehrbuch stehen, gibt es nur im Lehrbuch. 

Gesetz & Geschäft 

Gesetzestreue ist nicht die Form der politi­
schen Kommunikation, sondern bloß eine. 
Zur primären formalen Kennzeichnung 
greift die Scheidung in legal und illegal zu 
kurz, sie ist nur eines von vielen Kriterien, 
und in vielen Fällen nicht einmal das bedeu­
tendste. Eine inhaltliche Charakterisierung 
der Politik kann nicht primär anhand des 
rechtlichen Codes geleistet werden. Er ist 
Zusatz, nicht Grundsatz. 

Das Recht hat so weniger die Aufgabe ei­
ner objektiven Regelung von politischen Ab­
läufen, sondern es dient als Bremse, als Zü­
gelungsinstrument der Willkür durch die 
Soll pflicht. Genau zwischen diesen bei den 
Polen bewegt sich die Politik, und es defi­
niere niemand das erstere als die bloße Ab-
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weichung. Auch wenn sie nicht Recht ist, 
hat sie ihre Berechtigung durch die gesell­
schaftlichen Gesetzlichkeiten. 

Der Code selbst ist ja nicht so eindeutig 
wie suggeriert wird. Vielerlei Unrecht findet 
im Recht DeckungY) Wie umgekehrt. Die 
metaphysische Kraft des Rechts als Form­
prinzip erlahmt, gebiert immer mehr Grotes-

kes in ihren Gesetzen und Verordnungen, 
Urteilen und Beurteilungen. Ein sichtbares 
Kennzeichen des Abstiegs ist, daß das Recht 
immer mehr zum postmodernen Spiel der 
Advokaten wird. Diese Advokatisierung ver­
deutlicht gerade durch ihre Inflationierung 
das Auflösen der rechtlichen Substanz. 

Illegales Handeln in der Politik ist also 
nicht eine Widersprechung gegen das Form­
prinzip, sondern ein stetes Moment dessen. 
Obgleich es also nirgends geschrieben steht, 
wendet die spezifische Kommunikations­
form die Kommunikatoren in dieser Weise 
an. So klaffen Welten zwischen den öffentli­
chen Idealen und den öffentlichen Handlun­
gen. Der Kampf wider diese Machenschaf-
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ten muß zwar zu deren Eindämmung ge­
führt werden - Willkür und Soll pflicht müs­
sen irgendwie zur Deckung gebracht wer­
den -, er ist aber nicht zu gewinnen, so viele 
Politiker auch als Delinquenten entlarvt 
werden. 

Der Volksmund hat mit der Redewen­
dung "A Burt Lumpen", auf hochdeutsch: 
"eine Ausgeburt von Lumpen" zur Kenn­
zeichnung der Politiker einiges instinktiv er­
faßt, freilich ohne seinen Part, der eben kein 
Widerpart ist, auch nur zu registrieren. Die 
für ihn selbstverständliche Leistung will der 
Bürger als bloß individuelles Entgegenkom­
men verstehen, nicht als kollektiven Zug des 
Systems. Was er möchte, hält er in anderen 
Fällen für eine Schweinerei. Anstatt nachzu­
denken erfolgen sodann meist kurzsichtige 
Handlungsaufträge. "Rübe ab" lautet die ra­
dikale Variante, "Ein Tritt in den Hintern", 
die gemäßigte. Verlangt wird auf jeden Fall 
ein politisches Opfer. 

Politik gestaltete sich von jeher als 
(Um)Verteilungsinstanz bestimmter Lei-

stungen und Waren, als nachträgliche Kor­
rektur und Verbesserung. Politiker sind in 
dieser nüchternen Betrachtung als gesell­
schaftlich handhabbare Protektionsassisten­
ten zu verstehen. Vom Politiker wird oft das 
verlangt, was er nicht tun soll oder tun darf. 
Insofern wurde mit Politik immer Geschäft 

(1) Man denke hier nur etwa an die eben durchgiführte, 
juristisch groteske wie politisch notwendige Legalisierung 
tausender illegaler Bauten durch das Land Niederöster­
reich. Eine rechtsstaatliche Durchsetzung entsprechender 
Gesetze utld Verordnungen hätte unzählige Häuslbauer 
und Kommunalpolitiker ins Kriminal getrieben. Da., 
geht nicht. Beispiele dieser und ähnlicher Art lassen sich 
andauemd finden. 
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gemacht bzw. Geschäft ermöglicht, aber erst 
heute synchronisieren sich auch ihre Um­
gangsformen. 

Dort, wo Geschäfte größeren Ausmaßes 
getätigt werden, wird von Dritten mitge­
schnitten. Auch wenn das moralische Gejei­
er von Politik und Medien es anders sieht: 
Die Frage ist weniger, ob das sein soll oder 
nicht, sondern ob das geheim bleibt oder 
nicht. Gerade Politiker sind selbstredend 
diesen Versuchungen permanent ausgesetzt. 
Oft gilt: Sollen die Hände rein bleiben, oder 
wollen wir im Geschäft bleiben? So muß ei­
ne Hand die andere waschen, ob sie will 
oder nicht. 

Dort, wo sich Politik immer mehr zum 
Geschäft. transformiert und somit entfor­
miert, ist es kein Zufall, daß die obligaten 
Geschäftspraktiken auch jene ergreifen. Pro­
visionen zu kassieren ist in der Welt der 
Wirtschaft nichts Außergewöhnliches, son­
dern ein immanenter Bestandteil. Warum 
sollte es in der Politik anders sein, gerade 
nachdem man sie so erfolgreich den Ge­
schäftskriterien unterworfen hat? 

Wobei das Hin- und Hertauschen in der 
Politik schon nach etwas diskreteren Regeln 
folgt. Nicht alles was substantiell als ordinä­
res Geschäft zu begreifen ist, muß auch in 
der offenen Form des Marktes ablaufen. Oft 
kleidet es sich in das, was man Gefälligkei­
ten nennt. Freilich sind Gefälligkeiten auch 
wiederum nur durch Gefälligkeiten zu ha­
ben. 

Genau unter diesem Aspekt ist übrigens 
auch das allseits geforderte "freie Mandat" 
zu verstehen. Objektiv geht um die Privati­
sierung des Funktionärs, um seine Ablösung 
von den ihn kreierenden Kollektiven und 
Apparaten. Er soll von seinen organisatori­
schen Abhängigkeiten (Klubzwang, Akzep­
tanz von Beschlüssen, Programmen, 
Grundsätzen) "befreit" werden. 

Umgekehrt gedacht bedeutet das, daß 
Mandatare endgültig und ausschließlich 
über den freien Markt realisiert werden sol­
len, gröber ausgedrückt: verkaufbar und 
kaufbar sein müssen. Denn es ist ein fahrläs­
siger Irrtum, anzunehmen, daß der privati­
sierte Abgeordnete oder der von der Partei 
befreite Bürgermeister, sich selbst überlas­
sen bleibt bzw. gar sich selbst gehört. Frei­
heit im Kapitalismus ist zuvorderst Markt­
freiheit. Alle anderen Freiheiten werden an 
ihr zugerichtet. Politiker und Politik finden 
sich gleich ordinären Waren am Markt wie­
der. Interessen und Ideologien verfallen. 
Die Ökonomisierung dieses Bereichs ist 
unübersehbar: Alles drängt Richtung Rele­
vanzverlust der Politik.(2) 

Journaille 

Bedingung des Boulevards ist der Arbeitsbe­
reich (inklusive vor- und nachgelagerter 
Tätigkeiten) der meisten Menschen. Kon­
zentration und Anstrengung werden ihnen 
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genug in Produktion und Verwaltung, Zirku­
lation und Konsumtion abverlangt. Danach 
und daneben wollen sie sich unterhalten 
und entspannen. Anspruchsvolle Medien­
produkte können somit nur einer Minder­
heit entsprechen, für die Mehrheit der Men­
schen liegen diese abseits ihrer unmittelba­
ren Lebenslagen und Lebensmöglichkeiten. 
Ihre intellektuelle Potenz ist schon vorzeitig 
aufgezehrt und erschöpft. 

Medien folgen diesen Prägeleistungen, 
sie erzeugen sie nicht. Sie sind mehr Verstär­
ker und ideologischer Vermittler. Die Medi­
en realisieren also nur diese "Manipulation", 
sie schaffen sie nicht, sie finden diese bereits 
vor. Eine isolierte Forderung nach anderen 
Medien ist daher völlig abwegig. 

Wie die Politik ist aber auch die Informa­
tion im Prozeß immer weitergehender Kom­
merzialisierung zum gewöhnlichen Geschäft 
geworden. Die partiellen Besonderheiten 
von Politik und Medien verschwinden in 
diesem Szenario. Da hilft kein Jammern und 
kein Weinen. Anstand ist ein menschliches, 
kein marktwirtschaftliches Kriterium. Wer 
sich auf dem Markt auf den menschlichen 
Anstand beruft, ist in einem marktwirtschaft­
lichen Notstand. Oft wird so moralisch be­
klagt, was ökonomisch gefordert ist. 

Apropos Geschäft: Wieviel zahlte etwa 
NEWS den Tonbandüberbringern bei der 
letzten Tonbandaffäre? (Kraft/Marizzi) Wie 
ging diese Finanztransaktion über die Büh­
ne? - Es ist jedenfalls nach den Usancen des 
Geschäfts nicht davon auszugehen, daß der 
oder die Übermittler auf den Marktpreis ih­
rer Information verzichtet haben sollen. Rein 
ökonomisch betrachtet wurden die Ver­
kaufszahlen der Ware Magaz'in gesteigert. 
Der Auslöser dieser zusätzlichen Einnahmen 
bzw. Begünstiger einer Zeitschrift in der me­
dialen Konkurrenz um Leser und Anzeigen 
muß hier belohnt und entlohnt werden. So 
will es der Markt. 

Allgemein formuliert: Wer beliefert die 
Aufdecker? Wer bezahlt sie? Und womit be­
zahlen sie? Wo werden solche Waren gehan­
delt? Und wes Preises sind sie? Wir harren 
den Antworten. 

Die Korruption im Skandal erfordert so 
die Korruption der Aufdeckung. Doch die 
Enthüllung der Enthüllung ist ein Tabu­
Thema. Abgehörte Telefone, Bespitzelung 
von Personen, weitergegebene Amtsgeheim­
nisse, Erpressungen, Einbrüche, das alles 
scheint nirgendwo auf. Charakteristisch für 
die gegenwärtigen Stimmungslagen sind 
aber nicht solche Fragen, sondern vielmehr, 
daß diese kaum jemandem stellungsbedürf­
tig erscheinen. 

Die Machenschaften im Viereck Medien­
Politik-Bürokratie-Justiz gehen anscheinend 
niemanden etwas an. Ihre Aufklärung würde 
wohl auf die Aufdecker ein derart schiefes 
Licht werfen, daß sie ihr Geschäft aufgrund 
des Glaubwürdigkeitsverlustes zusperren 
müßten. Nur durch Korruption läßt sich 
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heute Korruption aufdecken. Jeder neuen 
Enthüllung geht ein kleiner oder großer 
Skandal, mindestens aber eine Denunziation 
voraus. Überraschende Conclusio: die Auf­
deckung summiert die Anzahl illegaler 
Handlungen, sie minimiert sie nicht in ihrer 
Quantität. 

Praktiken 

Kraft-Marizzi-Gespräche sind obligat. Obli­
gat ist hingegen nicht, daß sie aufgenommen 
und publik werden. Aus den beiden nun eta­
blierterseits zwei böse Buben zu konstru­
ieren, sich zu distanzieren und selbst in Ah­
nungslosigkeit schwelgen, zeugt von politi­
scher Doppelmoral. Kraft und Marizzi sind 
nicht weniger unehrenhaft oder umgekehrt 
nicht weniger ehrbar als die Mehrzahl ihrer 
Kollegen. Ob heute jemand als angesehene 
Person in die Pension entschwinden darf 
oder nicht, ist oft eine Frage des journalisti­
schen Zufalls oder der gezielten Verfolgung. 

Mit einem versteckt mitlaufenden Ton­
band ist der Rücktritt fast jeden Politikers 
machbar. Jeder Interviewer kennt die ele­
mentare Differenz, wenn etwa unter vier 
Augen bzw. auf Band gesprochen wird. Das 
kann in einer so schizophrenen Gesellschaft 
auch gar nicht anders sein. Ehrlichkeit und 
Anstand sind bürgerliche Werte, die die bür­
gerliche Wirklichkeit andauernd desavouiert. 
Es gilt den Schein zu wahren. 

Der Dialog Marizzi-Kraft spiegelt so 
nichts anderes wider als die ordinären Prakti­
ken der Politik. Entsetzen und Entrüstung 
sind völlig fehl am Platz. Worte wie "unfaß­
bar" oder "ungeheuerlich" zeugen von Ver­
dummung, nicht von Verständnis. Sie führen 
in die Irre. Die Betroffenheit, egal ob echt 
oder geheuchelt, läßt das Problem nicht zu 
sich und zu uns kommen, sondern versenkt 
es im moralischen Morast. "Unproduktive 
Empörung" (J) nannte Karl Kraus das ein­
stens. 

Skandal 

Wir meinen also: Skandalität ist Normalität! 
Die Abweichung bestätigt nicht bloß die Re­
gel, sie gehört zu ihr. Das System ist so, sei­
ne Gesetzlichkeiten gebären dies abseits al­
ler bürgerlichen Tugenden. Das Vorgefalle­
ne ist etwas Anfallendes, nichts Abfallendes. 
Das dargestellte Absonderliche ist nichts 
Sonderbares, sondern gewöhnlichster Aus­
druck des Normalen, der Skandal somit kein 
Widerspruch, sondern eine Entsprechung. 
Auch wenn veröffentlichte und somit öffent­
liche Meinung konsequent etwas anderes 
behaupten. 

(2) Vgl. dazu ausführlicher: Franz Schand I, Politik. 

Zur Kritik eines bürgerlichen Formprinzips, Weg und 

Ziel, Nr. 2/1995, S. 17-24. 

(3) Karl Kraus, Sittlichkeit und Kriminalität (1908), 

Frankfurt am Main 1987, S. 11. 
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Skandal und Norm liegen nur scheinbar 
auseinander, vielfach sind sie identisch und 
müssen es auch sein. Es ist das Dilemma al­
ler idealistischen Kritiken, das nicht sehen 
zu können, sodaß sie diese Legalität und Il­
legalität diametral gegenüberstellen, sie nur 
als codierte Dualität erfassen. 

Der Skandal stilisiert bestimmte Erschei­
nungen des Systems, reißt sie aus ihren 
struktiven Zusammenhängen und erschwert 
in seiner medialen Aufbereitung den Blick 
aufs Ganze. Das Allgemeine soll verborgen 
bleiben, darf nicht zur Frage oder gar zum 
Problem werden. Es verschwindet hinter 
den personalisierten Absonderlichkeiten. 

Der Skandal kann jedenfalls nur als 
Skandal benannt werden, wenn die Norma­
lität als normal betrachtet wird. Ein Skandal 
ist dann eine gröbliche Abweichung von der 
Norm, die aber die Anerkennung ebendieser 
voraussetzt. Skandalisieren meint Lärm er­
zeugen, Lärm, in dem unweigerlich die fei­
nen und permanenten Geräusche des Sy­
stems untergehen. Der Skandal übertönt die 
Hörbarkeit des Normalen. Aufdecken meint 
das zur Schau stellen von öffentlich aner­
kannten Blößen; aufklären hingegen bedeu­
tet, die struktiven Zusammenhänge von Er­
eignis und Gesellschaft zu verdeutlichen 
und erkennbar zu gestalten. 

Skandal aufdecken ist somit ein nicht zu 
unterschätzender Bestandteil des politischen 
Systems, lassen sich doch dadurch System­
korrekturen lautstark demonstrieren. Der 
Skandal folgt bürgerlichen Denkmustern. Es 
geht in ihm darum, was geschieht, aber 
nicht, warum es geschieht. Im Skandal insze­
niert ein System seine Bedrohung, werden 
die inkriminierten Handlungen als wider sei­
ne Logik behauptet. Die Werte werden 
durch die öffentliche Vorführung der perso­
nalisierten Delinquenz verfestigt. Karl Marx 
dazu ganz trocken: "Der Verbrecher produ­
ziert einen Eindruck, teils moralisch, teils 
.,t;ragisch, je nachdem, und leistet so der Be­
wegung der moralischen und ästhetischen 
Gefühle des Publikums einen ,Dienst'."!') 

Erregung 

Skandal meint Anregung zur Erregung. Und 
Erreger ist hier infektiös wie sexuell ge­
meint. Es soll jemand erwischt werden. Auf­
decken ist ein quasi-sexuelles Spiel, die in 
ihm behandelte Politik wird zusehends zur 
Peep-Show. Man geilt sich an den Objekten 
auf, vor allem, wenn einer abgeschossen 
wird. Aufdecken ist eine Lustseuche, ihr 
Ziel ist der Raub individueller Geheimnisse 
und die Zerstörung der Privatheit schlecht­
hin. Ein ganzes Journalistenvolk versinkt in 
diesem rausehigen Taumel. Keine Schwei­
nerei soll zugelassen sein, an der sie nicht 
mitnaschen dürfen. Und jeder möchte der 
beste Aufdeckhengst sein und die meisten 
Kopfprämien kassieren. 

Immer mehr' Journalisten beschäftigen 
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sich hauptsächlich mit der Ausforschung und 
Aufdeckung politischer Delinquenz. Sie sind 
eher Fallensteller denn Schriftsteller. Sie 
verdienen ihr Geld als Kopfgeldjäger, was 
nicht meint, daß sie etwas im Kopf haben 
(obwohl auch das in seiner zweiten Bedeu­
tung richtig ist), sondern, daß sie Köpfe ab­
schneiden und der entsetzten Öffentlichkeit 
servieren. Niemand und nichts ist vor ihren 
Zugriffen sicher. Je nach Vergehen werden 
die Ertappten dann durch Staats- wie Haus­
justiz vor einer jubelnden Menge diversen 
Zwangsmaßnahmen ausgesetzt. 

Es handelt sich dabei aber auch um einen 
Binnenstreit zwischen Medien und Politik, 
bei dem es für letztere immer schlechter 
ausschaut. Das Kräftespiel zwischen Politik 
und Medien hat sich in den vergangenen 
Jahren völlig umgekehrt. Die Journaille 
konnte sich außerhalb der öffentlichen Kri­
tik etablieren, indem sie diese ganz einfach 
für sich veranschlagte. Medien sind der 
nichtbeobachtete Beobachter, sie erscheinen 
als objektiver Schiedsrichter der gesell­
schaftlichen Auseinandersetzungen, werden 
nicht als Akteur wahrgenommen. 

Ob etwas ein Skandal wird oder nicht, 
entscheidet sich am medialen Nutzen. Daß 
jedem und jeder irgend etwas anzuhängen 
ist, müßte inzwischen klar sein. Was aber 
noch nicht heißt, daß es auch hängen bleibt. 
Bestimmte Politiker, allen voran Jörg Hai­
der, werden durch Affären sogar noch ge­
stärkt. 

Folgen ••• 

Zwischenzeitlich sind Skandale freilich 
schon in eine Überproduktionskrise geschlit­
tert. Der Skandal ist im medialen Menu zur 
Normalität geronnen, er regt auf, aber er er­
schüttert nicht. Mit der Affäre immunisiert 
sich das System gegen substantielle Angriffe, 
indem es regelmäßige Säuberungen veran­
staltet. 

••• der Armseligkeit 

Armselig sind jene im Geiste, die stets nach 
Aufdeckung gieren und somit nach Verfol­
gung durch Medien und Justiz schreien. Wer 
die Auswüchse bekämpft, ohne die Wurzeln 
der Gewächse zu benennen und zu kritisie­
ren, handelt - unabhängig vom eigenen Wol­
len -letztendlich reaktionär. Die von Affäre 
zu Affäre gehetzten medialen Konsumenten 
vermögen in diesem Trommelfeuer nur 
mehr abzuschalten oder nach den starken 
Männern zu rufen, die dann doch endlich 
diesen Saustall aufräumen sollen. Die 
Worms sind die Vorläufer der Haiders. Sie 
wissen zwar nicht, was sie da tun, aber sie 
tun es. 

Dr. Franz Schandl ist Historiker und Publizist. 

(4) Kar! Marx, Theorietl über detl Mehrwert (1905/10), 
MEW, Bd. 26.1, S. 363. 
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PSYCHIATRIE: IM RECHTSSTAAT UNTERGEBRACHT 
Menschen je nach ihren Bedürfnissen diffe­
renziert beschränkt werden kann, 1991 das 
Bundesverfassungsgesetz über den Schutz 
der persönlichen Freiheit (persFrG), das Un­
terbringungsgesetz (UbG) und die Novelle 
des Krankenanstaltengesetzes (KAG). Reintegration der 

Weggesperrten 
In dieser Novelle des KAG wurde die 

bisherige Wortfolge "Geisteskranke, Gei­
stesschwache und Suchtkranke" durch die 
ausschließliche Nennung "psychisch Kran­
ker" ersetzt. Der Personenkreis, für den die 
Psychiatrie zuständig ist, wurde sohin auf 
psychisch kranke Menschen, auch unheilbar 
psychisch Kranke und Suchtkranke einge­
schränkt. Geistig Behinderte sollen nun nur 
mehr bei gleichzeitigem Vorliegen einer psy­
chischen Erkrankung in die Psychiatrie auf­
genommen werden.(4) 

"Gestohlenes Leben" - ,,21 
Jahre ohne Gerichtsbe­
schluß in der Psychiatrie 
weggesperrY' - "Geistig 
behinderte Frau seit 1 0 
Jahren auf 8 m2 einge­
sperrt" (1) Mit solchen 
Schlagzeilen gerät die Psy­
chiatrie immer wieder ins 
Blickfeld der Medien­
berichterstaHung. Der All­
tag der Psychiatrie iedoch, 
das normale Leben der 
"Wahnsinnigen, Tobenden 
und Geisteskranken"" er­
eignet sich fernab der Öf­
fentlichkeit. 

Die Geschichte der Psychiatrie ist gekenn­
zeichnet von einer Politik der Ausgrenzung 
und Isolierung psychisch kranker und geistig 
behinderter Menschen. 

Bis zum 17. Jahrhundert wurden die "Ir­
ren" meist in Gefangnisse, Armen-, Siechen­
oder Krankenhäuser eingesperrt, oder sie 
waren Vagabunden. Mit dem Beginn der Er­
richtung eigener Abteilungen in Krankenan­
stalten, wie 1784 des "Narrenturms" im 
Wiener Hauptkrankenhaus, wurde die "Gei­
steskrankenversorgung" erstmals dem Spi-

(1) profi! 48/94, 49/94 u1Id 29/95, Sta1ldard 
29.11.1994, Kurier 4.12.1 994 zl1ld viele a1ldere. 
(2) Bemer/Spiel/Strotrzka/Wyklicky: Zur Geschichte der 
Psychiatrie i1l Wien. Verlag Christiatz Bra1ldstätter, 
Wien 1983. 
(3) Die weibliche F01m umfaßt beide Geschlechter. 
( 4) Justizausschußbericht zur KA G-N ave/fe 1204 B !g­
NR 17.GP. 
(5) OGH 24.9.1991, 40b542/91. 
(6) OGH 14.111991,7 Ob 610/91. 
(7) OGH 24.9.1991,4 Ob 542/91. 
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talswesen und somit der medizinischen Wis­
senschaft angegliedert. Als Zweck stand je­
doch kaum die medizinische Behandlung 
oder soziale Fürsorge im Vordergrund, son­
dern die Kontrolle der Betroffenen. Daß dort 
Tobende in Ketten gelegt wurden, mag als 
Ausdruck der Hilflosigkeit der medizini­
schen Wissenschaft und der Gesellschaft ge­
sehen werden, die gleichzeitige Aberken­
nung jeglicher Rechte schien die logische 
Folge.(2) 

Im 19. Jahrhundert entwickelte sich die 
psychiatrische Wissenschaft. Die Zweitei­
lung der Patientinnen (3) in behandlungsfähi­
ge und "unheilbare" Fälle führte zur Ver­
nachlässigung und damit zu einem starken 
Anstieg der "Chronischen ". In der Zeit des 
"Dritten Reiches" wurden die Betroffenen 
als" Unwertes Leben" abgestempelt. Dies 
bildete die Grundlage für Massensterilisie­
rungen und später Massenmorde. 

Nach dem 2. Weltkrieg folgte ein Ein­
stellungswandel gegenüber psychisch kran­
ken und geistig behinderten Menschen. En­
de der 70er-Jahre erreichten die Diskussio­
nen um eine Psychiatriereform einen Höhe­
punkt. Alle redeten von einer offenen Psy­
chiatrie, von Integration der Behinderten in 
die Gesellschaft, vom Recht der Randgrup­
pen auf ein normales Leben. 

Dies war Ausgangspunkt auch für rechtli­
che Schritte: 1984 trat das Sachwalterrecht in 
Kraft, nach dem die Geschäftsfähigkeit gei­
stig behinderter und/oder psychisch kranker 

Das wird durch die Judikatur des OGH 
manifestiert: "Die bloße geistige Behinde­
rung kann daher ... die Aufnahme in eine 
solche Anstalt (= Abteilung oder Sonder­
krankenanstalt für Psychiatrie, Anmerkung 
der Autorin) nicht rechtfertigen." (5) Weiters 
hält der OGH fest, daß die Unterbringung in 
der Psychiatrie keine Maßnahme der Fürsor­
ge sein kann."') 

Dem Abschieben von geistig behinder­
ten Menschen in geschlossene Anstalten der 
Psychiatrie wird damit eine klare Absage er­
teilt. Die Betreuung und therapeutische För­
derung der geistig Behinderten soll nicht 
von der Psychiatrie, sondern von Pädagogin­
nen und Betreuerinnen in speziellen Ein­
richtungen wahrgenommen werden. 

Bei Vorliegen von Notlagen hat erforder­
lichenfalls die Sozialhilfe nach den Landes­
Sozialhilfegesetzen Hilfe für die betroffenen 
Personen zu leisten.m Es ist also verstärkt 
notwendig, außerhalb der Psychiatrie Be­
treuungseinrichtungen zu schaffen. Nur dort 
können geistig behinderte, altersdemente 
und chronisch kranke Menschen adäquat be­
treut werden. 

Die früher gegebene Allzuständigkeit der 
Psychiatrie hat somit auf gesetzlicher Ebene 
eine wesentliche Eingrenzung erfahren. 

Ausdrücklich hält das KAG fest, daß Ab­
teilungen und Sonderkrankenanstalten für 

terfragen' sie Zwangsmaßnahnn3n'und i; 
fordemdie umfassende, Informadon:cteo' 
Patientinneh d\lrch ÄI'zrinneh und per~f. 

Die Patientenanwältinnen beraten und une . ..., .. ..... sonal ein. Sie setzen sich in allen Abtelc ' 

terstütien I?atie~tiIln«n inpsycb.iil~riscl).«J:7' hUlgen füt'einKlima des gegenseitigen 
Abt.e .. l.'l.U. nge.npnd Krank«nh.1iuseiri.D. i.~s.e.'. '. .' '. ' .. '. Vc:rtfaUefls und für die Anerkennung 
'sollen, durch. die I>ahienteJ;la.nwaltschilfrgec der Persönlichkeitdd.Betröffeneneihr'.i 
stä~kt, den. Aufentpalt . ullddie Then~~ü,: •• Sie 'könnel1 das Gericli't zueinerÜbecö:," 
alFiv mitgesta!ten könI).en. .' .... • ptüfUngder Zw~n~smaßnahhlc:n~uff6r:t 

Die Patientenanwältinnen sind VOll"ZU-. . dern; 
ständigen Gericht den Patientinnen beige.,;- • Sie treten flir dre Rechte"llnd-Ariliegen'-':' 
stellt und von den Krankenanstaltenlinab0 ·. der Betroffenen ein und -küri1rIierti'siGh~5 
hängig.··lhre Aufgaben: gemeinsamtriitihnen\mi%refDürch"" 
• Sie vertreten Patientinrien im gefichtli~; setzung. 

chenUnterbringungsverfahrel1 sowie' • Durch die Tätigkeit'derPatientenan"i', 
gegenüber den Krankenanstalten wältinnen ändert sich nichts,an deI' Ge::/I 

• Während des gesamten Aufenthalts 'hin~ schäftsffihigkeit der Betroffenen. 
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Recht & Gesellschaft 

Psychiatrie grundsätzlich offen zu führen 
sind. Geschlossene Bereiche bleiben als 
Möglichkeit bestehen (§ 38a Abs 1 KAG). 
Die Unterbringung steilt nur einen mögli­
chen ergänzenden und streng subsidiären 
Aspekt der stationären psychiatrischen An­
staltspflege dar. 

Eine offen geführte Psychiatrie beachtet 
das Grundrecht der persönlichen Freiheit. 

Dieses Grundrecht zählt zu den am mei­
sten geschützten Rechten. Das Recht auf 
körperliche Integrität, das Recht auf Privat­
sphäre, Familienleben, Wohnung und Brief­
verkehr sind weitere in Österreich geschütz­
te Persönlichkeitsrechte. Ein Eingriff in ei­
nes dieser Grundrechte kann nur dann erfol­
gen, wenn dies durch die Verfassung bzw. 
durch ein Gesetz, das der Verfassung ent­
spricht, erlaubt wird. So läßt das Bundesver­
fassungsgesetz zum Schutz der persönlichen 
Freiheit (Artikel 2 Abs 2 Ziff 5 PersFrG) ei­
ne Beschränkung dieses Grundrechts wegen 
einer psychischen Erkrankung nur bei 
gleichzeitigem Vorliegen einer Selbst­
und/oder Fremdgefährdung ZU.

(8
) 

Wie schaut dies im psychiatrischen Alltag 
aus? Wenn die Patientin ihren Willen, sich 
frei zu bewegen, wohin und wann sie will, 
erst nach Ersuchen und unter Mitwirkung 
einer Dritten verwirklichen kann, liegt ein 
geschlossener Bereich vor. Die Abhängigkeit 
der freien Aufenthaltsveränderung vom Wil­
len einer anderen stellt eine wesentliche Be­
schränkung der Bewegungsfreiheit dar und 
bedeutet einen Eingriff in das Recht auf 
persönliche Freiheit. (9

) 

Die Entscheidung, wann jemand in der 
Psychiatrie beschränkt wird, liegt bei der 
Ärztin. Hier zeigt sich der Doppelcharakter 
der Psychiatrie: 

Der grundsätzliche Aspekt der Medizin 
und sohin auch der Spezialdisziplin der Psy­
chiatrie ist geprägt vom ärztlichen Heilauf­
trag, der die "Wahrung des Wohls der Kran­
ken" (§ 22 Ärztegesetz) zum Inhalt hat. Im 
Bereich der Psychiatrie haben Ärztinnen 
aber zusätzlich staatliche Zwangs befugnisse 
übertragen erhalten, deren Ausübung in ei­
nem Rechtsstaat nur unter erhöhten verfas­
sungsrechtlichen Garantien zulässig ist. Sie 
können psychisch kranke Menschen, die 
sich und/oder andere gefährden unQ nicht 
anders behandelt werden können, in der 
Ausübung ihrer Grundrechte, in ihrer Frei­
heit beschränken. 

Die Psychiaterin ist nicht nur als Ärztin 
tätig, sondern sie ist Inhaberin staatlicher 
Macht und unterliegt in diesem Bereich ei­
ner verstärkten rechtlichen Kontrolle, die 
durch das UbG geregelt ist. Dieses greift in 

(8) vgl ArtikelS Abi 1e Europäische Menschenrechts­
konvention. 
(9) aGH 16.1.1992, EvB11992/101 = NZ 1993, 37. 

(10) Rudi Schwaighofer, Gaismair Kalender 1994; "et­
was mehr aufpassen tun wir schon" - 2 Jahre Unter­
bringllngsgesetz im Psychiatrischen Krankenhaus Hall. 
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der Psychiatrie dort ein, wo neben dem all­
gemeinen Aufnahmezweck auch die Abwehr 
von ernstlichen und erheblichen Gefahren 
für das Leben und die Gesundheit der Kran­
ken oder anderer Personen nötig erscheint, 
wenn diese Gefahren im Zusammenhang 
mit der psychischen Krankheit stehen (§ 37 
Abs2 KAG). 

Das UbG soll einen Ausgleich schaffen 
zwischen den Selbstbestimmungsrechten 
der Patientinnen und dem medizinisch-the­
rapeutischen Aspekt. Das Unterbringungs­
gesetz ist kein Psychiatriegesetz, auch kein 
Psychohygienegesetz. Der Zwang, den die 
Patientinnen in der Psychiatrie erleben kön­
nen, hat durch das UbG eine rechtliche Aus­
gestaltung und Kontrolle erfahren. Wird zur 
Gefahrenabwehr eine Maßnahme getroffen, 
die nicht vom Willen der Patientin getragen 
ist, muß die Zu lässigkeit dieser Maßnahme 
lm Unterbringungsverfahren überprüft wer­
den. In diesem Gerichtsverfahren vertreten 
die im UbG vorgesehenen Patientenanwäl­
tinnen alle gegen ihren Willen untergebrach­
ten Patientinnen. Sie unterstützen die Pati: 
entinnen bei der Wahrnehmung ihrer Rech­
te, sie stellen Anträge auf Überprüfung der 
Zwangsmaßnahmen bei Gericht und beraten 
die Patientinnen. 

Die 1991 in Kraft getretenen Gesetze ha­
ben einen rechtlichen Rahmen geschaffen, 
in dem der in der Psychiatrie ausgeübte 
Zwang legitimiert werden kann. Eine Mehr­
zahl der geschlossenen Stationen der psy­
chiatrischen Krenkenanstalten wurden 

Literatur: Dörner, Klaus und Ursula Plog: Irren ist 
menschlich. Psychiatrie-Verlag, Bonn 1992. 
Forster, Rudölf: Psychiatrische Macht und rechtliche 
Kontrolle- Zur Kontroverse um das" Unterbringungsge­
setz". In: H.Barta u.a. (Hg.): Wissenschaft und Verant­
wortlichkeit. WUV-Universitätsverlag, Wien 1994, S. 
S4-77. 

Forster, Rudolf: P]ychiatrische Versorgung und Psy-
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geöffnet, die Bettenzahl ist gesunken, die 
durchschnittliche Dauer der Unterbringun­
gen kürzer. DieTätigkeit der Patientenan­
wältinnen bewirkte weiters eine Sensibilisie­
rung der Ärztinnen und des Pflegepersonals 
bei der Ausübung von Zwang. 

Für die Wiedereingliederung von Rand­
gruppen wie Langzeitpatientinnen, geistig 
Behinderten und psychisch Kranken bedarf 
es jedoch mehr als gesetzlicher Regelungen 
im Bereich der Psychiatrie und der bloßen 
Ausgliederung aus den psychiatrischen An­
stalten. Begleitend ist es notwendig, außer­
halb von Anstalten spezielle extramurale 
Einrichtungen zu schaffen. So sind beispiels­
weise im Psychiatrischen Krankenhaus Hall 
in Tirol zwar statt früher 16 nur mehr 4 der 
23 Stationen geschlossen und die Gesamt­
zahl der Patientinnen von über 1000 hat sich 
auf ca. 600 verringert. Anstaltsinterne Erhe­
bungen gehen aber davon aus, daß man von 
diesen 600 Patientinnen immer noch 400 bis 
500 sofort entlassen könnte, gäbe es geeig­
nete extramurale Wohn- und Betreuungsfor­
menYOI 

Ein erster Schritt ist gemacht. Um die im 
Rahmen der Psychiatriereform gestellten 
Forderungen jedoch zu erfüllen, muß die 
Gesellschaft für Veränderungen offen sein, 
die betroffenen Menschen einbeziehen und 
adäquate Hilfen, Lebens- und Wohnmög­
lichkeiten zur Verfügung stellen. 

Mag.' Susanne Jaquemar ist Rechtsreferentin im Ver­
ein für Sachwalter- und Patientenanwaltschaft. 

chiatriepolitik in Österreich 1970 -1990. In: Ulrike 
Froschauer, Karl Krajic, Jürgen M. Pelikan (Hg.): Psy­
chosoziale Versorgung und Gesllndheitsberufe in Öster­
reich. Facultas-Universitätsverlag, Wien 1994. 

Kopetzki, Christian: Zur Entwicklung des "Irren­
rechts" in Österreich. In Clair u.a.( Hg.): Wunderblock, 
Eine Geschichte der modernen Seele. Wiener Festwochen, 
Wien 1989, S. 321-328. 
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WOHNßAUFÖRDERUNG 

Miserable 
Trefferquote 

W~lfgqllg •. ·.j~',«n~(ol~.·~\>~{ 

G. Weber klagt in "Wie? 
Wo? Wohnen" (JURIDIKUM 
5/94) dringende Reformen 
in Wohnrechtsfragen ein, 
E. Weissei (JURIDIKUM 
2/95) sieht die Lösung des 
Wohnraumverteilungspro­
blems in Beihilfenzahlun­
gen an die Mieterinnen bei 
freiem Wohnungsmarkt. 
Ein zentrales Instrument 
stellt hier die "Wohn­
bauförderung" dar, deren 
Reformbedürftigkeit :zwar 
angedeutet, insgesamt 
aber unterbelichtet blieb. 

Die Wohnbauförderung stellt nicht nur ein 
(Anreiz-)Instrument zur Wohnraumschaf­
fung dar, sie zeigt auch umverteilende Wir­
kung. Im eben erschienenen Gutachten zur 
Budgetkonsolidierung des Beirats für Wirt­
schafts- und Sozialfragen heißt es dazu u.a.:(1) 

" Obwohl derzeit jährlich mehr als 30 Milliar­
den Schilling an Wohnbauförderungsmittel zur 
Verfügung stehen, ist es für die jüngere und nach­
kommende Generation immer schwieriger, er­
schwingliche Wohnungen zujinden. Die Ursache 
liegt in mehreren Mängeln des derzeitigen Wohn­
bauförderungssystems. Hier ist vor allem die 
mangelnde soziale Treffsicherheit zu nennen. Wei­
ters werden Mittel nicht ausschlidJlich für Zwecke 
des Wohnbaus im engeren Sinn verwendet." 

In den letzten Jahren wurde es, wie vom 
Beirat richtig festgestellt, vor allem für jün­
gere Wohnungssuchende immer schwieriger, 
eine ihren Einkommensverhältnissen ent­
sprechende Wohnung zu finden. Seit Anfang 
der 80er Jahre stieg die Wohnungsnachfrage 
bei gleichzeitigem Rückgang der Neubau-
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produktion stark an.(2) Man geht heute davon 
aus, daß über den Zeitraum der nächsten 20 
Jahre jährlich etwa 50.000 bis 60.000 Woh­
nungen errichtet werden müßten, um eine 
halbwegs adäquate Befriedigung des Grund­
bedürfnisses Wohnen aller gewährleisten zu 
können. Gehbauer(3l weist bezüglich der be­
haupteten Wohnraumknappheit richtiger­
weise darauf hin, daß es hiebei nicht nur um 
einen allgemeinen Wohnungsmangel, son­
dern insbesondere auch um einen Mangel an 
leistbaren Wohnungen geht. Immobilien 
fungieren heute nicht bloß als das jeder­
mann/frau notwendige Dach über dem Kopf, 
sondern verbreiten sich immer mehr als 
(steuerbegünstigte) Investitions- bzw. als 
(wertsteigende ) Vermögensbildungsobjekte. 

Dazu tragen u.a. nicht zuletzt die unter­
schiedlichen Förderungsformen bei, die un­
ter den Sammelbegriff der "Wohnbauförde­
rung" ge faßt werden. "Ziel der Wohnbauför­
derung muß es sein", formuliert Gehbauer 
(1995,24), "mit Hilfe staatlicher Interventio­
nen eine Korrektur des Marktversagens ,frei­
er Wohnungsmärkte' herbeizuführen. Um­
gekehrt ist jedoch auch die Frage zu stellen, 
ob durch die staatliche Intervention nicht 
andere Ineffizienzen auftreten können. " 

Ist-Zustand der 
Wohnbauförderung 

Derzeit werden für die Wohnbauförderung 
(WBF) etwa 1,2 % des BIP bzw. 3,4 % der 
Staatsausgaben aufgewendet. Die Mittel da­
zu fließen dem Fiskus entsprechend dem 
Wohnbauförderungszweckzuschußgesetz 
aus Einkommens-, Kapitalertrags-, Körper­
schafts- und Lohnsteueranteilen (9,223 %) 
sowie aus dem Wohnbauförderungsbeitrag 
(80,55 %) zu. Letzterer beträgt ein Prozent 
der Lohn- und Gehaltssumme bis zur Sozial­
versicherungshöchstbemessungsgrundlage 
und wird je zur Hälfte von DienstnehmerIn­
nen und DienstgeberInnen gezahlt. Der 
Mittelaufbringungsanteil der nicht selbstän­
dig Erwerbstätigen liegt bei rund 75 %, 
während die Anteile aus ESt, KöSt und KeSt 
gerade ein Viertel des Gesamtvolumens aus­
machen. Dieser Betrag wird auf die Länder 
aufgeteilt und von ihnen entsprechend ihrer 
Wohnbauförderungsgesetze verteilt. 

Als Instrumentarien der WBF ist zwi-
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Recht & Geselhu:haft 
schen direkrcn und indirck(l~n Nowk /,wl 
schen Subjekt- und Objektförd(.~nl!1f',e!l /'11 

unterscheiden. Subjekt- und Objekt fIIrd(~ 
rung sind direkte Förderungen lind WelS('11 

die Charakteristik ausgabenseitig (kl~l't's,~i, 
ver Transfers auf. Die Subjektfürdel'lllll!' 
geht, wie der Name schon sagt, direkt an die 
Wohnkonsumentlnnen (Wohn bei hi I I'e, 
Mietzinsbeihilfe), wobei die in den jeweili­
gen Landeswohnbauförderungsgcsetzen ge­
regelten einkommensabhängigen Zumutbar" 
keits- und Angemessenheitskriterien (zu­
mutbarer Wohnungsaufwand, angemessene 
Wohnungsgröße) differieren. Die Objektför­
aerung dagegen wird an die Bauträger (ge­
meinnützige Wohnbaugesellschaften, ge­
werbliche Bauträger, Eigenheimerrichter) 
ausbezahlt. Sie unterstützt nicht die nach fra­
geseitige Finanzierung des Wohnaufwands, 
sondern angebotsseitig den Wohnbau selbst. 
Die Verländ~rung der WBF führte zu regio­
nal unterschiedlichen Förderungsinstrumen­
ten, deren kleinster gemeinsamer Nenner in 
den Baukostenzuschußobergrenzen pro m2 

Wohnnutzfläche zu finden ist. In Kärnten, 
Oberösterreich, Tirol und im Burgenland 
kommt die Darlehensfinanzierung (gering 
verzinste Darlehen mit langer Laufzeit) in 
Kombination mit Hypothekardarlehen zur 
Anwendung. Wien vergibt direkte, nicht 
rückzahlbare Zuschüsse und Hypothe­
kardarlehen. In Salzburg, Vorarlberg und der 
Steiermark wird mit Annuitätenzuschüssen 
das fremdfinanzierte Bauvorhaben in Kom­
bination mit Landesdarlehen gefördert. Un­
ter die indirekten Förderungen fallen sämtli­
che Steuerbegünstigungen für W'ohnraum­
schaffung und Wohnraumsanierung. 

Von den rund 33 Milliarden Gesamtauf­
wendungen des Bundes für Wohnbauförde­
rung entfallen etwa 25 Mrd. auf Subjekt­
und Objektförderung und 8 Mrd. auf indi­
rekte Förderungsformen (3 Mrd. Bausparen, 
5 Mrd. Steuerverzicht). 56 % der Mittel 
fließen objektbezogen in den Neubau. 

Die Verteilungsfrage 

Köppl (1993, 524) stellt fest, daß nahezu alle 
Wohnungen, die nach 1945 errichtet worden 
sind und als Hauptwohnsitz dienen, mit 
staatlichen Mitteln finanziert wurden. Der 
Schwerpunkt liegt und lag, wie oben ange­
deutet, bei der Objektförderung. Dabei wird 

(1) Beiratfür Wirtschafts- und SoziaIJragen, GutacllfUfl 
zur Budgetkonsolidierung, Wien, 6. 9. 1995,31/ 
(2) Ursachen: 1) geburtenstärkere Jahrgänge als Hfllls· 
haltsgTÜndende, 2) Verringerung der HalishalfsKrlißI'1I 
3)lmmigration. Vgl. WebersArtikelill.1URI/)/KUM 

5/94; ausführlicher: Czerny, M. / Köppl, F" !I.\lidtl' t!rf' 
Wohnbau förderung, Kammer für Arbeiter IIl1d !llIgr .. 

stellte, Wien, Juni 1994,47/ bzw. Köppl, '''" WolIlI­
bauförderllng- aktuelle Probleme 1It1r1/,li,I'IIII,((,I'IIII,I'lll\\f, 
in: Wirtschaft u1ld Gesellschaft 4/93, 52.y: 
(3) Gehbauer, M., VerteillltiKsplilitisrllr Ilst/tNt !Ir/' 
Wohnbauförderu1lg, i1l: GPA (HK,), 0I1t1l111, oll Il'kll, 
FÜR ALLE GLEICH?, Vt!neiltlllp"lwid.'IIIIJ!,I'1I "Oll So' 
zialleistungen, 1995,23·32. 
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allel' illlel'wie",end Eigellrumsbildullg geför­
dert. 1992 standen 17.260 Eigenheime und 
H. t 20 Eigentumswohnungen, also 25.380 Ei­
gentuillsobjekte, 13.450 geförderten Mietob­
jekten gegenüber.(·n Der Staat fördert damit 
Eigenrumsbildung stärker als Bestandsver­
hältnisse, was nicht nur aus Gründen des pri­
vaten Vermögenszuwachses problematisch 
erscheint, sondern auch vielen Menschen, 
die die anfänglich beträchtlichen Eigenmit­
tel nicht aufzubringen in der Lage sind, den 
Zugang zu geförderten Wohnungen er­
schwert. Höhere Einkommensschichten 
werden bevorzugt, daran ändern auch die 
Einkommensobergrenzen in den Wohn­
bauförderungsgesetzen für Eigentumswoh­
nungen nichts, liegen sie doch deutlich über 
jenen für Mietwohnungen. 

Demgegenüber ist die Verteilungswir­
kung der Subjektförderung weit ausgegli­
chener. Erstens sind die Einkommensgren­
zen niedriger als bei den objektgeförderten 
Projekten und zweitens ist die Überprüfbar­
keit der Überschreitung leichter durchführ­
bar. Während bei den unterschiedlichen Ob­
jektförderungsarten (s.o.) nur zum Zeitpunkt 
der Gewährung des Darlehens, Annuitäten­
zuschusses etc. überprüft wird, ob die ge­
setzlichen Voraussetzungen gegeben sind, 
ist im Fall der Wohn beihilfe eine regelmäßi­
ge Nachschau vorgesehen und der Transfer 
damit auf die Bedürftigkeitsphase be­
schränkt. Die soziale Treffsicherheit ist da­
mit eher gegeben als im objektgeförderten 
Wohnbau. 

Indirekte Förderungen weisen den 
Nachteil auf, daß sie höhere Einkommens­
schichten stark bevorzugen. Steuerbegünsti­
gungen können nur von jenen in Anspruch 
genommen werden, die auch entsprechend 
in Wohnraum investiert haben. Um aber in 
Wohnraum investieren zu können, bedarf es 
der dementsprechenden Mittel. Fehlen die­
se, geht auch die Steuerersparnis flöten. 

Wir stellen fest, daß die Objektförderung 
das Anreizinstrument zur Wohnraumschaf­
fung darstellt, der soziale Ausgleich hinge­
gen eher via Subjektförderung gewährleistet 
ist. Die Subjektförderung macht aber nur 
5 % der Gesamtaufwendungen des Staates 
fürWohnbauförderung aus. So ist auch das 
Urteil des OECD-Länderberichts 1991 zu 
verstehen, der die soziale Treffsicherheit 
bzw. die Verteilungswirkung der österreich i­
schen Wohnbauförderung gering schätzt. 
Für die Objektförderung spricht, so Köppl 
(1994, 52), daß das öffentlich aufgebrachte 
Geld unmittelbar in den Wohnungsneubau 
fließe und damit die Wohnraumproduktion 
steigere; der Förderungsgeber (Länder) kön­
ne dabei Einfluß auf Preis, Qualität und Ver­
gabe nehmen. Die Subjektförderung wirke 
hingegen nur indirekt über die gesteigerte 
Kaufkraft der einzelnen Haushalte angebots­
steigernd, die Transfers würden von den 
Wohnungsbietern über Preissteigerungen 
abgesaugt, wodurch eine einkommensab­
hängige Subjektförderung (ohne gleichzeiti-
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ge Objektförderung) weit weniger zur Neu­
bauproduktion beitragen würde. Auch könn­
ten sich die Wohnungssuchenden bei Nach­
frageüberhang (und den damit einhergehen­
den Preissteigerungen) erst recht wieder 
nicht die angebotenen Wohnräume leisten. 

Die Verteilungsproblematik setzt aber 
nicht erst bei der Förderungsvergabe, son­
dern bereits bei der Einhebung der dafür 
notwendigen Mittel ein, weil erstens die 
(Einkommensteuer)Progression aufgrund 
der Vielzahl an Investitionsbegünstigungen 
und Absetzmöglichkeiten in höheren Ein­
kommensgruppen relativ abflacht und zwei­
tens bestimmte Gruppen (Selbständige, 
Bauern, Pensionisten) keinen Wohnbauför­
derungsbeitrag entrichten, obwohl sie als 
Anspruchsberechtigte aus der WBF nicht 
ausgeschlossen sind und sohin auch Mittel 
aus der Wohnbauförderung, insbesondere 
aus der Objektförderung, lukrieren. 

Überspitzt ausgedrückt läßt sich feststel­
len, daß trotz WBF, deren BIP-Anteil im in­
ternationalen Vergleich keinesfalls gering ist 
(Ö: 1,87; D: 1,05; F: 1,30; S: 3,50; NL: 
3,55/Daten 1998; vgl. Köppl, \,993, 525), der 
derzeitige Bedarf an (leistbaren) Wohnungen 
nicht gedeckt wird und eine Umverteilung 
von unten nach oben stattfindet. 

Was nun? 

Die Wohnbauförderung ist grundlegend und 
umfassend zu reformieren. Dabei geht es in 
erster Linie darum, den derzeitigen Spitzen­
bedarf an Wohnraum unter Berücksichti­
gung der sozialen Treffsicherheit abzu­
decken. Eine neugestaltete Wohnbauförde­
rung muß darüberhinaus auf Probleme der 
Raumordnung eingehen, die ökologischen 
Gesichtspunkte des Bauens berücksichtigen, 
die Vergaberichtlinien für gemeinnützige 
Wohnbaugesellschaften k~nkretisieren hzw. 
deren Transparenz einfordern und neue 
Aufbringungsquellen (z.B. Ökosteuern) 
schaffen. 
'~.' 

Das derzeitige Mischsystem aus den un­
terschiedlichen Förderungsformen und die 
damit einhergehenden unterschiedlichen 
Länderregelungen müssen durch ein Bun­
desgesetz "gerahmt" werden, da nicht einzu­
sehen ist, daß z.B. Zumutbarkeitsregelungen 
je nach geographischer Lage divergieren. 
Ähnliches gilt für einzuführende ökologische 
Mindeststandards bei Vergabe einer Förde­
rung. Bezüglich neuer Aufbringungsquellen 
in Abtausch gegen den derzeitgen Wohn­
bauförderungsbeitrag böte sich die Finanzie­
rung aus einer noch einzuführenden univer­
sellen Ökosteuer an.(5) Denn: Sollen die 
nicht selbständig Erwerbstätigen weiterhin 
zu drei Viertel für die WBF aufkommen? 

Wohnbauförderung ist, wie gesagt, primär 
ein Instrument zur Wohnraumschaffung. 
Dabei scheint es wenig legitim und ziel­
führend, einen bestimmten Teil der Bevöl­
kerung besonders zu begünstigen, während 
ein anderer offensichtlich benachteiligt wird. 
Um sich einem verteilungsgerechten System 
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anzunähern, ohne sogleich die Wohnraum­
produktion zu beeinträchtigen, scheint das 
Modell des Förderungsausgleichs am effek­
tivsten. Damit wird Wohnbauförderung (am 
besten in Form von Darlehensgewährungen) 
allen zugestanden, die bei Haushaltsgrün­
dung oder Wohnraumschaffung der entspre­
chenden Mittel bedürfen (keine Begrenzung 
beim Zugang). 

Gleichzeitig wird die Rückzahlungs­
pflicht an die jeweilige Einkommenssituati­
on der Förderungsbezieher an ge paßt, wo­
durch gewährleistet werden soll, daß es nicht 
zu Vermögensbildungen mit Mitteln der 
WBF oder zu anderen Bevorteilungen 
kommt. Wohnbauförderung soll darüberhin­
aus nur für Wohnzwecke, also nicht, wie z.B. 
in Wien, für Garagenbauten zur Verfügung 
gestellt werden. 

Wohnbauförderung kürzen? 

Der Beirat für Wirtschafts- und Sozial fragen 
vertritt die Ansicht, daß unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Budgetkürzung bei 
der Wohnbauförderung vorstellbar wäre und 
formuliert: 

"Nach Auffassung des Beirats kann durch eine 
Verbesserung der sozialen Treffsicherheit, durch ei­
ne Konzentration der Mitte! auf den eigentlichen 
Wohnbau sowie durch erhöhte Rückflüsse ein 
gleich hohes gefördertes Wohnbauvolumen trotz 
Reduktion der Bundesmitte!fürdie Wohnbauför­
derung gewährleistet bleiben. Diese Maßnahmen 
bewirken eine hönere Effizienz der eingesetzten 
Mitte!. " 

Auf den derzeitigen Spitzenbedarf an 
Wohnraum mit Budgetkürzungen zu reagie­
ren, wird sich in Hinkunft als zu kurzfristig 
gedacht herausstellen. Hier wird offensicht­
lich aus Gründen kurzzeitiger Budget­
schönung eine Mittelkürzung vorgeschlagen, 
obwohl den ExpertInnen des Beirats bewußt 
sein muß, wie langfristig und zeitverzögert 
derartige Regelungen (nach)wirken. Auch 
scheint es bizarr, Überlegungen zur Treff­
sicherheit und Effektivität anzustellen, 
gleichsam den Eindruck erwecken wollend, 
diese würde zeitgleich mit der Budgetkür­
zung erzielt werden können. Eva Bauer rea­
gierte schon beim Sparpaket I vollkommen 
zurecht kritisch auf den Vorschlag von Ste­
fan Schulmeister, die Wohnbauförderung 
um 8 Milliarden zu kürzen("l. 

Wolfgang R. Knapp ist Diplomand der Soziologie und 
arbeitet als Sozialkoordinator für den Grünen Klub im 
Parlament. 

(4) Bauer, E., Wohnbatt/inanzierttng mit Zukunft, 
1995. 
(5) vg!. dazu das Ökosteuermode!! der Grünen 
(6) Eva Bauer, Vorübergehender SpitzC11bedarj, Der 
Statldard, 27. 1. 1995; dies. argumetltiertebd. auch ge­
gen die Umste!!ungvon niedrig verzinsten Landesdarle­
hm au! Annuitätenzuschüsse, da diese zwar kurzfristig 
Einsparungen brächten, langfristig aber erhöhte Förde­
rungsmitte! etforde1'll würdetl. 
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ZUR ENTLOHNUNG DER HAUSARBEIT 

Gedanken 
einer Kelzerin? 

M.arlies Meye~ 

Die Gleichbehandlungspo­
litik der letzten Jahrzehnte 
war in erster Linie bemüht, 
die finanzielle Unabhän­
gigkeit der Frau über eine 
vermehrte Erwerbstätig­
keit zu fördern. Eine nach­
haltige Verbesserung 
könnte aber durch eine 
neue Maßnahme erreicht 
werden: durch die Ein­
führung von "Geld für 
Hausarbeit" • 

Hauptindikatoren der Ungleichheit sind die 
Frauenerwerbsquote und der durchschnittli­
che Einkommensunterschied zwischen 
Männern und Frauen. Die letzte Volkszäh­
lung von 1991 ergab eine Frauenerwerbs­
quote von 37,7% und eine Männererwerbs­
quote von 57,5% (JI. Das durchschnittliche 
Einkommen der unselbständig beschäftig­
ten Frauen liegt um rund ein Drittel unter 
dem der Männer (2). Diese Differenz wird 
insbesondere ·in der öffentlichen Debatte 
gerne zur Gänze als "Ei'nkommensnachteil 
der Frauen" dargestellt und damit wird sug­
geriert, daß sie vollständig auf frauendiskri­
minierend geringere Löhne zurückginge. 
Faktum ist jedoch, daß Frauen in bedeutend 
höherem Maße nur einer Teilzeitbeschäfti­
gung nachgehen. Ein Drittel der ge­
schlechtsspezifischen Einkommensunter­
schiede ist auf die höhere Teilzeitbeschäfti­
gungsquote der Frauen zurückzuführen, von 
Einfluß ist auch die im Verhältnis geringere 
Jahresarbeitszeit der FrauenYI Es sollen hier 

(1) ÖSTAT zitiert nach Bundesministerium für F rau­
mange!egenheiten, Bericht über die Situation der Frauen 
in Öste7'reich, Frauenbericht 1995, S. 326. 
(2) Frauenbericht 1995, S. 348. 
(3) Fraumbericht 1995, S. 350. 
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nicht die Diskriminierungen der Frauen im 
Erwerbsleben durch die systematische Un­
terbewertung der Frauenarbeit oder den 
Einsatz von Frauen unter dem Qualifika­
tionsniveau sowie die Verweigerung von 
Aufstiegsmöglichkeiten mit pauschalem 
Hinweis auf das Geschlecht vom Tisch ge­
wischt werden. Deutlich gemacht werden 
soll nur, daß, selbst wenn die Diskriminie­
rungsverbote bei Einstellung, Entlohnung, 
Beförderung und Kündigung im Gleichbe­
handlungsgesetz für die Privatwirtschaft und 
das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz mit 
dem Frauenbevorzugungsgebot greifen, ein 
Rest an Einkommensunterschied bleibt, der 
aus der Sicht des Erwerbslebens sachlich ge­
rechtfertigt ist. Er geht zurück auf den zwei­
ten "Arbeitgeber" der Frauen, die Familie. 
Der Einsatz der Männer bei Kinderbetreu­
ung, Haushalt und Betreuung älterer Famili­
enmitglieder hält sich bekanntlich in Gren­
zen, gerade die Wahrnehmung termingebun­
dener Familienpflichten, die eindeutig im 
Widerspruch zu einer vollen Berufstätigkeit 
stehen, bleibt überwiegend - trotz aller Fort­
schritte - den Frauen. 

Zur Verdeutlichung: Im Durchschnitt ar­
beiten berufstätige Frauen pro Tag 5 1/2 
Std. außer Haus und 4 1/4 Std. im eigenen 
Haushalt, während die Männer 7 Std. zum 
Erwerb aufbringen und 1 3/4 Std. Haushalt 
und Kindern widmen.(41 Laut Mikrozensus 
1993 sind 49% der berufstätigen Frauen ver­
heiratet.(SI Die Erwerbstätigkeit der Frauen 
hat zugenommen, die Teilzeitbeschäftigung 
überproportional (1974 waren 135.800 Frau­
en, 1992 210.400 Frauen). Jede 5. erwerbs­
tätige Frau ist teilzeitbeschäftigt, unter den 
verheirateten Berufstätigen ist beinah jede 3. 
teilzeitbeschäftigt. (Im Vergleich dazu sind 
von allen berufstätigen Männern nur 1,6% 
teilzeitbeschäftigt.) (61 Diese Zahlen doku­
mentieren die zunehmende Bedeutung des 
gemischten Modells, der Auf teilung der 
Frauenarbeitskraft auf Haus und Markt. 

Der Einkommensunterschied mutiert 
meines Erachtens zur Gänze zur Einkom-

(4) Frauenbe7'icht 1995; S. 45, 100 und 111. Die Zeit­
angaben wurden von der Verfasse7'in ge7'undet. 
(5) Telefonische Auskunft des ÖSTAT 
(6) F raumbe7'icht S. 261. 
(7) Seh7' pointiel'! herausgearbeitet hat dies auch Adel-
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mensbenachteiligung, weil man das Kon­
fliktfeld Hausarbeit nicht angehen will bzw. 
zu keiner einvernehmlichen Lösung kommt. 
Zuwendungen aus dem Titel der Hausarbeit 
werden von den einen abgelehnt, weil eine 
Zementierung patriarchaler und elitärer Zu­
stände befürchtet wird: Eine finanzielle Ab­
geltung der Hausarbeit würde die Frauen 
wieder an den Herd locken, diese staatlichen 
Mittel würden nur den Besserverdienern zu­
gute kommen. Andere Maßnahmen zur ge­
rechten Arbeitsaufteilung zwischen den 
Ehegatten werden von den anderen als Ein­
mischung des Staates in persönlichste Ange­
legenheiten verworfen. Das geltende Recht 
ist jedoch inadäquat und wird dies mit Zu­
nahme der Doppelbeschäftigung der Frauen 
immer mehr. Die Rechnung, daß Frauen die 
durch die verbesserten Berufschancen ge­
stärkte Verhandlungsposition nutzen würden 
(können), um Hausarbeit an die Männer ab­
zugeben, geht offenbar nicht auf. Die 
Schraube muß daher direkt bei der Hausar­
beit angesetzt werden, will man die Benach­
teiligung der Frauen reduzieren. Der Vor­
stoß von Bundesministerin Konrad, die Auf­
teilung der Reproduktionsarbeit unter den 
Ehegatten gesetzlich zu verankern, ist gut. 
Ein Tabu wird gebrochen. Es müssen je­
doch auch die monetären Möglichkeiten zur 
Konfliktlösung genützt werden. 

Lohn der 
Haushaltsführung 

Im geltenden Unterhaltsrecht kommt die 
"berufstätige Hausfrau" nicht vor bzw. geht 
sie mit leeren Händen aus. Sie verdient aus 
eigener Erwerbstätigkeit gerade soviel, daß 
sie keinen Unterhaltsanspruch gegen ihren 
Mann hat.(7) Generell bemißt sich der Unter­
halt nach den Bedürfnissen und den Ein­
kommensverhältnissen, er soll dem weniger 
verdienenden Ehegatten eine Partizipation 
am möglichen Lebensstandard des anderen 
Ehegatten ermöglichen. Leistungen im 
Haushalt im Sinne der Haushaltsführung 
stellen kein Kriterium der Unterhaltsbemes­
sung dar, sondern entbinden lediglich von 
der Pflicht, durch Erwerbsarbeit zur gemein­
samen Bedürfnisbefriedigung beitragen zu 
müssen.(B) 

Diese Regelung ist auf die "Nur-Haus­
frau" gemünzt, die häuslich und außerhäus­
lich tätige Frau kann von der Haushalts­
führung nicht profitieren, weil das eigene 
Einkommen ihre Bedürfnisse befriedigt und 
so kein Unterhaltsanspruch gegen den nicht 
haushaltsführenden Partner besteht. Nur 
wenn der Ehegatte wesentlich mehr ver­
dient, ist ein Unterhaltsanspruch aus dem 
Prinzip der Lebensstandardangleichung ge-

heid Glementi in ih7'er Diplomarbeit "Zur Bedeutung 
des geltmden Eherechts für detl autonometl Erwerb der 
Identität als Frau", eingereicht 1993 atZ der Universität 

Wien, S. 84/ 
(8) §§ 94, 95 ABGB.· 
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geben. Die berufstätige Hausfrau macht die 
Hausarbeit solange also 'völlig umsonst als 
das Gehalt ihres Mannes ihr eigenes Ein­
kommen nicht um mehr als die Hälfte über­
steigt. Die Rechtssprechung hat nämlich bei 
Erwcrbstätigkeit beider Ehegatten die 40%­
Formel entwickelt, wonach der Unterhalt 
maximal 40 % des Einkommens ausmachen 
kann.(") 

Im Fall der Scheidung bleibt der Unter­
halt nur aufrecht, wenn die Scheidung we­
gen überwiegendem oder alleinigem Ver­
schulden des Mannes erfolgte. Schon mit ei­
ner kleinen außerehelichen Liebschaft ist 
der "Lohn" für die Haushaltsführung ver­
spielt. Neue Unterhaltspflichten des Man­
nes schmälern den Unterhalt und er entfällt 
zur Gänze, wenn sich die Frau zu einer neu­
en Lebensgemeinschaft oder Ehe ent­
schließt. 

Das Konradl sche Konzept -
Hopp oder Tropp 

Nach dem jüngsten Konzept der Bundesmi­
nisterin Konrad soll aus der Berufstätigkeit 
beider Ehegatten auch die beiderseitige Ver­
pflichtung zur Haushaltsführung und der 
Pflege und Erziehung der Kinder resultie­
ren. Verweigert der Ehegatte diese SO%ige 
Mitarbeit, so kann die Frau erfolgverspre­
chend die Scheidung einreichenYO) Der Vor­
schlag ist sehr zu begrüßen, weil damit das 
feministische Ideal der Übernahme von Re­
produktionsarbeit durch beide Geschlechter 
zur gesetzlichen Norm erhoben wird. Hardli­
nerinnen ist damit wirklich geholfen, Softli­
nerinnen kaum. 

Nur jene Frauen, die wirklich bereit sind, 
wegen der Weigerung des Ehemannes die 
Ehe aufzugeben, profitieren von dieser Re­
gelung, die anderen können die Scheidung 
nicht als Druckmittel zur Verhaltensände­
rung des Ehemannes einsetzen. Keinerlei 
Nutzen bringt die Regelung jenen Frauen, 
die die Haus- und Kinderarbeit nicht abge­
ben wollen, sei es, weil sie sich wegen des 
erhöhten Organisationsaufwands, der durch 
die Auf teilung entsteht, zur alleinigen Über­
nahme entscheiden, sei es, daß sie kein Ver­
trauen in die Fähigkeit ihrer Ehemänner ha­
ben. Und - etliche sehen die Kombination 
von Hausarbeit und (Teilzeit-) Erwerbs­
arbeit auch als optimale Sache an. Müssen 
sie dafür weiterhin "büßen" (11), wenn der 
Ehekonsens verlorengeht oder kann der Ge­
setzgeber diesen Softlinerinnen auch eine 
Hilfestellung geben? 

Zur besseren Konfliktbewältigung ist es 
notwendig, den Unterhaltsanspruch um das 

(9) Beispiel: Bei einem Netto-Einkommen des Mannes 
von S 15.000,- und einem Netto-Einkommen der Frau 
von S 10.000,- beträgt das gemeinsame F amilienein­
kommen 25.000,-. 40% davon entsprechen genau dem 
Einkommen der Frau, womit diese jedenfalls keinen 
Unterhaltsanspruch mehr hat. 
(10) Bundesministerium für Frauenangelegenheiten, 
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Leistungsprinzip zu bereichern. Als Aus­
gangspunkt wäre der Grundsatz der gleich­
teiligen Pflicht zur Übernahme von Repro­
duktionsarbeit aufzustellen. Jener Ehegatte, 
der seinen SO%igen Anteil nicht übernimmt, 
müßte demnach den überproportional täti­
gen Ehegatten "entlohnen". Zu den Kriteri­
en des Unterhaltsanspruchs der Bedürftig­
keit und der Lebensstandardanpassung wür­
de die Übernahme von Haushaltspflichten, 
die den eigenen Anteil übersteigen, hinzu­
treten. Das vorgeschlagene Leistungsprinzip 
soll also die Beistandspflicht in der Ehe 
nicht außer Kraft setzen, sondern überlap­
pen. Ist es einem Ehegatten etwa wegen 
Krankheit nicht möglich, einer Erwerbstätig­
keit oder den Haushaltspflichten nachzuge­
hen, dann soll auch weiterhin eine Unter­
haltspflicht gegeben sein. 

Eine eigenständige finanzielle Bewer­
tung der Haushaltsleistungen, die als Maß­
stab den Kollektivvertrag entsprechender 
Branchen, den tatsächlichen Durchschnitts­
lohn oder das Gehalt des/der Reproduzieren­
den im Erwerbsleben nehmen könnte, ist 
mangels Finanzierbarkeit nicht möglich. Nur 
Spitzenverdiener/innen könnten ein solches 
Haushaltsgehalt zahlen. Die Berechnung 
muß daher in Prozenten des erzielten Ein­
kommens erfolgen. Zieht man als Bemes­
sungsgrundlage das Familieneinkommen 
heran, so ist ein Lebensstandardausgleich 
gegeben und der Marktwert des Zahlungs­
pflichtigen als auch des Anspruchsberechtig­
ten fließen ein. Schwierig zu entscheiden ist 
die Frage, welcher Prozentsatz des Famili­
eneinkommens der für die Reproduktionsar­
beit eingesetzten Zeit entsprechen soll. Je­
denfalls soll ein Anreiz geschaffen werden, 
daß der besserverdienende Teil auch einmal 
zugreift und die Hausarbeit nicht bloß mit 
seinem marktmäßigen "Mehrwert" abgelten 
kann. Er sollte bei voller Haushaltsführung 
durch die Frau, jedenfalfs mehr als die Hälf­
te seines Gehalts abgeben müssen. 

Nicht zielführend ist es, "das in der Fa­
milie erzielte Einkommen bloß zu teilen 
und beide Ehegatten zu verpflichten, die 
Kosten des Haushalts je zur Hälfte zu tra­
gen. "(6) Diese schematisierte Vorgangsweise 
würde weder den überproportional in der 
Reproduktionsarbeit Tätigen "entlohnen ", 
noch für die Männer einen Anreiz bieten, 
Haushaltsarbeit zu übernehmen, da sich der 
Betrag des ihnen verbleibenden Einkom­
mens nicht erhöhen würde. 

Eine ebenso wichtige Frage wie die 
Höhe des Unterhalts ist die Durchsetzung 
des Unterhalts. Derzeit münden Unterhalts­
klagen oft in einer Scheidung, sie dokumen-

Partnerschaftliehe Aujteilung der Haus- und Pflegear­
beit, vorläufiges Konzept vom 16. 8.1995, bearbeitet 
von Anna Sporrer. 
(11) Aus der Sicht der Feministinnen büßt die Ehefrau, 
weil sie Vertrauen in den Ehemann hatte, aus der Sicht 
der Konservativen, weil sie den Ehemann verlassen hat. 
(12) Die Mitversicherung der Angehörigen bei der Kran-
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tieren zumeist schon das endgültige Schei­
tern einer Ehe. Eine Reform muß vornehm­
lich die vorbeugende Konfliktregelung im 
Auge haben und entsprechende Institute be­
reitstellen. Die hohe Scheidungsrate von 
33% legt nahe, den zwingenden Abschluß 
einer Vereinbarung über Arbeitsaufteilung 
und Höhe des Unterhalts während aufrech­
ter Ehe zu fordern. (Das große Ungleichge­
wicht der Vertragspartner spricht zudem für 
eine gesetzliche inhaltliche Verntutungsre­
gel zugunsten des haushaltsführenden 
Teils.) Die aktuelle Abstinzenz des Staates 
bei Regelung des Eheverhältnisses kommt 
dem Stärkeren zugute. Es ist aber nicht ein­
zusehen, warum die Frauen allein ein allfäl­
liges Versagen des Ordnungsprinzips Liebe, 
das ja bei der Vielzahl von möglichen Le­
bensentwürfen und -entwicklungen in der 
modernen Gesellschaft wirklich extremen 
Anforderungen ausgesetzt ist, finanziell aus­
baden müssen. Wer Einbußen am Arbeits­
markt wegen der Kinderbetreuung auf sich 
nimmt, sollte den Lohn Zug um Zug ausver­
handeln können ohne mit dem Vorwurf der 
Lieblosigkeit abgespeist zu werden. Der Ge­
setzgeber kann durch eine Verhandlungs­
pflicht die Frauen stärken. 

Absicherung 
und Versicherung 

Eine zwingende Vereinbarung während auf­
rechter Ehe ist nicht nur wegen der aktuel­
len rechtmäßigen Verfügungsmacht über 
Geldmittel interessant, sondern könnte auch 
in Zusammenhang mit der Unfallversiche­
rung und Arbeitslosenversicherung sowie ei­
ner eigenständigen Kranken- und Pensions­
versicherung gebracht werden. 

Die Bekanntgabe der Vereinbarung 
könnte zum Beispiel das Splitting der Beiträ­
ge des Mannes und entsprechende An­
sprüche der Frau nach sich ziehen. Zweifels­
ohne stellt sich angesichts der Höhe des 
durchschnittlichen Einkommens die Frage, 
wer die Beiträge bezahlen soll bzw. ob die so 
erworbenen Ansprüche ausreichen. Viel­
leicht sollte aber die Frauenpolitik einmal 
diese soziale Hemmschwelle überschreiten 
und auch Forderungen aufstellen, wenn sie 
dem "kleinen Mann" weh tun. Das Preis­
Leistungsverhältnis in der sozialen Absiche­
rung ist ein gesondertes Problem. Niemand 
hindert den Staat, mehr Mittel zur Kranken­
und Altersversorgung zuzuschießen, damit 
den Schlechterverdiener/inne/n durch nied­
rigere Beiträge mehr am Gehaltskonto bleibt 
oder noch adäquate Ansprüche an die Versi­
cherungen bestehenYZ) 

ken- und Pensionsversicherung erfolgt derzeit kostenlos. 
Diese Leistungen der Versicherungen und des Staates 
sollten natürlich in einer Neuregelung nicht ohne Äqui­
valent verspielt werden. Von den 4 Pensionsanrech­
nungsjahren für die Kinderbetreuung projitieref{zuF . 
Zeit nur Frauen, die in dieser Zeit zu Hause bleiben . .. " 
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Die Regelungssysteme zur finanziellen 
Absicherung der Frauen müssen der vorherr­
schenden Kombination von Erwerbs- und 
Hausarbeit Rechnung tragen. Wird der Un­
terhaltsanspruch schon leistungs gerecht be­
messen und führt zu individuellen Anwart­
schaften auf Pension, die mit den An­
sprüchen aus der Erwerbsarbeit summiert 
werden können, erspart man sich ge­
schlechtsspezifische ausgleichende Regelun­
gen bei Scheidung oder Pensionsanfall für 
die zukünftige Frauengeneration. Diese der­
zeit in Diskussion stehende Nachjustie­
rung 11.1) kann schwer auf die zunehmende 
Mehrfachverheiratung reagieren. Der vorge­
schlagene Ansatz hat den Vorteil, daß Ein­
zahlungszeiten und -beträge völlig flexibel 
aus den Ehen mitgenommen und mit den 
Ansprüchen aus Erwerbsarbeit kombiniert 
werden könnten.I(4) 

Geld in Frauenhände 

Natürlich ist es wünschenswert, daß die 
Männer ihren Anteil an der Reproduktions­
arbeit übernehmen. Wir werden jedoch noch 
Generationen von Frauen haben, die einer 
Doppelbelastung ausgesetzt sind. Die er­
werbsorientierte Absicherung von Frauen 
wird daher noch sehr lange zu kurz greifen. 
Ein staatlicher Ausgleich bewegt sich immer 
nur auf dem Niveau des Existenzminimums 
und trägt nichts zu einer Änderung des tra­
dierten Rollenverhaltens bei. 

Die Schnur, über die Feministinnen 
springen müssen, heißt daher "Geld für 
Hausarbeit". Dieser Sprung dürfte jedoch 
angesichts der hier vorgeschlagenen Geld­
quelle, nämlich dem Ehemann, leicht fallen. 
Die Beträge, die damit in die Verfügungs­
macht der Frauen gelangen - oder auch im 
Konfliktfall verbleiben -, sind freilich ange­
sichts der durchschnittlichen Höhe der Fa­
milieneinkommen nicht groß. Gerade bei 
den kleinen Einkommen kommt es aber auf 
jeden Schilling an. Das soziale Argument 
darf den Blick auf die Ressourcenverteilung 
zwischen den Geschlechtern nicht verwi­
schen. Das extreme Einkommensgefälle in 
Österreich bedarf gesonderter Maßnahmen. 
Es ist sicherlich unzureichend, lediglich So­
zialpolitik für Familien zu machen, worauf 
der derzeitige Verschnitt von sozialistischen 
und volksparteilichen Vorstellungen hinaus­
läuft. 

Dr. Marlies Meyer ist Juristin im Grünen Parlaments­
klub und für Umweltrecht und ausgewählte Fragen 
der Gleichbehandlung zuständig. 

(13) Renner Institut, Reader zum ExpertInnen-Forum 
"Eigenständige ökonomische Absicherungfür Frauen im 
Alter" vom August 1995. 
(14) Einen anderen Weg geht das Grüne Pensionsmo­
dell, das eine allgemeine Versicherungspflicht mit einer 
Mindestpensiotl für jedes Individuum vorsieht. Presse­
konferenzunterlage Franz Floss und Rita E111 vom 
28.10.1992. 
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ENTSCHEIDUNGEN SIND VON FRAUEN ZU TREFFEN 

Die Kodierung 
des Körpers 
Im Mittelpunkt dieses letzten Teils der Serie 
von Elisabeth Holzleithner steht die Suche 
nach einem geeigneten rechtlichen Instru­
mentarium zur Regelung von Pornographie. 
Abseits von strafrechtlichen Verschärfungen 
und anderen "Verhinderungstaktiken" zei­
gen sich Möglichkeiten in der Verbesserung 
privatrechtlicher Positionen. 

A ls Ergebnis meiner bisherigen Aus­
führungen läßt sich festhalten, daß es 

aus feministischer Perspektive inadäquat ist, 
Pornographie mit dem Begriffs- und Rege­
lungsinstrumentarium von Obszönitäten zu 
erfassen. In diesem dritten Teil sind nun die 
Probleme darzulegen, denen sich eine Por­
nographiegesetzgebung zu stellen hat. 

Zum einen ist vor dem Hintergrund der 
Anerkennung der Pornoindustrie als recht­
lich zu regulierendes Gewerbe für einen 
bestmöglichen DarstellerInnenschutz zu sor­
gen, der den Betroffenen auch ermöglicht, 
ihre Rechte aussichtsreich einzufordern. 
Zum zweiten scheint es notwendig, die Ver­
breitung von "explizitem Material" in ir­
gendeiner Form örtlich einzuschränken, um 
eine ungewollte Konfrontation mit pornogra­
phischen Bildern zu verhindern. Und zum 
dritten stellt sich noch die Frage, ob und ge­
gebenenfalls wie Gewaltpornographie zu 
verbieten ist. Darüber hinaus ist klar, daß je­
des Pornographiegesetz mit seiner Definiti­
on des inkriminierten Materials steht und 
fällt. 

Ganz generell ist in Anschluß an die 
Überlegungen gegen Ende des zweiten 
Teils der Serie zu vermerken, daß in Anbe­
tracht der Probleme, die sich für im "Sex­
Gewerbe" arbeitende Frauen hinsichtlich 
ihrer Glaubwürdigkeit ergeben, der Einsatz 
des Strafrechts äußerst fragwürdig erscheint. 
Mit Cornell- und im übrigen auch MacKin­
non - bin ich also einer Meinung, daß es 
sinnvoller ist, die Angelegenheit in die Hän­
de der betroffenen Frauen zu legen und dar-

(1) Berlit11995. 
(2) Daraus erschlitjJt sich auch, daß ei" PomographieG 
i1l ihrm Auge1l kein Selbstzweck, s01lde17l auf die Selbst-
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über hinaus angesichts der Kosten von Zivil­
rechtsprozessen flankierende Maßnahmen 
vorzusehen. Wie diese im einzelnen ausse­
hen sollen, etwa in Form der Verfahrenshilfc 
oder eines finanziellen Pools, in den die Por­
noindustrie aufgrund der strukturell beding­
ten Ausbeutung insbesondere von Pornodar­
stellerinnen einzuzahlen hat, wäre zu disku­
tieren. 

Chancen des Zivilrechts 

Einen im Hinblick auf die angeführten 
Punkte sehr interessanten Ansatz stellt Dm­
cilla Cornell in ihrer vor kurzem erschienen 
Abhandlung "Die Versuchung der Pornogra­
phie"(1) vor. Sie stützt ihr Konzept auf zwei 
Hauptpfeiler: Einen "Flächennutzungsplan" 
mit Zoneneinteilungen und ein "Bürger­
rechtsstatut", das die bürgerlichen Rechte 
von Pornodarstellerinnen gewährleisten soll. 
Im Zentrum ihrer rechtlichen Überlegungen 
steht das Anliegen, die Selbstorganisation 
von Pornodarstellerinnen, die anstreben, ihre 
Arbeitsbedingungen etwa mittels gewerk­
schaftlicher Zusammenschlüsse zu verbes­
sern, zu unterstützen IZ

). Von großer liede 11-

tung ist dabei eine genaue Einhaltllnl!, der 
Verträge, die von seiten der Frauen lIhgl> 

schlossen werden. Für den Fall, dlll.l sie gl" 
zwungen werden, andere als die vcrcillllill 
ten sexuellen Handlungen durc!r/,lIl'11ll1cll, 
soll es ihnen möglich sein, auf Sc!radcIH,'IN:lI/ 
zu klagen und ein gerichtlich vnl'llV,ll'h \'1'1 
breitungsverbotzu erwirken"', 1)1110"1'1 hili 

orgaJliS(/fiO/l (/tt' /'omo(/tII:,fdlr'l 111111'11 I!llIiw Illifd 

sollte. 
(3) C017ldl (If)!)Sj, ,Iö, 

l' 
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aus muß es freilich auch möglich sein, die 
vereinbarten Handlungen zu verweigern. 

Diese Konzeption würde sich in einen 
Ansatz fügen, der in Auseinandersetzung mit 
einem vielkritisierten Urteil des OGH in ei­
nem Prostituiertenfall entwickelt wurde. 
Der OGHI.) hatte damals entschieden, daß 
das vereinbarte Entgelt trotz Leistung durch 
die Prostituierten nicht zu zahlen war, da der 
Vertrag aus Gründen der Sittenwidrigkeit für 
ungültig erklärt wurde. Dem wurde entge­
gengehalten, daß zwar niemand zu sexuellen 
Handlungen vertraglich verpflichtet werden 
kann, daß aber bei erbrachter Leistung aus 
dem Titel des freien Dienstvertrages sehr 
wohl die Gegenleistung zu erbringen ist I;). 

Wichtig scheint auch der Hinweis, daß 
die betroffenen Frauen sich vehement dage­
gen wehren, automatisch als Opfer definiert 
zu werden. Wohl nicht zu Unrecht vermuten 
sie - und Cornell mit ihnen -, daß sich da­
hinter ein mit puritanischer Geisteshaltung 
verknüpfter bourgeoiser Überheblichkeits-

(4) GGH, Jb11989, 784 uÖ. 
(5) Weitzmbock, Die geschlechtliche Hingabe gegen Ent­
gelt, in J AP 1990/91, 14f!. Mein Dank geht an dieser 
Stelle Oll Alexallder Tipold, der mich auf dieses Problem 
in diversen email-DiskussiolleJl über das Thema Pomo­
graphie und Darstelleritmenschufk aufmerksam gemacht 
hat. 
(6) Vgl. dazu Biggy MOlldi, (K)ein Job wiejederandere. 
Bericht aus der Praxis einer Pomodarstellerin, in: Eva 
Dane, Retlate Schmidt (Hr:rg.), Frauetl & Mä,ltler lind 
Pomographie, Frankfurt am Main 1990, 103-109. 
(7) Siehe zu den Motiven, die Miitmer selbstftir ihrm 
Konsum angebe?l, die Srhlllßbemerkllllgen des ersten 
Teils dieser Serie i71 JII1idiktlili 1/95, 22-24. 
(8) Gomell (1995), 78. 

(9) Gome!! (1995), 80. Auf diesen Zusammenhang zwi­
schen RassismZlS und Sexismus verweist allch Gathariue 
MacKinnotJ, Nur Worte, Frrmkfll11 am Mai" 1994, 61: 
"Ein großer Teil der Belästigu7lg, die sexlldl ist, ist (tIIS­

drück/ich rassistisch. " 
(10) Und deswegen ist ihr auch mitdelJl Recht so schwer 
beizukommen, insbesondere, als alts dieserpsycho0l1aly-
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gestus verbirgt, der ihre eigenen Vorstellun­
gen nicht ernst nimmt. Damit soll freilich 
nicht bestritten werden, daß es in der Bran­
che Ausbeutung und Diskriminierung von 
Darstellerinnen gibt l6l. 

Cornells Konzept ist eingebettet in eine 
Durchleuchtung der psychoanalytischen 
Tiefenstruktur von Pornographie, mittels 
derer sie ihre "Versuchung" erfassen will. 

Auch Cornell geht - das ist möglicherwei­
se eine Schwäche ihres Ansatzes, ergibt sich 
aber aus ihren psychoanalytischen Prämissen 
- davon aus, daß im wesentlichen nur Män­
ner Pornographie konsumieren. In diesem 
Zusammenhang ist ihre Definition sehr auf­
schlußreich, die ausschließlich die Darstel­
lung von Geschlechtsorganen und Geschlechtsak­
ten in heterosexueller Mainstream-Pornogra­
phie erfaßt. Denn nur diese kann "befriedi­
gen", was Cornell als unbewußten Impetus 
zum Konsum pornographischen Materials 
ansieht (7

): Männer werden getrieben durch 
.. den "Wunsch, ein für allemal in die Position 

tischen Dmtung noch eill weiterer Aspekt folgt: "Die Dii­
stemis der pomographischen Welt ist Teil ihrer tiefen 
Anziehung. Verbanne sie in den Untergrund, und sie 
wird noch begehrenswerter." Gomell (1995),91. 
(11) Über die Motivation von Schwulen uud Lesbm 
zum Konsum von Pomos will Gomell offClibar als he­
terosexuelle Frau nicht urteilm. JlltereSS{lIlt, daß sie da­
gegen keine Scheu hat, die" Triebstntktlt1"" der A'iii1l1ler 
zu etltlarven, doch mag ihr zugute gehalteJI werden, daß 
sie atl eineJlmä1wlilhell Psychoallalytiker, lIällllich Jac­
q!tes Lacan, ankntipft. Zu iI1acKitJlloll siehe Teil! die­
ser'Serie, Jaridikum!/95, 22-24, 24. 

(12) Siehe zur Kritik dieses problematischen Begriffs 
Barbara Vinkm, Das Gesetz des Begehrells, i,,: Gomell 
(1995), 7-22, hier: 19-22. 
(13) Gomell (1995),109. 
(14) Hier scheint Gomell allerdings mit ihrer eigmell 
Pomographiedefittition ins Schlmderll zu kommen. 
DeJlll wenn sie ftir pomographiefreie Zonen plädiert, ist 
wohl auch die Verbatmung etmJa von Schwulenpomos 
mitgemeillt. 
(!5) !tt Österreich irscheint dies freilich angesichts der 
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des imaginären Vaters aufzusteigen, der die 
Frau/das Andere völlig beherrschen kann." IH) 
Dabei weist sie auch auf die rassistischen 
Konnotationen dieses "Phantasmas" hin: 
"Die in Ketten tobende afroamerikanische 
Frau ist eine genaue Repräsentation des 
furchteinflößenden Anderen, den man gera­
de eben nur beherrscht. Die Angst und das 
Phantasma der Herrschaft strömen im Orgas­
mus zusammen."I<;) 

Pornographie spricht also zum Unbewuß­
ten (10). Männer sind so gesehen bei Cornell 
ihrem" Triebschicksal " ähnlich aussichtslos 
ausgeliefert wie bei MacKinnon{Jl). Das ein­
zige, was Cornell demnach von einer Porno­
graphieregulierung erwarten kann, ist es, die 
Herrschaft des sich selbst verabsolutieren­
den weißen heterosexuellen" Imaginären" 
zu unterminieren und damit auch einen Bei­
trag zur Befreiung des "weiblichen Ima­
ginären"{J2) zu leisten, das sich ihr "ethischer 
Feminismus" als Ziel gesetzt hat. Dazu soll 
der schon angesprochene Flächennutzungs­
plan dienen, in dem zum einen pornogra­
phiefreie Zonen eingetragen werden sollen, 
um einen Raum zu schaffen, in dem Frauen 
(und Männer) nicht ständig mit dem geschil­
derten Herrschaftsphantasma konfrontiert 
werden. Neben ihren psychoanalytischen 
Prämissen rekurriert Cornell an dieser Stelle 
auch auf die traditionelle liberale Differen­
zierung zwischen "Kränkungen", denen man 
ausweichen kann und solchen, die "einem 
ins Gesicht" schlagen (13). 

Zum anderen plädiert sie dafür, in Zo­
nen, wo Pornographie erlaubt ist, einen Plu­
ralismus an sexuellen Phantasien zu för­
dern (I . .,. Auch hier soll also das "männliche 
Imaginäre" nicht die Übermacht haben (15). 

Dieser Ansatz scheint auch mit Catharine 
MacKinnons Forderung, das Recht auf Re­
defreiheit im Kontext des Gleichheitsprin­
zips zu interpretieren, vereinbar zu sein -
wenngleich sie mit dieser Interpretation auf­
grund ihrer kategorischen Ablehnung jegli­
cher Art von Pornographie, Playboy inbegrif-

noch imltler herrscherJderJ, ill Teil 2 dieser Serie geschil­
der1ert llaslegulIg des PomographieG im Zttsammm­
hang mit § 220 StGB als nachgerade absurde Vorstel­
ltmg; siehe Jttridikum 3/95,20-21. 
(16) MacKimt01J (1994),. 78, 82. 

(17) lnteressattt ist ill diesem Zusammenhang eill jiingst 
erschimetJer Artikel in ei1lem Sexblättchen, der unter der 
Überschrift "Echt wahr: Bei jungell LeutetJ kommett 
Pomos aus der Mode!" vermeldet, daß der Umsatz mit 
iI1agazinett, Pomojilmett und anderell "Hilfsmitteln" 
im Jahr 1994 V011 zuvor konstant 1,5 Milliarden DM 
auf 1,2 Milliarden DM zuriickgegatlgetl ist. Siehe sexy 
Nr. 36, 4.9.1995, 4. 
(J 8) So auch Barbara Vinkm: "Bilder von Näthtm 
[sind} wichtig; sie umspielen den portIographischen Go­
de, der dadurch nicht mehr so absolut regiert." (taz, 
22./23. 7.J 995. 
(19) Nadine Strossen im Gespräch mit Anette Baldauf, 
i12: [sic!} Forum für Feministische GangArten Nr. 8-9, 
September 1995,23. 

(20) StrossetJ/Baldauj (1995), 23. Siehe auch Strossetl, 
Defettdi11g Pomography, New York: Scribller 1995. 
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fen, sicher nicht einverstanden wäre. 
MacKinnon beklagt - wohl zurecht -, daß 
das Recht der Redefreiheit sich entwickelt 
hat, "ohne den gleichen Zugang zur Rede 
als zentralen Punkt jeder Gleichheitsagenda 
zu betrachten. [ ... ] Rede, und somit die 
Grenzen, innerhalb derer der größte Teil des 

. Lebens gelebt werden kann, gehört denen, 
die sie besitzen, also ganz überwiegend 
großen Wirtschaftsunternehmen. "(16) 

Abgesehen davon, daß die Frage bleibt, 
ob damit die Pornographie-Industrie von ih­
rer Quantität her wirklich gezügelt werden 
kann (J7), könnten sich hier Orte für eine 
wirksame "Gegenrede", die ja nicht nur in 
Argumenten, sondern auch in Darstellungen 
bestehen kann, auftun. Dadurch könnten 
die herrschenden Bilder öffentlich wahr­
nehmbar konterkariert werdenYS

) 

Orte der Gegenrede 

Wenngleich Cornell richtigerweise darauf 
hinweist, daß die Berufung von Pornoprodu­
zenten auf die Redefreiheit allzu offensicht­
lich zynisch ist, soll an dieser Stelle ein 
schon im zweiten Teil der Serie am Beispiel 
von Kanadas "vermeintlich profeminis­
tisch "(19) orientierten obscenity laws vorge­
brachter Gegeneinwand wiederholt werden. 
Vorgegangen wird auch hier größtenteils 
"gegen diejenigen sexuellen Ausdrucksfor­
men, die die Regierung und die moralische 
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Mehrheit nicht (wahr)haben wollen". 
So schildert Nadine Strossen, eine der 

vehementesten Verfechterinnen der Rede­
freiheit: "Hauptzielscheiben sind und blei­
ben feministische, lesbische und schwule 
Buchhandlungen. Es sollte uns nicht überra­
schen, daß [ ... ] die Regierung - in breiter 
Übereinstimmung mit der öffentlichen Mei­
nung - dekretiert, daß sie alle homoeroti­
schen Darstellungen und Beschreibungen 
inhärent diskriminierend und entwürdigend 
findet" ("J). Abschließend ist allerdings zu 
überlegen, ob nicht doch eine Einschrän­
kung der Ausdrucksfreiheit im Hinblick auf 
Gewaltpornographie vorstellbar ist. 

Dies führt zum einen zurück zur Frage 
nach einer hinreichend engen Definition 
von Gewaltpornographie, zum anderen zum 
Problem der juristischen Handhabung im 
Rahmen eines Zivilrechtsentwurfs. Susanne 
Baer und Vera Slupik schlagen in ihrem Ent­
wurf(21l, dem eine Definition von Pornogra­
phie als "sexuelle Gewalt gegen Frauen 
durch wirklichkeitsnahe, deutlich sexuelle 
Erniedrigung in Bildern und/oder Worten", 
die in sechs Ziffern ausformuliert wird, vor­
angestellt ist (§ 2), sowohl ein individuelles 
Klagerecht der betroffenen Frauen sowie ho­
mosexueller oder transsexueller fuckees als 
auch von Vereinen und Verbänden vor, "die 
sich als juristische Personen konstituiert und 
die Förderung von Gleichberechtigung von 
Frauen zu ihrem satzungsgemäßen Ziel er­
klärt haben" (§ 9 Abs 1).(22) 
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Unter "Betroffenen" verstehen Baer und 
Slupik allerdings nicht nur DarstellerInnen, 
sondern jede einzelne Person, die sich durch 
Pornographie im Sinne des Entwurfs diskri­
miniert fühlt. Diese Konzeption ist zivil­
rechtsdogmatisch höchst problematisch.<2.l) 
Als Lösung bietet sich demnach nur die Ver­
bans klage an. Angesichts der von beiden Au­
torinnen vorgestellten Definition, die neben 
expliziter sexueller Gewalt auch die in ihrer 
Problematik schon geschilderten Begriffe 
der "Minderwertigkeit" und "Erniedrigung" 
(§ 2 Z 5) enthält, entgeht allerdings auch die­
ser Vorschlag der oben angesprochenen Ge­
fahr nicht und kann zumindest in der vorlie­
genden Fassung keine angemessene Ergän­
zung von Drucilla Cornells Konzept des zo­
ning darstellen. 

Mag.' Elisabeth Holzleithner ist Vertragsassistentin 
am Institut für Rechtsphilosophie und Rechtstheorie 
an der Universität Wien. 

(21) ElIlwll1j eines Gesetzes gegen Pomographie, in: 
Kritischelustiz 1988, 171-181, 172. VgJ. zum Rege­
Jll1Igsillstrumelltarium des Zivilrechts geliereil Heidema­
tie Retzk, Zivilrecht als Il1stmmetzt gegen SexismusP Kri­
tik des PorNo-GesetzeSelllwlllfs VOll EMMA, ill: Kriti­
scheillstiz 1988,182-189. 
(22) ZustitmnetJd zllr Konzeption der Verbandsklage 
Amdt Teidtmantl, Stellungnahme aus zivilrecht/icher 
Sicht Zttm Gesetzesetzlwlttj von "EMMA ", 111: 

Dane/Schmidt(1990), 188-198, 190-191. 
(23) Siehe dazu nllr Teichmantl (1990),190/ 
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BETRIEßSlÄRM/NACHßARSCHUTZ/NACHßARSCHÄDIGUNG, TEIL 1 

Dezibel und andere 
Herzensdinge 

Bemerkungen über das 
geräuschvolle Leben neben 
Betriebsanlagen und den 
Schmerz: der Belärmten, 
über den Mut der Zumuter 
und die Dürftigkeit ihrer 
Argumente. 

aus dem Weißbuch des 
Kleinen Prinzen 

Als auf dem Planeten des Kleinen Prinzen 
die Distel es vorzog, ihre Stacheln nicht 
mehr händisch zu spitzen, sondern zur ma­
schinellen Fertigung der Stachelspitzen 
überging, war da plötzlich ein zwirbelndes 
Summen, weit hörbar, wenn auch eher leise 
oder überhaupt nur bei genauem Hinhören 

Einmaligem. Sie gaben dem Planeten des 
Kleinen Prinzen ein Gesetz: "Was du nicht 
willst, daß man dir tu, das füg auch keinem 
andern zu". So entstand auf dem Planeten 
der Rechtsstaat mit dem schlichtesten aller 
möglichen Rechtssysteme. 

aus dem Schwarzbuch der 
anlagenrechtlichen Praxis 

Im Betriebsanlagenrecht der österreichi­
schen Gewerbeordnung wird der Immissi­
onsschutz der Nachbarn einer Betriebsanla­
ge auffolgende Weise normiert: 

§ 74. (1) Unter einer gewerblichen Betriebs­
anlage ist jede örtlich gebundene Ein­
richtung zu verstehen, die der Entfaltung 
einer gewerblichen Tätigkeit regelmäßig 
zu dienen bestimmt ist. 

zu vernehmen, ein Tonsummen, manchmal 
tief, oft aber hinauf in höchste Lagen, um 
dort, offensichtlich wegen des äußersten 
Ausspitzens einer Distelspitze, in einer Ver- '1;' 

mate weiterzuzwirbeln, hinein ins Unhörba-

(2) Gewerbliche Betriebsanlagen dürfen 
nur mit Genehmigung der Behörde 
(§§ 333, 334, 335) errichtet oder betrieben 
werden, wenn sie wegen der Verwendung 
von Maschinen und Geräten, wegen ihrer 
Betriebswcise, wegen ihrer Ausstattung 
oder sonst geeignet sind, 
1. das Leben oder die Gesundheit des 
Gewerbetreibenden, der nicht den 
Bestimmungen des Arbeitnehmerschutz­
gesetzes, BGBI. Nr. 234/1972, unter­
liegenden mittätigen Familienangehö­
rigen, der Nachbarn oder der Kunden, 
die die Betriebsanlage der Art des Betrie­
bes gemäß aufsuchen, oder das Eigentum 
oder sonstige dingliche Rechte der Nach­
barn zu gefährden; als dingliche Rechte 
im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten 
auch die im § 2 Abs. 1 Z. 4 lit. g angeführ­
ten Nutzungsrechte. 

re, während schon das nächste· Summen, in 
tieferer Lage, wieder begann. 

Alsbald war die Bürgerschaft in heller 
Aufregung. Er halte das Summen nicht aus, 
rief der Gelbfuß; er müsse davonlaufen, wis­
se aber nicht wohin, rief der Blaufuß; er ver­
liere die Nerven, rief der Rosafuß. Manche 
Planetenbewohner verstummten oder ver­
schlossen sich, die Rose etwa ging nicht 
mehr auf. 

Der Kleine Prinz berief den Rat der Wei­
sen ein. Dieser verlangte, die Betreiber der 
Distelstachelspitzerei sollten ihre ruhigen 
Wohnstätten verlassen und in die zwirbelig 
versummten Gebiete übersiedeln. Doch hier 
hielten selbst die Betreiber das Summen 
nicht aus. Deshalb gingen sie daran, die Be­
triebsanlage nach dem Stand der Technik so 
zu verbessern, daß vom Summen nichts 
mehr zu hören war. Die Weisen aber wollten 
sichergehen und entschlossen sich zu etwas 
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2. die Nachbarn durch Geruch, Lärm, 
Rauch, Staub, Erschütterung oder in an­
derer Weise zu belästigen. 

§ 77. (1) Die Betriebsanlage ist zu genehmi­
gen, wenn nach dem Stand der Technik 
(§ 71 a) und dem Stand der medizini­
schen und der sonst in Betracht kommen­
den Wissenschaften zu erwarten ist, daß 
überhaupt oder bei Einhaltung der erfor­
derlichenfalls vorzuschreibenden be­
stimmten geeigneten Auflagen die nach 
den Umständen des Einzelfalles voraus­
sehbaren Gefährdungen im Sinne des § 
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74 Abs. 2 Z. 1 vermieden und Belästigun­
gen, Beeinträchtigungen oder nachteilige 
Einwirkungen im Sinne des § 74 Abs. 2 
Z. 2 bis 5 auf ein zumutbares Maß be­
schränkt werden .... 
(2) Ob Belästigungen der Nachbarn im 
Sinne des § 74 Abs. 2 Z. 2 zumutbar sind, 
ist danach zu beurteilen, wie sich die 
durch die Betriebsanlage verursachten 
Änderungen der tatsächlichen örtlichen 
Verhältnisse auf ein gesundes, normal 
empfindendes Kind und auf einen gesun­
den, normal empfindenden Erwachsenen 
auswirken. 
(3) Die Behörde hat Emissionen von 
Luftschadstoffen jedenfalls nach dem 
Stand der Technik zu begrenzen. 

Auf den Lärm bezogen und kurz gefaßt: 
Nachbarn von Betriebsanlagen dürfen durch 
betriebsbedingten Lärm nicht gefährdet und 
nicht unzumutbar belästigt werden. Was 
aber bedeutet Gefährdung, Belästigung? Das 
Gesetz läßt reichlich Interpretations­
spielräume. Zur Frage der Zumutbarkeit 
gibt es einen Hinweis, legt eine Denkspur 
aus, verweist auf das gesunde, normal emp­
findende Kind und den gesunden, normal 
empfindenden Erwachsenen. 

Wer ein Betriebslärmproblem anlagen­
rechtlich zu lösen hat, hätte alle Freiheiten, 
in diesem normativen Rahmen die Vielfalt 
menschlicher "Normalität" zu schützen, 
doch die anlagenrechtliche Praxis setzt auf 
Einengung, indem sie die Vielfalt menschli­
cher Norm verwechselt / gleichsetzt mit einer 
abstrakt gebildeten Durchschnittsfigur. Das 
Nichtakzeptieren menschlicher Individua­
lität, individuell ausgeprägter Körperlichkeit, 
Geistigkeit und Emotionalität kennzeichnet 
die anlagenrechtlichen Kommentare: 

Bezüglich der Belästigungen der Nach­
barn im Sinne des § 74 Abs. 2 Z. 2 soll im 
§ 77 Abs. 2 klargestellt werden, daß die Zu­
mutbarkeit dieser Belästigungen nach den 
Maßstäben eines Durchschnittsmenschen zu 
beurteilen ist - auf krankhafte Über­
empfindlichkeit kann nicht Bedacht genom­
men werden ... Bei Beurteilung allfälliger 
Belästigungen der Nachbarschaft durch Im­
missionen ist nach einem objektiven Maß­
stab vorzugehenYl 

Bis heute das Festhalten an Fiktionen. 
Man nehme einen der vielgekauften Kom­
mentare des Anlagenrechts, der "Hand­
bücher für die Praxis" - sie erscheinen der 
Gesetzesnovellierungen wegen in reicher 
Zahl - schon landet man beim Durch­
schnittsmenschen, bei krankhafter Über­
empfindlichkeit, beim objektiven Maßstab: 

§ 77 Abs 2 legt als Maßstab für die Beur-

(J) so die Autoren Mache und Kinseher schon in den 
frühen Siebzigerjahren und in der Folge. Hier zitiert 
aus dem federführenden Kommentar von Mache und 
Kinseher: Die Gewerbeordnung sowie die gewerber:ec4tli­
ehen Nebengesetze und Verordnungen, Manz, 198i~, S. 
301. 
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teilung der Zumutbarkeit der Belästigung 
das gesunde, normal empfindende Kind und 
den gesunden, normal empfindenden Er­
wachsenen fest. Das bedeutet, daß der Maß­
stab eines Durchschnittsmenschen heranzu­
ziehen ist und daß auf krankhafte Überemp­
findlichkeit nicht Bedacht genommen wer­
den kann. Es ist daher nach einem objekti­
ven Maßstab vorzugehen, bei dem dem 
Konstitutionsunterschied zwischen Kindern 
und Erwachsenen Rechnung zu tragen ist. (2

) 

Welche Norm normiert den normal emp­
findenden Menschen? Was ist ein 
Durchschnittsmensch? Hat ein besonders 
sensibler Mensch eine krankhafte Überemp­
findlichkeit? Ist ein Hochsensibler, etwa ein 
Musiker mit feinem Ohr, ein Kranker? Was 
für ein objektiver Maßstab soll gelten? Sind 
die Begriffe normalempfindend I Durch­
schnittsmensch I objektiver Maßstab Leer­
formeln, strategische Floskeln und Einen­
gungshilfen? Sind es Machtinstrumente? 

Wer auf dem Durchschnittsmenschen­
und Zumutungsparadigma besteht, ist selbst 
wahrscheinlich nie von Betriebslärmimmis­
sionen gepeinigt worden, kennt nicht die 
Zustände, in die Menschen geraten, wenn 
man ihnen Lärmbelastungen aufzwingt, ob­
wohl sie vermeidbar wären. Nicht um kom­
plizierte Fälle geht es hier, etwa um teuer zu 
sanierende Altanlagen, um technisch unver­
meidbaren Lärm, um nicht erprobte Tech­
nik. Es geht um den einfachen Fall, daß 
Nachbarn zur Duldung von Betriebslärm 
verpflichtet werden, obwohl dieser Lärm, 
meistens sogar leicht und billig, technisch 
vermeidbar wäre. Doch statt ihn zu vermei­
den, wird er den Nachbarn von Amts wegen 
zugemutet. Worauf das hinausläuft? Auf 
gewohnheitsmäßige Bürgerschädigung, auf 
eine Verschlechterung der Rechtslage der 
betroffenen Nachbarn, auf ein schleichen­
des, durch nichts zu begründendes Hochlizi­
tieren der Umweltbelastung. Statt zuerst das 
Vermeiden wenigstens zu versuchen, wird 
zugemutet. Statt Immissionen grundsätzlich 
nach dem Stand der Technik zu beschrän­
ken, oder es wenigstens zu versuchen, wer­
den Grenzwertspielräume ausgereizt. Wie­
viel Lärm kann dem Durchschnittsmen­
schennachbarn maximal zugemutet werden? 
Belastungsmaximierung statt Belastungs­
minimierung. Auf diese Weise unterläuft die 
anlagenrechtliche Praxis den Sinn der 
Schutznorm. Die Begründung dafür: 

Es wäre volkswirtschaftlich nicht zu ver­
treten, wollte man jede von einer Betriebs­
anlage ausgehende Belästigung zum Anlaß 
für eine Untersagung dieser Anlage nehmen. 
Nachbarn wird daher die Duldung eines ge­
wissen Ausmaßes unangenehmer Immissio­
nen zugemutet. Die gesetzliche Grenze der 
Duldungspflicht wird dadurch umschrieben, 
daß Nachbarn Belästigungen lediglich in ei­
nem "zumutbaren Ausmaß" hinnehmen 
müssen. Ob diese Zumutbarkeitsgrenze er­
reicht ist, muß danach beurteilt werden, wie 
sich die durch eine Betriebsanlage verur-
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Szenen und 
Standpunkte 

Anlagennachbarn/-nachbarinnen (N) be­
schwerten sich bei anlagenrechtlich tätigen 
Beamten (B) über die Zumutung vermeid­
barer betriebsbedingter Lärmbelästigun­
gen. Hier wörtliche Gesprächspassagen aus 
Tatsachenberichten (Details bei der Au­
wrin) 

Ni Ich halte diesen Ventilawrenlärm nicht 
aus. 

Bi Was wollen S' denn, selber drehen S' ja 
auch das Radio auf, das ist auch Lärm. 

*** 
N2 Man bräuchte nur Lärmkulissen, und 

nichts mehr wäre zu hören. Der Lärm 
ist eine Geißel. Ich hör' nur mehr Sum­
men Tag und Nacht. 

B2 Also ich tät' wegziehen an Ihrer Stelle. 
Hams das noch nie überlegt? 

*** 

N3 Ich verlange eine Auflage, damit ich die 
Maschinen der Betriebsanlage nicht 
mehr höre. Die Belästigungen sind ver­
meidbar. 

B3 Wir dürfen das nicht vorschreiben. Das 
Gesetz sagt, Sie müssen sich was zumu­
ten lassen. 

N3 Das ist gegen die Menschenrechte. 
B3 Und was ist, wenn Sie mit dem Auto 

fahren. Das ist auch laut. Fahren S' viel­
leicht nicht mit dem Auto? Oder? Na, 
Sie haben ja ein Auto, nicht wahr? Ja? 

*** 

N4 Warum verlangt man nicht, daß ver­
meidbarer Betriebslärm auch wirklich 
vermieden wird? 

B4 Wannl1 soll ich denn einem, der auf 
freier Flur eine BetriebsstUtte errichtet, 
vorschreiben, daß er seinen Lärm ver­
meidet? 

N4 Ich hab' ja keine Betriebsstätte auf frei-. 
er Flur, ich hab' nur ein Häusl neben 
einer Betriebsstätte. 

sachten Ä.nderungen der tatsächlichen örtli­
chen Verlüiltnisse auf ein gesundes, normal 
empfindendes Kind und auf einen gesun­
den, normal empfindenden Erwachsenen 
auswirken. l \) 

Zuerst der Versuch, dies durch Argumetlte 

zu widerlegen. So plausibel die Duldungs­
verpflichtung klingt, iikonomisch und juri­
stisch ist sie falsch, ethisch ist sie nicht ver­
tretbar. Warum? Beginnen wir die Widerle­
gung mit einem Beispiel, einem Tatsa­
chenbericht: 

Neben dem Wohnhaus des Nachbarn N 
wird eine Betriebsanlage errichtet. Im Gar­
ten N herrscht zunächst ein Grundgeräusch­
pegel von 38 Dezibel bei Tag. Durch 

JURIDIKUM 

B4 Warum soll ich zum Beispiel einern';; 
Tischler in einem IndustriegebieF,;i 
vierfache Schallschutzfenster vorschrei~:;: 
ben, wenn neben ihm der Schlosse~'i1 
ohnehin laut ist? , 

N4 Ich bin ja kein Tischler in einem Indu<; 
striegebiet, ich hab' nur ein Häusl n~-~; 
ben einer Betriebsstätte.,.;t; 

B4 Bei Luftverunreinigungen schreibel!.~i 
wir ohnehin die Errichtung nach derP:;l 
Stand der Technik vor. Die Luft;~ 
verbreitet sich halt weiter als der Lärm,;'~ 
Der Lärm verbreitet sich nicht so wei~'J 
wie die Luft. 

*** 

N5 Warum bezeichnen Sie mich als krank."] 
haft überempfindlich, nur weil ich drei~:;; 
mal gesagt habe, daß ich den Lärrn*!j 
nicht aushalte? . ;1 

B5 Auf Überempfindliche nimmt die;:~ 
Gewerbeordnung keine Rücksicht.: 

N5 Wollen S' behaupten, daß ich krank bin~i 
und abnormal, nur weil ich sensibeLi 
bin? 

B5 Auf einen Herzinfarktnachbarn nimmt~l 
die Gewerbeordnung auch nicht Rüc~;;~ 
sicht. Wenn wir das wollten, müßten;; 
wir das ganze Anlagenrecht mit einern) 
Wurf umstoßen. ,·j',TI 

Was glauben Sie! 

* =)\:. '* 

N6 Ich versteh' nicht, daß man die Gewer~~ 
beordnung immer weiter liberalisierti~l 
die Nachbarrechte immer mehr be"i.}l 
schneidet, ein Beispiel ist das Betriebs::~ 
ansiedlungserleichterungsgesetz. DaS'~ 
muß zum radikalen Widerstand führen;;~ 
Bürger werden anfangen, grundsätzlich;~ 
jeden Bescheid, den sie erhalten, Ztl.'~ 
bekämpfen, gegen jedes Projekt zUi~ 
protestieren. Wenn man sich auf derrN 
staatlichen Schutz nicht verlassen kanll:;:~ 
muß der Widerstand wachsen.:.~ 

B6 Schaun S', wir müssen ja weiter den;;~ 
ken, wir müssen konkurrenzHihig bIei~i:;; 
ben. Die einzige Chance, mit demi;~ 
Osten konkurrenzfähig zu bleiben, ist\'jj 
daß wir schneller sind. Schneller als der,", 
Osten. Der Osten, ja, der Osten! ';,~ 

sachverständige Mitwirkung des Amtstech­
nikers und des Amtsarztes kommt ein Be­
scheid zustande, wonach durch die betriebs­
bedingten Lärmimmissionen auf der Lie­
genschaft Nein energieäquivalenter Daucr­
schall pegel von 50 Dezibel nicht überschrit­
ten werden darf. N hat keine Vorstellung 
vom energieäCJuivalenten Dauerschallpegcl 
50 Dezibel, vertraut dem bchördlichcn 

(2) Killscher ill,' Solz/ahller- Wmdl-/'i//(/ (fing): 1Ji1' 
gewerbliche Betliebsalllaf!ß. Eill l!fllid/Jllfhjiirrlil' 1'/(/, 
xis; Jl{allz, 1991', S /(1':, 

(3) aus delll "Lr:xil-r)(J dl's IJI'/ridJs(/lI/r/.L:t?/lilh/(.I" il/ 
Stolz/erhller- Welld/-/'i//(/,' Dil' gITN/Nid/I' /101/(/1., 

aJl/age, Erf{iillzlII/gsbfll/d f1)1)./. ,1/1/11"., S. I,' 
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Schutzauftrag, der Bescheid wird rechts­
kräftig. Die Anlage geht in Betrieb. Ab jetzt 
hat N auf seiner Liegenschaft nicht einen 
Grundgeräuschpegel von 38 Dezibel, son­
dern den 50-Dezibel-Dauerlärm von Venti­
latoren der Betriebsanlage. Dies täglich, 
außer sonntags, von 6 bis 22 Uhr. Mit einem 
Schlag ist für N alles anders: das Heimkom­
men, Sitzen, Stehen, Liegen, Denken, 
Fühlen, das Ichsein. Alles erfolgt unter dem 
Unstern der SO Dezibel. Halten wir einen 
Augenblick inne. Versuchen wir, uns das 
Ausgeliefertsein vorzustellen, die Wehr­
losigkeit, die Unmöglichkeit, Ruhe zu erle­
ben, die Fluchtunmöglichkeit des Ohres, die 
Zudringlichkeit der angeblich zumutbaren 
fünfzig Ventilatorendezibel. N hält den 
Lärm nicht aus, beginnt sich zu wehren. Vor­
sprachen, Briefe, Beschwerden, Dort-und­
dahin-Laufen, Abblitzen. "Wir können die 
Anlage doch nicht schließen, ein biß! was 
müssen S' schon schluck'n", so die Gewer­
bebehörde. Nach zehn Jahren errichten die 
Betreiber freiwillig Lärmkulissen, der Lärm 
ist beseitigt. Zu spät. N erlitt mittlerweile 
schwere Schäden. Die Diagnose: Zerrüttung 
der Körperfunktionen, Schwächung des Im­
munsystems. 

Es war ökonomisch falsch, auf der Zumu­
tung zu bestehen, denn die volkswirtschaftli­
chen Kosten, die nun für N aufzuwenden 
sind, sind ein Vielfaches der Kosten für 
Lärmkulissen. Anlagenerrichter sind in der 
Regel ohnedies zur Emissionsvermeidung 
bereit, wenn Sachverständige und Behörden 
diese rechtzeitig verlangen. 

Es war juristisch falsch, auf der Zumu­
tung zu bestehen. "Jeder Mensch hat ange­
borene, schon durch die Vernunft einleuch­
tende Rechte, und ist daher als eine Person 
zu betrachten ", heißt es im § 16 des Allge­
meinen Bürgerlichen Gesetzbuches. Der 
Vernunft leuchtet nicht ein, daß man N eine 
Duldungspflicht für Belastungen aufzwingt, 
die technisch vermeidbar sind. 

Es war ethisch unvertretbar, auf der Zu­
mutung zu bestehen. Der Humanökologe 
Erich Panzhauser formuliert das Argument 
schlicht und unpathetisch: 

Eine Bauführung auf einer Nachbarlie­
genschaft oder deren Nutzungsänderung 
führt in praktisch jedem Fall zu einer Ände­
rung der Beanspruchung der eigenen Lie­
genschaft, insbesondere durch akustische 
und die Luftzustände betreffende Umwelt­
faktoren. Soweit solche Beeinflussung dcr 
Umweltfaktoren durch menschliche Le­
bensäußerungen (wechselseitig) bewirkt 
wird, liegt hinreichende Symmetrie und 
wechselseitige Duldungspflicht vor. Sofern 
aber die Beanspruchung der Nachbarliegen­
schaft durch die Auswirkungen von techni­
schen Einrichtungen ausgelöst wird, ist die 
Wechselbeziehung asymmetrisch: auf der ei­
nen Seite eine Maschine als Quelle der 
Beanspruchung, auf der anderen Seite eine 
Person(engruppe), deren Anspruch auf un­
gestörte Lebensgestaltung weitestgehende 
Priorität zuzuerkennen ist. Daher ist die Be-
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anspruchung des nachbarlichen Lebensbe­
reiches durch den Betrieb notwendiger tech­
nischer Anlagen auf der eigenen Liegen­
schaft, so weit dies dem Stand der Technik 
nach möglich ist, zu vermindern; selbstver­
ständliches Planungsziel ist die Nichtbean­
spruchung durch Maschinen-Auswirkun­
gen.(4) 

* * * Mensch und Maschine, Mensch­
maschine * * * Maschine und Profit, 
Maschinenprofit * * * Profit und 
Geld, Profitgeld * * * Geld und 
Macht, Geldmacht * * * 

Wohin führt der Diskussionsfaden? Führt 
er zum alten Elend der Herrschaft von Men­
schen über Menschen, zur Frage nach der 
Verteilung von Lasten und Nutzen, nach 
Sozialverträglichkeit? Wie gehen wir um mit 
den Widersprüchen der Mitglieder einer Ge­
sellschaft? 

Nun der Versuch, die Duldungsverpflich­
tung dureh Entzifferung aufzuschließen, der 
Dynamik der sprachlichen Figur Widerstand 
zu leisten. Was macht die Sprache mit dem 
Sinn? 

Nochmals die TextsteIle: Es wäre volks­
wirtschaftlich nicht zu vertreten, wollte man 
jede von einer Betriebsanlage ausgehende 
Belästigung zum Anlaß für eine Untersagung 
dieser Anlage nehmen. Nachbarn wird daher 
die Duldung eines gewissen Ausmaßes un­
angenehmer Immissionen zugemutet. Die 
gesetzliche Grenze der Duldungspflicht 
wird dadurch umschrieben, daß Nachbarn 
Belästigungen lediglich in einem "zumutba­
ren Ausmaß" hinnehmen müssen. Ob diese 
Zumutbarkeitsgrenze erreicht ist, muß da­
nach beurteilt werden, wie sich die durch ei­
ne Betriebsanlage verursachten Änderungen 
der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse auf 
ein gesundes, normal empfindendes Kind 
und auf einen gesunden, normal empfinden­
den Erwachsenen auswirken. (5) 

Vier Sätze. Jeder, für sich genommen, 
,plausibel. Tatsächlich wäre volkswirtschaft­
lich nicht zu vertreten, jede von einer Be­
triebsanlage ausgehende Belästigung zum 
Anlaß für eine Untersagung dieser Anlage zu 
nehmen. Doch darum geht es hier nicht. Der 
Nachbar will die Anlage nicht verbieten las­
sen, er will von ihr nicht mutwillig (durch 
vermeidbare Immissionen) belästigt, er will 
in Ruhe gelassen werden. Der Satz "Es wäre 
volkswirtschaftlich nicht zu vertreten ... " hat 
hier nichts verloren. In seiner Selbstver­
ständlichkeit ist er jedoch geeignet für einen 
falschen Augenschein: Sich gegen die Zu­
mutung von Betriebslärm zu wehren, sei 
volkswirtschaftlich bedenklich. Wir müssen 
den ideologischen Mißbrauch aufspüren, der 
sich in dem verbirgt, "was sich von selbst 
versteht". Wofür liefert der Satz "Es wäre 
volkswirtschaftlich nicht zu vertreten .. ~" ein 
Alibi? Er schafft durch eine ihrer Wider­
sprüche entledigte Sprachfigur, eine stimmi­
ge Oberfläche, und er schafft einen Vorrang, 
den Vorrang der Volkswirtschaft. Die 
Sprachfigur, also die Form, macht aber den 
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Sinn, den Nachbarschutz, nicht gegenwärtig. 
Sie macht ihn abwesend. Die Form liefert 
ein Alibi zur Entfernung des Sinnes. 

Lesen wir weiter: "Nachbarn wird daher 
die Duldung eines gewissen Ausmaßes 
unangenehmer Immissionen zugemutet." 
Hier ist das Wort "daher" das Signal für die 
Abwesenheit des Sinnes. Die Tatsache, daß 
es volkswirtschaftlich nicht vertretbar ist, al­
le belästigenden Anlagen zu schließen (statt 
die Belästigungen zu beseitigen), ist ja kein 
Grund, Nachbarn Duldungspflichten aufzu­
zwingen. Das Wort "daher" schafft einen 
falschen Begründungszusammenhang, einen 
falschen Augenschein. 

Lesen wir weiter: "Die gesetzliche Gren­
ze der Duldungspflicht wird dadurch um­
schrieben, daß Nachbarn Belästigungen le­
diglich in einem ,zumutbaren Ausmaß' hin­
nehmen müssen. Ob diese Zumutbarkeits­
grenze erreicht ist ... auf einen normal emp­
findenden Erwachsenen auswirken." Was 
geschieht? Hier manifestiert sich der Bela­
stungsvorgang, aber die sprachliche Form 
macht den Vorgang unschuldig. "lediglich", 
"Grenze", "zumutbar", "normal empfin­
dend", wie arglos! Dazu noch "moralisch". 
Wer wollte nicht ein bisserl was ertragen (für 
die Volkswirtschaft), wer wollte nicht normal 
sein? 

Die Ideologie, der diese Sätze dienen: 
Anlagenerrichter müssen geschont werden; 
Nachbarn müssen dafür Lasten ertragen. Die 
Folge: In der anlagenrechtlichen Praxis er­
folgt die Zumutung von Immissionen nicht 
nach Maßstäben des Menschen, sondern 
nach Maßstäben der Macht. Das Zumu­
tungsinstrumentarium: der Durchschnitts­
mensch, der normal empfindende Mensch, 
der objektive Maßstab - es sind Machtkon­
strukte. Was spräche dagegen, die Duldungs­
verpflichtung etwa so zu formulieren: 

Es ist notwendig, bei der Errichtung ei­
ner Betriebsanlage jede von dieser Anlage 
ausgehende Emission nach dem Stand der 
Technik zu beschränken. Jedoch wird Nach­
barn die Duldung eines gewissen Ausmaßes 
unvermeidbarer Immissionen zugemutet. 
Die gesetzliche Grenze der Duldungspflicht 
liegt in der Zumutbarkeit. Diese ist danach 
zu beurteilen, wie sich die durch eine Be­
triebsanlage verursachten unvermeidlichen 
Änderungen der tatsächlichen örtlichen Ver­
hältnisse auf den Menschen auswirken. Die 
Beurteilung hat nach dem Stand der ein­
schlägigen Wissenschaften, vor allem auch 
der Humanökologie, der Psychologie, der 
psychosomatischen Medizin zu erfolgen .. 

Teil 2 folgt • 

Prof. Mag.' rer.nat.Dr.phil. Maria Nicolini (vorm. 
lenkl) lehrt am Institut für Interd!sz.~linäre For­
schung und Fortbildung (lFF) / Soziale Okologie, Uni 
Klagenfurt, Sterneckstraße I 5, A-90 IOKlagenfurt. 

(4) aus Panzhausers Gutachten vom 30.11.1987 im 
Fall N. Dieses Gutachtetl löste bei der Behördekeill 
Nachdellkell alts. N würde llicht geholfen. 
(5) siehe Fußtlote 3. 

,. 
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Straen 
KEINE SICHERHEIT OHNE GRUNDSÄTZE 

Die Notwendigkeiten 
der Kontrollgesellschaft 

cAri"'oicPilgram 

Die Risiken neuer Techno­
logien sind nicht mehr im 
bisherigen Rahmen lösbar. 
Neue Kontrollpraktiken 
scheinen unabwendbar. 
Doch wie können Betroffe­
ne und die Gesellschaft ge­
schützt werden? 

Nr 4/95 

Wieder und wieder scheint die Sicherheit im 
Lande mangels ausreichender polizeilicher 
Rechte und Mittel bedroht. Infolge überktil­
tivierter persönlichkeitsrechtlicher Skrupel 
bei der Strafverfolgung hätten Terrorism1Js 
und internationales Verbrechen leichtes 
Spiel. 

Gehört die stereotype Wiederholung sol­
cher Klagen bloß zur Strategie der Durehset­
zung autoritärer Lösungen oder verbirgt sich 
darin ein rationaler Kern? Und wenn es die­
sen rationalen Kern gibt, sind deswegen 
auch schon die vorgebrachten Vorschläge 
vernünftig? 

JURIDIKUM 

Die wirklich großen Probleme der Si­
cherheit, das Problem der Sicherung der 
ökologischen Lebensvoraussetzungen auf 
dem Raumschiff Erde, die Probleme der 
Wirtsehafts-, Währungs- und somit 8ozialsta­
bilität, die Probleme der Großtechnologie 
und der Hochrüsrung etc. sind nicht mehr in 
den bisherigen Rahmen lösbar. Sie sind we­
der nationalstaatlich, noch einfach reaktiv 
bewältigbar. Einleuchtende Beispiele sind 
die Atom- oder die Gentechnologie. Wenn 
einmal ein Reaktor explodiert, wenn einmal 
ein "Killervirus" freigeworden ist, ist es 
schon zu spät. Dann nützt es nichts, wenn 
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Polizei und Feuerwehr ausrücken, wenn die 
Straf justiz Verantwortliche verfolgt, wenn 
man die Betreiberfirma klagt oder aufVersi­
cherungen baut. Prävention ist also angesagt 
(wenn und solange sich nicht überhaupt 
Rückbau und Verzicht verwirklichen las­
sen!). 

Das Eingehen großer Risken hat die ge­
sellschaftlichen Kontrollerfordernisse und -
techniken inzwischen mancherorts radikal 
verändert. In der Atomtechnik z.B. (wie 
auch bei der Militär- und Weltraumtechnik, 
aber auch bei der Wissenschaft, Verwaltung 
und den Kontrollapparaten dafür, bei den 
"Intelligence Services") muß jede/r Mitar­
beiterln als Risikofaktor, als mögliche 
Bruchstelle in einem komplexen techni­
schen System gelten, alles andere wäre fahr­
lässig. Er/Sie muß ohne Begründungspflicht, 
ohne konkrete Verdachtsvoraussetzung stän­
dig "durchleuchtet" werden können, ohne 
daß es dabei noch strenge Grenzen zwischen 
beruflicher und außerberuflicher Sphäre, 
zwischen Person und Milieu gibt. Sämtliche 
Umstände, gesundheitliche, finanzielle, psy­
chische, politische etc. können relevant sein. 
Um die sicherheitsrelevanten Informationen 
in ihrer ganzen Masse zu verarbeiten, müs­
sen ferner neue Informationstechnologien, 
Methoden der Verarbeitung, des Austau­
sches, der Verknüpfung und Interpretation 
von Daten zum Einsatz kommen. Kriti­
kerInnen der Atom- und ähnlicher riskanter 
Technologien haben früh erkannt, daß tradi­
tionelle Vorstellungen von Persönlichkeits­
rechten und Persönlichkeitsschutz damit un­
vereinbar sind und diese Technologien gera­
de auch deshalb abgelehnt. (Trotz der schon 
geschaffenen Tatsachen eine nach wie vor 
bedenkenswerte Position.) Für das Individu­
um als Bestandteil risikoreicher Korporatio­
nen und Apparaturen kann nicht mehr ein­
fach derselbe Respekt reklamiert werden 
wie einstmals. Großgeschriebene Sicherheit 
kollidiert mit der Achtung vor der Person 
und den entsprechenden politischen und 
Rechtsgrundsätzen. 

Vor diesem Risikohintergrund fällt es 
heute anscheinend leichter denn je, auch für 

un tere 

die Sicherheitsbehörden erweiterte Befug­
nisse und Mittel, erweiterte Bewegungsfrei­
heit bereits im Vorfeld der strafrechtlichen 
Ermittlungen, zusätzliche gefahrenpräventi­
ve Kompetenzen zu verlangen. Plausibili­
siert werden die Forderungen durch moder­
ne Assoziationen polizeilicher Anstrengun­
gen mit der Bekämpfung von "Atom­
schmuggel " oder von "Hochtechnologie­
transfer" an unliebsame InteressentInnen 
sowie durch die VerknUpfung des Bedro­
hungsbildes Terrorismus mit der Gefahr mi­
litärischer Massenvernichtungsmittel. (Aktu­
elle Ereignisse von lanciertem [?] Uran­
schmuggel oder von Giftgasanschlägen in Ja­
pan unterfüttern diese Assoziationen.) Weil 
offenbar die betrieblichen oder die militäri­
schen Kontrollstrukturen in gewissen Situa­
tionen versagen und Grenzöffnungen und 
Verflechtungen punktuelle Kontrollmißstän­
de zu internationalisieren drohen, scheint ei­
ne kontroll technische Aufrüstung der Polizei 
unabweisbar, scheint heute die Verallgemei­
nerung von Kontrollpraktiken aus speziellen 
Risikobereichen auf die Gesamtgesellschaft 
unabwendbar. 

't,' Bevor jedoch grünes Licht gegeben wird 
für gravierende Eingriffe in Persönlichkeits­
rechtsbestände, sollte nochmals in einigen 
Punkten nachgefragt werden: 

1 .) Weshalb hat in manchen Fällen die gezieltere 
und deshalb viel aussichtsreichere Risikokontrolle 
an den Gefahrenquellen selbst nicht ausreichend 
funktionielt.P Kiinnett polizeiliche Maßnahmett der 
Kontrolle über die Öffentlichkeit betriebliche Kon­
troll defizite kompettsierett.P 

Die These, daß es bei der Gefahrenab­
wehr in den diskutierten Bereichen in erster 
Linie auf die Qualität der formellen und in­
formellen Kontrollen im legalen Produkti­
ons- und Distributionssektor ankommt, 
mehr als auf erweiterte polizeiliche Zugriffs­
möglichkeiten auf einen diffusen illegalen 
bzw. kriminellen Verkehrssektor, dürfte sich 
unschwer begründen lassen. 

Ohne Zweifel ist es heute Aufgabe priva­
ter oder öffentlicher Unternehmungen, die 
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mit riskanten Technologien operieren, Si­
cherheitsstandards auch bei der Personen­
kontrolle zu entwickeln und zu verbessern. 
Hier liegt ein weites Betätigungsfeld spezia­
lisierter interner oder externer Sicherheits­
dienstleister. Moderne Formen des Betriebs­
schutzes, des Schutzes sensibler Güter oder 
Informationen werden heute aber vor allem 
auch mit Wissen, mit Billigung und mit Mit­
wirkung der Betroffenen zu arbeiten haben 
- als beste Voraussetzung für die immer 
wirksamste informelle Kontrolle. 

Herr, die Not ist groß! 

Für die Akzeptanz von Belastungen intensi­
ver Supervision (als solche Gegenstand des 
spezifischen, freiwillig eingegangenen Ar­
beitsvertrags) wird man in solchen Unter­
nehmen materielle Privilegien und Diskreti­
on offerieren mü~sen, Schutzgarantien eige­
ner Art. Dazu gehört, daß prinzipiell die Ein­
haltung höchster betrieblicher Vorgaben, 
nicht hingegen von öffentlichen Strafnor­
men (etwa des grobschlächtigen Verbots der 
fahrlässigen Gemeingefährdung) überwacht 
wird, daß zwischen der betrieblichen und 
der öffentlichen Kontrolle Unterschiede ge­
macht und auch Grenzen eingezogen wer­
den. 

Die MitarbeiterInnen sollten nicht durch 
rechtliche Konsequenzen ihres HandeIns, 
sondern durch positive oder negative Konse­
quenzen für ihren betrieblichen Status moti­
viert sein. Eine rigorose öffentliche Kontrol­
le der Unternehmensverpflichtungen in Be­
zug auf Sicherheitsmaßnahmen wird in er­
ster Linie als Aufgabe von technischen Prü­
fungsämtern und sozialen Arbeitsinspektora­
ten (zum Schutz auch vor innerbetriebli­
chem Kontrollmißbrauch) zu sehen sein. Po­
lizeiliche Maßnahmen vermögen all das 
nicht zu ersetzen, es ist fraglich, wo sie es er­
gänzen können, wohl aber können sie falsch 
beruhigen oder sogar innerbetriebliche Kön­
trollbemühungen konterkarieren. Man wird 
nicht daran vorbeigehen dürfen, daß es mit~. 
unter gerade externe sicherheitsdienstlich'e 
Aktivitäten sind, die bestehende (Selbst)-
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Kontrollen stören, überfordern und außer­
kraftsetzen können. Der agent provocateur 
ist ein besonders gefährlicher Virus und Risi­
kofaktor in sensiblen Kontrollsystemen. Der 
Polizei ist daher aufzuerlegen, betriebliche 
Sicherheitsspielregeln ihrerseits nicht zu ver­
letzen. 

2.) Eine andere Frage ist: Ist das durchaus plau­
sible Mode!! der (konsensue!!en und befristeten) 
innerbetrieblichen Kontrolle extremer Risiken zu 
verallgemeinern und auf den öffentlichen Kon­
trollbereich schlechthin zu übertragen? Sollen di­
verse Gruppen (außerhalb der legalen Produkti­
ons- und Distributionssphäre), denen die Polizei 
die Eigenschaften zutraut, sich bei Gelegenheit 
auch in den widerrechtlichen Besitz von techni­
schen Massenbedrohungs- und -vernichtungsmit­
teln zu setzen, als solche und auch wegen im allge­
meinen anderer und mindergefährlicher Handlun­
gen uneingeschränkt zum Zielobjekt polizeilicher 
Kontrollmaßnahmen werden dürfen - so wie es 
bei einer existenziellen Bedrohung angemessen wä­
re? 

Die ich rief die Geister ••• 

Der Verdacht des Schlimmsten richtet sich 
gegen die "Organisierte Kriminalität" und 
den "Terrorismus". Aber "organisierte Kri­
minelle" schmuggeln auch Zigaretten und 
"Terroristengruppen" verbreiten auch ge­
fährliche Schriften. Wer und was ist wirklich 
mitgemeint? Zuletzt wurde in Österreich 
ganz konkret nach einer weiteren Briefbom­
benserie die Einführung des "Großen 
Lauschangriffs" gefordert. Im selben Atem­
zug wurden auch andere Methoden - etwa 
die "Rasterfahndung" - und andere Ziel­
gruppen, etwa die "Organisierte (Wirt­
schafts-)Kriminalität" ins Spiel gebracht. Es 
macht aber doch einigen Unterschied, ob es 
um begründete (privat-)betriebliche Sicher­
heitsmaßnahmen (mit Wissen und Billigung 
der MitarbeiterInnen) im Bereich von 
Hoch(risiko)technologien, oder ob es um 
verdeckte Überwachung durch öffentliche 
Organe in den weitesten sozialen Feldern 
und mit möglicherweise strafrechtlichen 
Konsequenzen für die Betroffenen geht. 

Es macht auch einen Unterschied, ob 
sich die gewünschten erweiterten Kontrollen 
(in Anlehnung an die Sprache der Militärs) 
auf den "nonkonventionellen " Risikosektor 
beziehen sollen, oder gleich mit aufkonven­
tionell riskante Berufsvollzüge, wirtschaftli­
che und politische Aktivitäten (auf Inha­
berlnnen von bestimmten Sachkompeten­
zen, internationalen Verbindungen, extre­
men Anschauungen etc.). 

Es ist auch nicht gleichgültig, ob die eine 
oder andere neue Methode der Beweissiche­
rung gerichtlich verwertbar, oder ob der Ein­
satz von systematischen elektronischen Mas­
sendatensammlungen, -verknüpfungen und 
-analysen zur Verdachtslenkung zulässig ge­
macht werden sollen. Die öffentliche Dis­
kussion der letzten Zeit tendiert dazu, wich­
tige Unterschiede zu verwischen. Die gesell-
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Cfntwurff ber ~nlegung ~er i)aumfföd'en, mit ben barau nbtbigen 
Werfoncn. _ 

schaftliche Präsenz von unkonventionellen 
Risiken und die Notwendigkeit verschärfter 
Kontrolltechniken in bestimmten betriebli­
chen Settings enthebt jedoch keinesfalls der 
Begründungspflicht, wer weswegen seitens 
der Öffentlichkeit zum Objekt welcher Me­
thodik der Registrierung, Datenanlage, Ob­
servanz, Ermittlung etc. ausgewählt wird. 
Die Zubilligung entsprechend erweiterter 
präventiver Kontrollkompetenzen für die Si­
cherheitskräfte kann nur durch explizite und 
nachprüfbare Extremfallannahmen begrün­
det werden. Mit erweiterten Kompetenzen 
werden die Gefahren(quellen)theorien der 
Exekutive und die praktischen Handlungs­
folgen daraus öffentlich immer relevanter. 

••• werd ich nun nicht los. 

3.) Wenn dem so ist: Wie überprüft man dann 
am wirkungsvollsten die polizeiliche Annahmebil­
dung und die daraus gezogenen praktischen Kon­
sequenzen, um Betroffene und Gese!!scha/t vor 
Fehlern zu schützen und Grenzen zu wahren? 

Tatsache ist, daß das Instrumentarium 
sowohl der gerichtlichen als auch der politi­
schen Polizei kontrolle auch in demokratisch 
entwickelten Staaten immer noch defizitär 
erscheint. Methoden der Machtbalance zwi­
schen Exekutive und Justiz aus der Strafver­
folgung in Vorfeldbereiche auszudehnen 
oder das parlametarische Monitoring der Po­
lizeitätigkeit zu institutionalisieren, sind 
wichtige Überlegungen. Damit dies aber 
nicht nur der politischen Legitimierung 
dient, nicht erst wieder nur Freibriefe zur 
Verfügung stellt, sondern wirksame Kontrol­
le garantiert, bedarf es flankierender Maß­
nahmen sowohl im Sicherheitsapparat wie 
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auch außerhalb. Dazu gehört die demokrati­
sche Bildung der polizeilichen Funktionsträ­
ger, selbst mit gefährlichen Mitteln zu han­
tieren und sich daher bereitwillig gehobenen 
Sicherheitsanforderungen zu unterwerfen. 
Wer mehr Rechte und Mittel beansprucht, 
darf sich der öffentlichen Transparenz der 
eigenen Arbeit und der öffentliche Verant­
wortung für sie nicht entziehen. Auf der an­
deren Seite bedarf die Wahrnehmung der 
Kontrolle über die Exekutive höherer Kom­
petenz als bisher. 

Es braucht Fachleute für Fragen der Si­
cherheitspolitik und der Polizeiarbeit, die es 
(nicht nur) in Österreich außerhalb des Ap­
parats kaum ausreichend gibt, unabhängige 
wissenschaftliche und empirische Beschäfti­
gung mit der alltäglichen Praxis der Sicher­
heitskräfte (mit ihren Prioritäten, ihrer Effi­
zienz, ihren Nebenfolgen etc.), um den poli­
tischen und juristischen Kontrollorganen mit 
Erfahrung zur Hand zu gehen. Wem der 
Wille fehlt, in der Diskussion um Polizei­
rechte und -mittel vorangehend über neue 
Informations- und Rechenschaftspflichten 
der Polizei, über Haftungs- und Schadens­
korrekturmöglichkeiten, über Verwissen­
schaftlichung und Demokratisierung der öf­
fentlichen Kontrolle über den Sicherheitsap­
parat zu diskutieren und dies parallel zu re­
geln, wem der Sinn für den Wunsch der Ge­
sellschaft abgeht, sich von der Arbeit der Po­
lizei zu überzeugen und überzeugen zu las­
sen, der hat die Notwendigkeiten der Kon­
trollgesellschaft noch nicht verstanden. 

Dr. Arno Pilgram ist am Institut für Rechts- und Kri­
minalsoziologie in Wien tätig. 
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KRIMINELLE ORGANISATION, GELDWÄSCHEREI, KONFISKATION 

Die Trias der 
egenmaßnahmen 

Wolfgang BO$Jens~~Fger 

Niemand weiß so recht, 
was "Organisierte Krimi­
nalität" auszeichnet. Die 
Bezifferung des Anteils 
der "OK" an der Gesamt­
kriminalität ist daher eine 
Frage der Definition. 
Strafrechtliche Gegenmaß­
nahmen sind angebracht, 
doch sollte nicht mit Kano­
nen auf Spatzen geschos­
sen werden. 

Was haben die türkischen Staatsangehörigen 
Ali 1., Seyho K., Ishan B. und Ishan Y. auf 
der einen Seite und die serbische Staatsan­
gehörige Ljiljana G. und der französische 
Staatsangehörige Thierry Robert P. auf der 
anderen Seite gemein? Auf den ersten Blick 
wenig. Immerhin: Beide Gruppen waren im 
Herbst 1993 in Tirol aufhältig. Qie einen 
betätigten sich bis zum 4. bzw. bis zum 27. 
November 1993 als Mitglieder eines (von 
der Vereinsbehörde nicht untersagten) Ver­
eins, nämlich des "Kurdischen Arbeiter- und 
Kultur-Vereins Ararat in Tirol" und waren 
darüber hinaus auch als Funktionäre der 
"Nationalen Befreiungsfront Kurdistans" für 
die Eintreibung monatlicher Spenden und 
für jährliche Großsammlungen zuständig. 
Die anderen beiden haben sich Olm 16. und 
17. November 1993 im Raum Kufstein und 
Brixlegg aufgehalten, um im Auftrag anderer 
Scheckbetrügereien auszuführen (sie haben 
dabei Aufträge anderer, " welche die bettiigeri­
sehe Herauslockung von Geld durch Ei"MsulIg 
widerrechtlich entzogener und durch Nadlahmullg 
der Unterschnft der rechtmäßigen Kontoinhaber 

(1) "Strafgesetznovelle 1993", BGBI. Nr. 527/1993. 
(2) lAB, 1160 BlgNR XVlI!. GP,2. 
(3) Zur Begründlmg der Inkrimillierllllg der Geldwä­
scherei vgl. B ogensberger in lltridikum 1/93, 36-41. 

( 4) Morde, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib lind 
Lebetl, erpresserische Entfiihnmgen, Übedieje1'lmgen an 
eine auslälldische Macht, Sklavenhandel, Raubiibe1jälle, 
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gefälschter Scheckf01"1flulare unter Verwendung ge­
fälschter Ausweise bei Kreditinstituten im Unter­
inntal sowie in Innsbruckbetrafen", entgegen­
genommen und bei diversen Geldinstituten 
zwischen Kufstein und Brixlegg mit Hilfe 
der gefälschten Schecks insgesamt 180.000 
Schilling herausgelockt). 

Beide Gruppen wurden vom OGH 1994 
in letzter Instanz rechtskräftig verurteilt (Ur­
teile vom 5. Mai 1994, AZ 12 Os 36/94, bzw. 
vom 18. Oktober 1994, AZ 11 Os 114/94), 
wobei das Höchstgericht jeweils selbst auch 
die Strafe festlegte: Ein Kurde erhielt eine 
teilbedingte Freiheitsstrafe von einem Jahr 
(vier Monate unbedingt, acht Monate be­
dingt), die übrigen drei wurden zu Freiheits­
strafen von jeweils acht Monaten bedingt 
verurteilt; das serbisch-französische Betrü­
gerpaar wurde hingegen zu zwei Jahren Frei­
heitsstrafe unbedingt verurteilt. Neben der 
Gemeinsamkeit des Aufenthalts und der 
Verurteilung durch den OGH besteht aber 
noch eine weitere: Beide Gruppen wurden -
unter anderem - wegen desselben Delikts 
verurteilt! Die seit dem 1. Oktober 1993 
geltende Strafbestimmung der "kriminellen 
Organisation" nach § 27801 Abs. 1 StGB (I) 
macht's möglich. Dieser Tatbestand wurde 
erst durch den parlamentarischen Justizaus­
schuß in den "Geldwäschereientwurf" ein­
.gefügt, weil es - so der Bericht des Justizaus­
schusses - "bei der Bekämpfung der organisier­
ten Kriminalität ... als Mangel empfunden (wur­
de), daß das österreichische Strafrecht keinen Tat­
bestand kennt, der die Mitglieder einer kriminellen 
Organisation schon wegen dieser Mitgliedschaft 
mit Strafe bedroht.lZ

' " 

Die kriminelle Organisation 

Diese strafrechtliche Innovation des § 278a 
Abs. 1 StGB sollte nach dem Willen des Ge­
setzgebers - ebenso wie die Bestimmungen 
gegen Geldwlischerei (§§ 165, 27801 Abs. 2 
StGB)(,l) - eiern Kampf gegen die organisierte 
Kriminalität dienen. Nach dem Wortlaut des 

JÜpreSSIlIl[!.ell, Gelrlwiischerei, bestimmte [!.emeil/[!'i!fiihrli­
ehe strafbare Halldllll/gell, j~Jl!IlsdJeJ/htllldel, bestimmte 
strafbare Hal/dlutlgetl gegen rlie SidJerheit ries Verkeht:\' 
mit GeirI, Wel1papieretllltid Weilzeichell, nicht IIltrge­
ritlgfiigige Sat"hbeschädigllugm, Diebstähle oder Betrlige­
reien sowie Suehtgifthandel, bezogen auf eille große Mm-
ge S lIehtgift. ~ 
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Abs. 1 des Tatbestandes der "kriminellen 
Organisation" ist - unter anderem - ein Mit­
glied einer Organisation, deren Zweck oder 
Tätigkeit, wenn auch nicht ausschließlich, 
auf die fortgesetzte Begehung gewichtiger 
Straftaten I") gerichtet ist, mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu be­
strafen. 

Um allerdings die Zielsetzung - Kampf 
dem organisierten Verbrechen - zu verdeut­
lichen, hielt der parlamentarische Justizaus­
schuß die seiner Ansicht nach wesentlichen 
Bestandteile einer (kriminellen) "Organisa­
tion" in seinem Bericht fest. So fügte dieser 
Justizausschußbericht zu elen gesetzlichen 
Voraussetzungen (Organisation mit dem 
Zweck einer fortgesetzten erheblichen De­
linquenz) noch weitere, den Begriff der Or­
ganisation deutlich einschränkende Merk­
male hinzu: So soll der Begriff der "Organi­
sation" über den der Verbindung (§§ 246, 
279 StGB) und den der Bande (§§ 130, 143, 
165,278 StGB) hinausgehen und "nicht nur 
durch die größere Anzahl von Personen (SI, sondern 
audl durch eine auf Dauer oder zumindest auf 
längere Zeit ausgerichtete Verbindung, durch ar­
beitsteiliges Vorgehen, durch eine hierarchische 
Struktur zmd eine gewisse Infrastruktur gekenn­
zeichnet sein" (6). 

Obwohl der OGH die einschränkende 
Interpretation des Begriffes der kriminellen 
Organisation durch den Bericht des Ju~ 
stizausschusses den beiden zuvor zitierten 
Entscheidungen zugrunde gelegt hat, sind 
die eingangs erwähnten Gruppierungen -
unter anderem - wegen des Verbrechens 
nach § 27801 Abs. 1 StGB verurteilt worden: 

Der Umstand, daß der "Kurdische Arbei­
ter- und Kultur-Verein Ararat in Tirol" sowie 
die "Nationale Befreiungsfront Kurdistans" 
als Teilorganisationen der "Arbeiterpartei 
Kurdistans" (PKK) gelten, war ausreichend 
für eine Verurteilung nach dieser Bestim­
mung, weil sich die vier Kurden dadurch "an 
einer Organisation beteiligt haben, deren - wenn 
auch nicht ausschließliche - Tätigkeit in der Aus­
übung von Terrorakten bestand". Eine Ausein­
andersetzung mit den einzelnen Elementen 
des Organisationsbegriffes (größere Anzahl 
von Personen, Dauer, arbeitsteiliges Vorge­
hen, Hierarchie, Infrastruktur) findet sich im 
Kurden-Urteil allerdings nicht, werden aber 
offensichtlich als vorliegend angenommen. 
Im Ergebnis ist durch dieses Urteil eine 
Gruppierung, die vereins rechtlich nach 
ihrem Zweck, ihrem Namen oder ihrer Orga­
nisation als nicht gesetzwidrig angesehen 
wurde, strafrechtlich als kriminelle Organisa­
tion eingestuft worden. Das birgt eine In­
kongruenz staatlichen Handelns in sich. 

(5) Als Richtwert dienen etwa zehn Personen (minde­
stells zehn: Foregger-Serilli-Kodek, StGB, 5. Auflage, 
S 561; etwa ab zehn: Leukatt/-Steitlinger, Kommentar 
zum StGB, 3. Auflage, 1336; mehr als zehn: Marshall, 
Ö1Z 1979, 422; dagegen: drei bis zehn Personen: iVJay­
erhofer-Rieder, 8tGB, 3. Alt/lage, 818). 
(6) lAB, a.a.G., 2 f 
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XLV 180.000,- Schilling von Banken her- nisierten Kriminalität so exakt benennen 
auszulocken vermochten. können, dann wird wohl die inhaltliche Fra-

lJLlJ>[1elfllng hes ber<ellli irr .bel' .tuff au§e~tJflCrtert 
uisiten. 

Ein zweifellos wenig befriedi­
gender Umstand. Was immer man 
mit dem "Kampf gegen das organi­
sierte Verbrechen" gemeint hat, auf 
kurdische Kulturvereine und auf 
Betrügerpaare war die Bestimmung 
der kriminellen Organisation .in er­
ster Linie wohl nicht gemünzt ge­
wesen. Man könnte sich nun damit 
trösten, daß sich die Gerichte ohne­
dies über die Strafzumessung aus 
diesem Dilemma retten können. 
Dies geschah auch: So hatte sich 
das Erstgericht im "Kurdenfall " in 
drei Fällen mit Geldstrafen begnügt 
(15.000,- S, 10.800,- S, 9.000,- S), 
welche das Höchstgericht in eine 
Freiheitsstrafe nahe der Strafunter­
grenze (8 Monate) umgewandelt 
hat; präventive Erwägungen spra­
chen bei dieser "kriminellen Orga­
nisation" nicht gegen eine bedingte 
Strafnachsicht. Und bei dem Betrü­
gerpaar scheint auch die unter ei­
nem erfolgte Verurteilung wegen 
gewerbsmäßigen schweren Betru­
ges bei der Strafzumessung den 

Beim serbisch-französischen Betrüger­
paar sind dem Urteil des OGH zumindest 
Ansätze einer Auseinandersetzung mit dem 
Organisationsbegriff des Justizausschußbe­
richtes zu entnehmen: Demnach ergäbe sich 
aus den Angaben der Angeklagten "das Zu­
sammenwirketl einer großen Zahl VOll arbeitsteilig 
- durch Beschaffung von Scheckformularen, Fäl­
schutzg von Ausweisen, Scheckfälschung lind Ein­
lösung sowie als Fahrer oder Kontaktpel:lOtZetl -
für die Verbindllng tätigen Mitgliedern, eine in 
mehreren Ländern Ellropas - itl Form von Fäl­
scherwerkstätten, Verbindutlgsstellen sowie ku1';z,­
fristig veifügbaren Fahrzeugen und Fahrern -
vorhandene Infrastrttktur und der Bestand meh­
rerer Kommandoebenen ... , durch deren Aufbau 
ein utlmittelbarer Kontakt zwischen den - der 
graßten Entdeckungsgefahr ausgesetztetl - bloßen 
Ausführungsorganen und detl die Spitze des kri­
minellen Unternehmetls bildenden Personen ver­
mieden werden kann". 

Das Dilemma 

Diese beiden ersten höchstgerichtlichen 
Entscheidungen zum Straf tatbestand der 
kriminellen Organisation nach § 278a Abs. 1 
StGB führen bereits deutlich das Dilemma 
bei der Bekämpfung der organisierten Kri­
minalität vor: Argumentativ wird bei der 
Einführung bestimmter strafrechtlicher 
Maßnahmen auf die gewalttätigen und in 
großem Stil illegale Gelder erwirtschaften­
den Verbrechersyndikate(7) gezielt und durch 
Verurteilung getroffen werden in Tirol Mit­
glieder eines kurdischen Kulturvereines so­
wie zwei arbeitsteilig agierende Betrüger, 
die insgesamt (später. sichergestellte) 
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"Löwenanteil" eingenommen zu 
haben ("reifliche Überlegung lind sorg­

fältige Vorbereitung der Betrttgshandlungen ", 
"minimale Abwehrmaglichkeiten dergeschädigtetl 
Banken", " außergewöhnliche kriminelle Willens­
intensität"), während die Beteiligung an einer 
kriminellen Organisation hauptsächlich zur 
Begründung der Verhängung einer unbe­
dingten Freiheitsstrafe trotz ordentlichen 
Lebenswandels und trotz Sicherstellung des 
Betrugserlöses herangezogen wurde ("um der 
stetig wachsetIden Aktualitiit orgflllisiettergrenz­
iiber:rd!r(iitender Kapitaldelinqll(!I/z wirksam zu 
begegNetI "). 

Polizei und organisierte 
Kriminalität 

Gibt es aber diesseits der Strafzumessung ei­
nen Ausweg aus dem Dilemma? Ist die Defi­
nition der kriminellen Organisation noch im­
mer zu weit und zu unprUzise? Ein Blick ins 
Polizeirecht könnte vielleicht abhelfen. Öf­
fentlichen Äußerungen führender Repräsen­
tanten der Sicherheitsbehärden zufolge fällt 
es im Polizeibereich offenbar leichter, orga­
nisierte Kriminalität zu orten. So wird einmal 
der Anteil der organisierten Kriminalität an 
der Gesamtkriminalität mit 25%, ein anderes 
Mal mit 30% und schließlich sogar mit 30% 
bis 35% angegeben. Einigen Äußerungen 
zufolge wird um die Jahrtausendwende mit 
einem Anteil von 50 % zu rechnen sein;(H) im 
Jahr 2000 wird - nach den Prognosen von 
Vertretern der Sicherheitsbehörden - jede 
zweite Straftat dem Bereich "organisierte 
Kriminalität" zuzuordnen sein! 

Wenn nun diese sicherheitsbehördlichen 
Repräsentanten sogar die Quantität der orga-
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ge, wann organisierte Kriminalität vorliegt, 
geklärt sein. Der strafrechtliche Begriff der 
kriminellen Organisation oder der Bande 
oder der Verbindung kann diesen Angaben 
kaum zugrundegelegt worden sein, weil in 
diesem Fall die Prozentsätze nur ein mini­
males (und damit weniger öffentlichkeits­
wirksames) Ausmaß erreichen würden. 
Bleibt noch die Möglichkeit, daß der sicher­
heitspolizeiliehe Begriff der organisierten 
Kriminalität als Maß herangezogen wurde. 
Dann läge "organisierte Kriminalität" bereits 
dann vor, "sobald sich drei oder mehr Menschen 
mit dem Vorsatz verbinden,fortgeset;z,t gerichtlich 
strafbare Handlzmgetl zu begehen" (§ 16 Abs. 1 
Z 2 SPG). In diesem Fall könnten die kol­
portierten hohen Prozentsätze stimmen. 

Aber sollte man wirklich bereits dann von 
organisierter Kriminalität sprechen, wenn 
drei 15jährige Schüler beschließen, einige 
Pfeiler von Autobahnbrücken an mehreren 
Samstagen zu besprühen? Man sollte sich­
mE - bei Verwendung einer so weiten Defi­
nition wie jener des SPG zumindest bewußt 
sein, daß man dann nicht annähernd von 
dem spricht, was auf internationaler Ebene 
unter "organisierter Kriminalität" verstanden 
wird. 

Definitionen in Deutschland, 
in der Schweiz und der EU 

So wird in Deutschland etwa in diesem defi­
nitorischen Bereich von folgender Arbeits­
grundlage ausgegangen: " Organisierte Krimi­
nalität ist die von Gewinn- und Machtstreben be­
stimmte planmäßige Begehung von Straftaten, die 
einzeln oder in ihrer Gesamtheit von erheblicher 
Bedeutung sind, wetln mehr als zwei Beteiligte auf 
längere oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig a) 
unter Verwendung gewerblicher oder geschäftlicher 
Strukturen, b) unter Anwendung von Gewalt oder 
anderer zur Einschüchterung geeigneter Mittel 
oder c) unter Einflußnahme auf Politik, Medien, 
affetltliche Verwaltung, Justiz oder Wirtschaft zu­
sammenwirken" (9). 

Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß in 
Deutschland - auch von der Polizei (trotz 
vergleichbarer innenpolitischer Interessens­
lage) - ein anderes Bild der organisierten 
Kriminalität gezeichnet wird: Im Jahr 1993 
waren in Deutschland 776 Ermittlungsver­
fahren im Bereich der organisierten Krimina­
lität mit insgesamt 9.884 Tatverdächtigen 
und über 42.000 Einzelstraftaten anhängig; 
der nachweisbare Gesamtschaden, der durch 
diese Straftaten verursacht wurde, beläuft 

(7) Russenmajia, chillesische ilifajia, PizZa-COfltlectiQll, 

Yakuza, Medellitl-Kartel/, Ca/i-Kartell, COStl Nostra, 

Camorra, Ndrangheta tlSW; mall spricht von einem 

weitweitC1l Jahresumsatz von 300 bis 500 Mrd US 

Dollar. 

(8) So erst jüngst Sika in den OÖ NachrichtC1l vom 

26.8.95, 23. 
(9) Vgl. Boers, Neue Kriminalpolitik 3/1995,38. 
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sich auf knapp 2 Mrd. DM, der zusätzlich er­
mittelte Gewinn auf ca. 800 Mio. DM ("n. 

Setzt man nun die in Österreich kolportier­
ten Zahlen dazu in Relation, so kommt man 
zu einem ungleich bedrohlicheren Istzu­
stand hierzulande: Bei einer Gesamtzahl von 
rund 196.000 ermittelten Tatverdächtigen 
im Jahr 1993 wären - bei einem behaupteten 
Anteil von 35% - in Österreich rund 68.600 
Tatverdächtige (und somit absolut rund sie­
benmal und in Relation rund 70 Mal mehr 
als in Deutschland) dem Bereich der organi­
sierten Kriminalität zuzuordnen. Daraus läßt 
sich unschwer ableiten, daß die von man­
chen führenden Repräsentanten in der öf­
fentlichen Diskussion verwendeten prozen­
tuellen Angaben zwar für die nationale 
rechtspolitische Argumentation brauchbar 
sind, (Stichwort: "Lauschangriff"), nicht 
aber für den internationalen Vergleich. 

Die Schweiz wiederum stellt im Straf tat­
bestand "Kriminelle Organisation" (lI) zu­
nächst auf das Vorhandensein folgender Or­
ganisationsmerkmale ab: etablierte, länger­
fristig angelegte Gruppenstruktur, hochgra­
dige Arbeitsteilung, Gewinnstreben, stark 
hierarchischer Aufbau, Abschottung nach in­
nen und nach außen, Vorhandensein wirksa­
mer Durchsetzungsmechanismen für interne 
Gruppennormen, Bereitschaft zu Gewaltak­
ten zur Verteidigung und zum Ausbau der 
Organisation bzw. zur Erlangung von Ein­
fluß auf Politik und Wirtschaft, flexible 
Strukturen. Vorausgesetzt wird weiters, daß 

(10) Bundesministerium des ftmem, Otganisiel1e Kri­
minalität und ihre Bekämpfung in Deutschland, ill: 
Prevention of Crime and Treatment of Offenders, BOtl1l 
April 1995, 19. 
(11) Artikel 260'" des Schweizaischell Strafgesetzbuches 
lautet: " Wer sich an einer Organisation beteiligt, die 

die Organisation ihren Aufbau und ihre 
personelle Zusammensetzung geheim­
hält (im Sinne einer qualifizierten syste­
matischen Abschottung mit internem 
Disziplinierungs- und Ehrenkodex, eth­
nischer Geschlossenheit, Fürsorge für 
angeklagte und verurteilte Mitglieder). 
Die Organisation muß sodann den (kei-
neswegs ausschließlichen) Zweck ver­
folgen, Gewaltverbrechen zu begehen 
oder sich mit verbrecherischen Mitteln 
zu bereichern. Schließlich muß sich der 
Täter an der Organisation beteiligen 
oder diese in ihrer verbrecherischen 
Tätigkeit unterstützen (121. 

Zur Abrundung seien in diesem Zu­
sammenhang noch definitorische Erwä­
gungen einer E U-Ratsarbeitsgruppe 
("Drogen und organisierte Krimina­
lität") erwähnt: Damit eine Straftat oder 
eine kriminelle Gruppe der organisier­
ten Kriminalität zugerechnet werden 
kann, muß sie mindestens sechs der fol­
genden elf Kriterien (davon drei obliga­
torisch und drei f~lkultativ) aufweisen: 
Zusammenarbeit von mehr als zwei 
Personen (obligatorisch); jede Person 

hat ihren eigenen Aufgabenbereich; Zusam­
menarbeit während eines längeren oder un­
befristeten Zeitraumes; Anwendung einer 
gewissen Disziplin und Kontrolle; Bestehen 
des Verdachts auf schwere Straftaten (obliga­
torisch); Vorgehen auf internationaler Ebe­
ne; Anwendung von Gewalt oder anderer zur 
Einschüchterung geeigneter Mittel; Ein­
schaltung kommerzieller oder unterneh­
mensähnlicher Strukturen; Beteiligung an 
Geldwäsche(rei); Einflußnahme auf Politik, 
Medien, öffentliche Verwaltung, Justiz­
behörden oder die Wirtschaft; Motiv: Ge­
wmn- und/oder Machtstreben (obligato­
risch). 

Gegenmaßnahmen 

"Diese unterschiedlichen Ansätze zur Erfas­
'sung der kriminellen Organisation weisen 
zunächst darauf hin, daß es bislang noch kei­
ne präzise und allgemein akzeptierte Defini­
tion dieses Phänomens gibt; weiters offenba­
ren die divergierenden Ansätze auch, daß 
nur wenig substantielles, systematisches 
Wissen über Ausmaß, Struktur und gegen­
seitige Vernetzung von organisierter Krimi­
nalität vorliegt. Dennoch scheint vielfach 
doch Einigkeit darüber zu bestehen, daß es 
so etwas wie komplexe verbrecherische Per­
sonenverflechtungen, die sich in ihren krimi­
nellen Aktivitäten quantitativ und qualitativ 
vom einzel tat bezogenen "Pülcher" oder 
"Gangster" bzw. auch vom genau kalkulie-

heimhält, und die den Zweck vetfolgt, Gewaltverbrechen 
zu begehett odersich mit verbrecherischen Mitteln zu be­
reichenl, wer eine solche Otgatzisation in ihrer verbreche­
rische" Tätigkeit unterstützt, wird mit Zuchthaus bis zu 
/i/nf Jahrell oder mit Gifängnis bestraft. " 
(12) Vgl dazu die "Botschaft über die Änderung des 

ihren Aufbau und ihre personelle Zusammetlsetzung ge- Schweizetischetz Stt"-afgesetzbuches und des Militärstraf-

Seite 30 JURIDIKUM 

renden (Wirtschafts-)Kriminellen unter­
scheiden (131, tatsächlich (in zunehmendem 
Maße) gibt. Weiters scheint unbestritten, 
daß die Existenz solcher kriminellen Netz­
werke wenig erfreulich ist und daß das Straf­
recht Maßnahmen der Gegensteuerung er­
greifen soll. Diese Strategien der "Bekämp­
fung des organisierten Verbrechens" haben 
sich in den letzten Jahren weltweit vor allem 
auf drei Bereiche konzentriert: Auf die Be­
strafung der Geldwäscherei, auf die Inkrimi­
nierung der kriminellen Organisation und 
auf die Konfiszierung verbrecherisch erlang­
ter Vermögens bestandteile. 

Österreich befindet sich mit Blick auf 
diese strafrechtliche Trias gegen die organi­
sierte Kriminalität im internationalen 
Gleichklang: Die Tatbestände der Geldwä­
scherei und der kriminellen Vereinigung 
sind nunmehr bereits seit zwei Jahren in 
Kraft. Der Großteil der seit 1994 eingeleite­
ten (mehr als 30) Verfahren wegen Geldwä­
scherei befindet sich im Stadium des ge­
richtlichen Vorverfahrens; von den ergange­
nen Urteilen sind bis Mitte Juli 1995 zwei 
(bereits in erster Instanz) in Rechtskraft er­
wachsen. Darüber hinaus wurden zahlreiche 
Rechtshilfeersuchen von mehreren Staaten 
(Italien, Deutschland, USA, Rußland, Ukrai­
ne) an Österreich im Zusammenhang mit 
dem Verdacht der Geldwäscherei gestellt. 
Wenn es derzeit noch für eine Bilanzierung 
etwas verfrüht erscheint (es gibt bislang auch 
noch keine höchstgerichtliche Judikatur), er­
scheint doch der strafrechtliche Ansatz der 
Verfolgung der Geldwäscherei - prima vista 
- richtig. 

Über die praktische Anwendung des Tat­
bestandes der kriminellen Organisation sei 
auf die eingangs erwähnten Beispiele ver­
wiesen; diese deuten darauf hin, daß er "ver­
besserungsfähig" ist: Worin liegt die Begrün­
dung (und Rechtfertigung) für einen Organi­
sationstatbestand? Soweit Gruppierungen 
Straftaten ausüben und die Zuordnung zu 
einzelnen Personen möglich ist, kann mit 
dem Angebot des auf Einzelindividuen zu­
geschnittenen Strafrechts das Auslangen ge­
funden werden (wobei die komplexe und 
übergreifende Planung sowie die arbeitsteili­
ge Durchführung vielfach im Rahmen der 
Qualifikationen "gewerbsmäßig" bzw. "ban­
denmäßig" berücksichtigt werden kann). Ist 
die Zurechnung von Straftaten auf einzelne 
Täter (wegen der Verschachtelung, der 
Komplexität, der Undurchdringlichkeit oder 
der Abschottung innerhalb der Gruppierung) 
nicht möglich, entsteht kriminalistisch und 
kriminologisch das Bedürfnis nach einem 
Organisationstatbestand, der allein auf die 
Existenz einer kriminellen Verbindung ab-

gesetzes" vom 30-Iuni 1993, 19 ff) 

(13) Einzeljallstudiefl, jourtlalistischen Recherchen, 
Aussagen ehemaliger Mitglieder vor Gericht sowie poli­
zeiliche Lageberichte weisetl eine solche Deckung auf, daß 
das Gesamtbild gegett eine " Etfindung" spricht (Kerner, 
Neue Kriminalpolitik 3/95,41). 
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stellt und bereits die Zugehörigkeit daran 
strafrechtlich sanktioniert. Dadurch soll 
zweierlei erreicht werden: Zum einen wird 
die Beweissituation für die Gerichte erleich­
tert, weil zwischen Handlung und Delikt 
kein Nachweis der Kausalität(skette) gefor­
dert wird, und zum anderen wird durch die 
Beteiligung an der Organisation die Strafbar­
keit weit in das Stadium der Vorbereitung 
von Straftaten vorverlegt. 

So scheint ein Hauptproblern der syste­
mischen strafrechtlichen Erfassung der kri­
minellen Organisation durch § 278a Abs. 1 
StGB vor allem darin zu liegen, die als be­
drohlich empfundenen kriminellen Ver­
flechtungen exakt(er) zu erfassen (Kurden­
fall); weiters scheint es unabdingbar, daß bei 
(nicht untersagten) Vereinen mit politischer 
Zielsetzung eine allfällige Strafbarkeit erst 
dann eingreifen soll, wenn der Verein seinen 
statutenmäßigen Wirkungskreis überschrei­
tet oder überhaupt den Bedingungen seines 
rechtlichen Bestandes nicht mehr entspricht. 
In jenen Fällen, in denen die traditionellen 
Zurechnungskriterien die Verfolgung von 
Tätern ohnedies ermöglichen (wie im Fall 
des Betrügerpaares), scheint ein Organi­
sationstatbestand entbehrlich. Diese subsi­
diäre Aufgabe des systemischen Strafverfol­
gungsansatzes sollte meiner Ansicht nach 
nicht verloren gehen. 

Die dritte Säule der einschlägigen straf­
rechtlichen Trias, die auf kriminelle Organi­
sationen zugeschnittene "systemische" Kon­
fiskation von Vermögensbestandteilen steht 
noch aus. Gerade hier scheinen noch viele 
strafrechtliche Möglichkeiten brach zu lie­
gen, insbesondere wenn man bedenkt, daß 
vor allem das Geld die Schnittstelle zwischen 
Ökonomie, Politik und organisierter Krimi­
nalität darstellt. Das Aus-dem-Verkehr-Zie­
hen von Vermögenswerten ist wohl der für 
kriminelle Organisationen schmerzvollste 
Eingriff ("Achillesferse"). Eine entsprechen­
de konfiskatorische Regelung wird in der 
Regierungsvorlage zu einem Strafrechtsän­
derungsgesetz 1995 (14) im Rahmen der völlig 
neustrukturierten "Abschöpfung der Berei­
cherung" vorgeschlagen; dieser Vorschlag 
sieht seit 22. August 1995 einer parlamentari­
schen Beratung und Beschlußfassung entge­
gen. (Allerdings wird sich auch hier die Frage 
einer legistisch befriedigenderen Definition 
des § 278a StGB stellen, zumal die ange­
strebte Konfiskationsregelung teilweise an 
der Existenz einer kriminellen Organisation 
anknüpft). 684 Mill. ÖS, die seit Anfang 1994 
wegen ihrer vermutlich illegalen Herkunft 
mit gerichtlichen Beschlüssen auf öster­
reichischen Bankkonten "eingefroren" wur­
den (15\ harren einer Konfiskation. 

Dr. Wolfgang Bogensberger ist Richter und Referent 
in der Straflegislativsektion des BMJ. 

(14) 327 der Beilagen zu den Stenographischet/ Proto­
kolletI des Nationalrates XIX. GP. 
(15) Wietls PolizeipräsidentStiedl, Stat/dardv. 1.8.94. 
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REFORMFORDERUNG AN DEN GESETZGEBER 

Die Wahrheitspflicht 
des Beschuldigten 

Reinhard Moos 

Ist der Beschuldigte nach 
geltendem Strafprozeß­
recht zur Aussage und zur 
Wahrheit verpflichtet? Die 
Hypothek der Geschichte 
und der Ausblick in die 
Zukunft. 

I. Gegenwärtige Rechtslage 

Nach § 199 Abs 1 der österreichischen Straf­
prozeßordnung (StPO) hat der Untersu­
chungsrichter vor dem Beginn der Verneh­
mung den Beschuldigten "zu ermahnen, daß 
er die ihm vorzulegenden Fragen bestimmt, 
deutlich und der Wahrheit gemäß beantwor­
te". Eine solche "Ermahnung" hat nur Be­
rechtigung, wenn der Beschuldigte ver­
pflichtet ist, sich entsprechend zu verhalten, 
denn jemanden zu etwas zu ermahnen, das 
er gar nicht zu tun braucht, ist anmaßend 
oder tückisch; für ein Gesetz ist: es unzu!iis­
sig. Hat der Beschuldigte keine Pflicht zur 
wahrheitsgemäßen Aussage, so darf ihn der 
Richter höchstcns fragen und ermuntern, ob 
er nicht von sich aus freiwillig zur Wahrheits­
findung beitragen möchte. 

Die StPO enthält Vorschriften, die § 199 
scheinbar in diesem Sinne ergänzen. Verwei­
gert der Beschuldigte die Aussage oder ver­
stellt er sich als taub, stumm, wahnsinnig 
oder blödsinnig, so ist er nach § 203 StPO 
"Iediglich aufmerksam zu machen, daß sein 
Verhalten die Untersuchung nicht hemmen 
und daß er sich dadurch seiner Verreidi­
gungsgründe berauben könne". Auch sind 
Zwangsmittel, "um den Beschuldigtcn zu 
Geständnissen oder anderen bcstimmten 
Angaben zu bewegen", ebenso wie Vcrspre­
chungen und Vorspiegelungen durch § 202 
StPO in allen Fällen ausdrücklich verboten. 
Zwangsmittel dürfen nur aus anderen Unter­
suchungsgründen angewendet werden, so­
weit sie ausdrücklich zulässig sind, wie die 
körperliche Besichtigung, (Untersuchung oh­
ne diagnostische Eingriffe), Personsdurchsu­
chung und Haft (§§ 132, 139, 175 ff StPO). 

JURIDIKUM 

Ein Zwang, sich bei einer Aussage an die 
Wahrheit zu halten, wird auch nicht durch 
Strafvorschriften über Falschaussagen aus­
geübt. Diese betreffen nur Zeugen, wenn sie 
nicht von einem Aussageverweigerungsrecht 
Gebrauch machen (I). Zeugen haben immer 
"die reine Wahrheit anzugeben" und müs­
sen die "volle Wahrheit" allenfalls auch eid­
lich bestätigen (§§ 165, 169 StPO); ihre Aus­
sage ist durch Beugestrafe erzwingbar (§ 160 
StPO). 

Für den Beschuldigten kann aus § 202 
StPO indes nur gefolgert werden, daß seine 
Aussage nicht erzwingbar ist. § 199 Abs 1 
StPO enthält demnach eine nicht erzwingba­
re Pflicht (lex imperfecta), aber eben doch 
eine Gesetzespflicht zur umfassenden, wah­
ren Aussage, also auch zur Selbstbeschuldi­
gung. Auf diesem Hintergrund. macht das 
bloße "Aufmerksam machen" nach § 203 St­
PO durchaus guten Sinn: Wenn der zur wah­
ren Aussage verpflichtete Beschuldigte sich 
verstellt, ist der Richter gegen ihn machtlos. 
Es bleibt ihm nur übrig, ihm klarzumachen, 
daß er sich damit selbst eher schaden als nüt­
zen könne, weil der Richter ohnehin nach 
der gegebenen Beweislage davon überzeugt 
sei, daß sich der Beschuldigte nur verstelle, 
also Grund habe, die Wahrheit zu verbergen. 
Diese Art der Aufmunterung läuft auf die 
Belehrung über ein Schuldindiz durch nicht 
korrektes Prozeßverhalten hinaus, nicht aber 
auf eine Aufklärung über eine etwa beste­
hende Freiheit der Aussage. Dasselbe muß 
gelten, wenn der Beschuldigte nach Über­
zeugung des Richters lügt. Sagt er gar nichts 
und verstellt er sich auch nicht, so sind gern 
§ 200 Abs 2 StPO Suggestivfragen ausnahms­
weise erlaubt, Fangfragen sind dagegen aus­
nahmslos zu vermeiden (§ 200 Abs 1 StPO). 
Im übrigen kann der Richter aus dem 
Schweigen nach Maßgabe der freien Beweis­
würdigung seine Schlüsse ziehen. Sie dürfen 
wegen der Unschuldsvermutung (Art 6 Abs 2 
Europäische Menschenrechtskonvention -
MRK) nicht schon deswegen negativ sein, 
weil der Beschuldigte nichts sagt. 

In allen Fällen der Aussageverweigerung 
oder der Falschaussage handelt es sich, wie 

(I) §§ 288 Abs 1, 289 StGB. Die StraJbarkeitdes Par­
teien-Meineids nach § 288 Abs 2 StGB betrifft nItr Aus­
sage/I in Zwangsvollstreckmzgsveljahretl. 
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sich aus § 199 Abs 1 StPO ergibt, um gesetz­
widriges Prozeßverhalten. Nach höchstrich­
terlicher Rechtsprechung ist der Beschuldig­
te rechtlich oder sittlich verpflichtet, sich 
wahrheitsgemäß zu verantworten, es besteht 
bloß kein entsprechender Zwang(2). Im Ef­
fekt herrscht jedenfalls an der Anerkennung 
einer wie auch immer gearteten, gesetzlich 
festgelegten Pflichtigkeit kein Zweifel. Der 
Beschuldigte wird nicht etwa darüber be­
lehrt, daß die Ermahnung nach § 199 Abs 1 
StPO rechtlich unverbindlich sei. Das 
Schrifttum zog sich auf die Ausrede zurück, 
der Beschuldigte sei gem § 199 Abs 1 StPO 
zumindest sittlich zur wahrheitsgemäßen 
Aussage verpflichtet(J). Das ist eine Scheinlö­
sung. Bloß sittliche, rechtlich unverbindliche 
Pflichten aufzustellen, kann nicht Aufgabe 
eines Gesetzes bzw des Rechtes sein. Eine 
sittliche Pflicht im Recht ist eine Rechts­
pflicht. Rechtsethik bedeutet, daß hinter 
den Rechtsnormen sittliche Normen stehen, 
nicht aber Ethik ohne Rechtscharakter. No­
wakowski meinte denn auch noch 1949 als 
Privatdozent(4): "Wohl mag der Beschuldigte 
nicht nur sittlich, sondern auch rechtlich ver­
pflichtet sein, die Wahrheit zu sagen. Aber 
diese Rechtspflicht ist ohne Sanktion. Es 
bleibt dem freien Willen des Beschuldigten 
überlassen, sie zu erfüllen." 

Harbich, der spätere Vizepräsident des 
OGH, begründete 1970 die Meinung, der 
Beschuldigte sei "wohl nicht rechtlich, aber 
sittlich" zur wahrheitsgemäßen Aussage 
nach § 199 Abs 1 StPO verpflichtet, aus dem 
Wesen des Strafprozesses, denn die Erfor­
schung der Wahrheit sei "das höchste und 
heilige Interesse", das es im Strafprozeß ge­
be(S). Wenn der Beschuldigte für sein Lügen 
nicht gestraft werde, so werde dieses doch 
von der Rechtsordnung nicht gebilligt. Die 
Wahrheitserforschung finde ihre Grenze 
zwar an der Würde des Menschen, ihr ent-

(2) Vg! SSt 13/67 für eine rechtliche Pflicht. Zur sittli­
cheu Pflicht unter Ablehnung der rechtlicheu vgl etwa 
KH 1495, 3993, SSt 4/96. 
(3) Vgl. Tlapek/Seriui, Die österreichisthe StPO 6 

(1968), § 199 Anm 1; ebmso noch F oregger/Serini, 
StPO (1972), § 199 Atl11lI. VOll einer "sittlichen Wahr­
haftigkeits- l/ud Antwortpflicht des Beschuldigten" als 
einem Überbleibsel des Inquisitionsprozesses hatte dage­
getl schotl kritisth 1874 Wahlberg gesprochetl, vgl ders, 
Die Gehorsamsfrage in der StrafprozejJordllll1lg, 
GrütlhZ Bd. J (1874), 152 ff, 165. Diese sittliche Ver­
pflichtlmg entsprath den Motive!l des Gesetzgebers, vgl. 
Mayer, Handbuch des östert"lfichischell StrafprozejJrech­
tes. Bd I, Entstehungsgeschichte (1876),150 J; Bd 1I, 
Commetttar (1881), § 199 AII1II 1. Nach jjilayers eigener 
Ansicht verläßt dieses gesetzliche " Postulat einer soge­
nanntell moralischm Vetpflichtllllg zur Wahrheitsanga­
be" jedoch die Grlt7ldsätze des Anklageprinzips, viel­
mehr habe der Beschuldigte das Ruht zu schweigen. 
(4) Nowakowski, Sind Ve/jahl"lfll zur Erzielung Ittl­
wirklicher ÄußeruJlgm des Beschuldigtet! zulässig.? JBI 
1949, 4 ff (5). Lohsillg/Seriui, Östen"lfichisthes Straf­
prozejJ,~cht' (1952),316 sthloß sich dem aJI. Nowa­
kowski (aaO 5 F N 6) betonte, daß aus § 199 Abs 1 St­
PO "keineswegs" gesth/osseu werdelI köune, daß der Be-
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spreche aber nur das Verbot der Erzwingung 
der Aussage, gehe es doch um "die Heilig­
keit und Macht der Rechtsordnung" und um 
die "Verwirklichung der Gerechtigkeit". 

Diese Ansichten konnten sich darauf 
stützen, daß es bis 1975 nach dem Strafge­
setz (StG) ausdrücklich als ein straferschwe­
render Umstand zu werten war, wenn der 
Beschuldigte den Untersuchungsrichter bei 
seiner Vernehmung "durch Erdichtung 
falscher Umstände zu hintergehen sucht" 
(§§ 45, 263 lit m StG). Auf diese Weise wur­
de solches prozeßordnungswidriges Verhal­
ten doch bestraft (61. 

11. Wandel seit 1975 

Seitdem hat sich vieles gewandelt. Im StGB 
1975 wurde dieser Straferschwerungsgrund 
gestrichen. Dagegen wurde die freiwillige 
Geständigkeit ausdrücklich als ein Strafmil­
derungsgrund aufgenommen (§ 34 Z 17 
StGB). Die Kommentare sind liberaler ge­
worden. So vermeiden Foregger/Serini, auch 
nur von einer zumindest sittlichen Verpflich­
tung zu sprechen und gestehen zu, der Be­
schuldigte könne sich "jederzeit so verant­
worten, wie er es für gut hält" (7). Schließlich 
kam es 1993 zum offiziellen Bruch mit der 
bisherigen Sinngebung. Das Strafprozeßän­
derungsgesetz 1993 verpflichtet den Unter­
suchungsrichter in § 179 Abs 1 StPO, vor der 
Entscheidung über die Anordnung der Un­
tersuchungshaft den Beschuldigten "über 
die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen 
zu unterrichten und darauf hinzuweisen, daß 
es ihm freistehe, sich zu äußern oder nicht 
zur Sache auszusagen und sich zuvor mit ei­
nem Verteidiger zu verständigen. Er ist dar­
auf aufmerksam zu machen, daß seine Aus­
sage seiner Verteidigung dienen, aber auch 
als Beweis gegen ihn Verwendung finden 
könne." Dieselbe Pflicht trifft bereits die 

schuldigte zur Aussage l"lfchtlich nicht vetpflichtet sei, 
.. "Hätte er das Recht die Unwahrheit zu sagetl, so wäre 
'er im Sinne der StPO iiber dieses sein prozessuales Recht 
zu belehretl; dagegen aber § 199 Abs 1 StPO. " 
(5) Harbich, Über die Waffengleichheitim StrafprozejJ, 
RZ 1970,1 ff(4). 
(6) Nowakowski, JB11949, 5, sah darin allerditlgs kei­
ne Folge prozessualen Ungehorsams, sondem eine Reak­
tion auf die "besondere Verstocktheit". Diese setztfreilich 
wiederum die Pflicht voraus, nicht verstockt zu sein, 
sondem sich zu offettbaren. 
(7) Vgl Foregger/Serini, StPO' (1975), § 199 Anm I, 
allerdings noch immer mit VerdlJeis auf die OGH-Recht­
sprechung; ebenso in der 3. Aufl 1983, 4. Aufl1989 und 
5. Aufl 1992. 
(8) Nach § 178 ist der Verdächtige bei der Festllahme ua 
darüber zu belehren, "daß er das Recht habe, nichts aus­
zusagen". 
(9) Die Belehrtmgspflicht nach § 136 dStPO gilt auch 
fiir den Haftrichter, die Polizei und fiir die Hauptver­
halld/zmg, vgl §§ 115, 163a, 243 dStPO. Siehe zur ver­
fassungsrechtlichen Anerkenlllttlg des itl diesen Vorschrif­
tett verankertetl Schweigerechts des Beschn Idigten als 
" selbstverständlicher Ausdruck einer rethtsstaatlichen 
Grtlndhaltutlg ... , die auf dem Leitgedankell der Achtung 
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Polizeibeamten bei der Festnahme des Ver­
dächtigen nach § 178(H). Wenn es somit dem 
Verdächtigen bzw Beschuldigten bei der 
Verhaftung freisteht sich zu äußern, muß es, 
sollte man meinen, auch dem nicht vor der 
Verhaftung stehenden Beschuldigten freiste­
hen und § 199 Abs 1 StPO ist hinfällig. Die 
Neufassung des § 179 Abs 1 StPO entspricht 
fast wörtlich der Neufassung des § 136 der 
deutschen StPO von 1964, der die Verneh­
mung allgemein regelt und als einer der 
Pfeiler der Rechtsstaatlichkeit angesehen 
wird (9). 

In diesem Sinne hat auch der Justizaus­
schuß des Nationalrats bei der Begründung 
der Gesetzesänderung ausdrücklich die An­
sicht des OGH (SSt 13/67), daß der Beschul­
digte zur wahrheitsgemäßen Verantwortung 
rechtlich verpflichtet sei, als "mit modernen 
Prozeßgrundsätzen nicht vereinbar" er­
klärt (1(1). 

Gleichwohl steht § 199 Abs 1 StPO noch 
immer unverändert im Gesetz und vermit­
telt damit seine eindeutig entgegengesetzte, 
überlieferte Sinngebung. Was ist davon zu 
halten? Der Justizausschuß meinte dazu, die 
"Ermahnung" des Untersuchungsrichters 
"muß nicht in diesem Sinne (des OGH) ver­
standen werden ". Daraus leitet er offenbar 
die Rechtfertigung einer über den Gesetzes­
wortlaut und -sinn hinausgehenden Inter­
pretation des § 199 Abs 1 StPO ab, die es er­
möglichen könnte, die längst systemfremde 
und mit der geschichtlichen Hypothek eines 
andersartigen Verständnisses belastete Vor­
schrift unverändert zu lassen (1 (). 

Die Antwort kann indessen nur lauten: 
§ 199 Abs 1 StPO ist durch die in § 179 Z 1 
enthaltene, mustergültige Formulierung zu 
ersetzen «2). Für § 179 Z 1 StPO erübrigt sich 
damit eine entsprechende Vorschrift bzw 
genügt ein Hinweis auf § 199 StPO. 

vor der Metlschenwiirde beruhe", BVerfG, NJW 1981, 
1431. Siehe ferner eillgehmd Eb. Schmidt, Sinn lind 
Tragweite des Hillweises auf die Aussagefreiheit des Be­
schuldigtell, NJW 1968, 1209 JJ, bes. 1213 ff. Bis 1964 
wurde in § 136 aF dStPO, der das Aussageverweige­
rUllgsrecht nicht ausdriicklich etlthielt, nur eine Ord­
mmgsvorschrift erblickt. Fiir Eb. Schmidt löst sich die 
Diskrepallz zwischen der an Gerechtigkeit orietttierten 
staatlichetl Ordmmg und der Riicksicht auf den einzel­
lien "aus der Idee eilles rechtsstaat/ich gebotenet! fair tri­
al" (1219). Siehe auch ausfiihrlich zur Nel/regelullg und 
illsbes dazu, daß aus dem Schweigen keille negativetl 
Schlüsse gezoget! werden dürfen, Wesseis, Schweigen und 
Leugllen im Strafverfahret!, JUS 1966, 169 ff, 171, 
173ff. 
(10) Bericht des Justizausschllsses v. 24.6.1993, NI'. 
1157 Beilaget! Stell Prot NI' XVIII GP, 12. 
(11) In der RegierIllIgsvorlage dieses Gese/"Ms vom 
4.2.1993, Nr 924 Beil Stett Prot NI' XVIII GP, war die 
Novellierzmgdes Haftrechts noch nichtvorgesehett. Sie 
geht auf einetl parlametltarischet! Abällderungsatltrag 
der Abgeordlletell Graff und Hlavac an den Jllstizaus­
schuß zur Einbeziehullg der U-Haftreforlll zurück: Diese 
Ergänzung des ElItwurfs durch das lieue Haftl"lfcht iilld 
die damit verbundene Tmmullg ill zwei selbständige Re-
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111. Rückblick in die Geschichte 

§ 199 Abs 1 StPO ist ein typisches Produkt 
des absolutistischen Staates. Es ist wohl 
kaum mehr bekannt, daß diese Vorschrift ih­
re direkten Vorläufer im ItlqztistionsprozejJ des 
18. Jh hat. Für den Inquisitionsprozeß galt 
der Grundsatz "confessio est regina probatio­
num", dh das Geständnis ist die Krönung 
der Beweise bzw möglichst kein Schuld­
spruch ohne Geständnis. Im Mittelpunkt 
des Verfahrens stand der Beschuldigte als 
Beweismittel. Dieser im Ansatz nach damali­
ger Rechtskultur auch aus "Lieb' der Ge­
rechtigkeit" (Art 104 der Constitutio Crimi­
nalis Carolina - CCC) entstandene Beweis­
grundsatz, der zusammen mit festen Beweis­
regeln die Gerichte vor Fehlurteilen bewah­
ren sollte, verband sich mit der absolutisti­
schen Ansicht, daß es Pflicht des Verdächti­
gen gegenüber der Obrigkeit sei, sich zum 
Verdacht wahrheitsgemäß zu äußern. Die 
brutale Konsequenz war die Folter, um die 
Pflicht durchzusetzen und dadurch eine 
nach damaliger Auffassung "rechtsstaatlich" 

formmaterien sind offenbar der eigentliche, lediglich tech­
nische Grund, wamlfl die Neuregelullg der BeiehrIltlgs­

pflicht auf deli zweiten Reforlllblock beschrällkt blieb. 
Der lustizaussthujJ hat dm illlleretl Widerspruch wohl 
bemerkt, aber offellbargeg/aubt, die lieue Spezia/regelullg 
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legitimierte Verurteilung zu ermöglichen. 

Nach Art. 31 der Theresiana (1768) be­
gann das Verhör mit einer "gütigen Befra­
gung", an deren Anfang die Belehrung 
stand, daß der Verdächtige "wahrhaftig er­
zehlen" solle, was er verbrochen habe (Art. 
31 § 8). Wollte er darauf "ganz, und gar nicht 
antworten" oder wollte er keine "cigentliche 
Antwort" von sich geben, so war der "hart­
näckige Inquisit" mit "scharfer Bedrohung 
darzu anzuhalten" (Art. 31 § 33). Bei weite­
rer Verstocktheit konnte mit der Folter oder 
wenigstens ihrer scheinbaren Vollstreckung 
vorgegangen werden (Art. 38). 

Nachdem 1776 die Folter aufgehoben 
worden war(1.1\ mußte die Wahrheits pflicht 
als bloß psychischer Zwang noch stärker in 
den Vordergrund treten. Die Josephinische 
Kriminalgerichtsordnung von 1788 (KGO) 
schrieb denn auch für das summarische Ver­
hör vor, der Verdächtige sei "zur Aussage der 
Wahrheit zu ermahnen, und ernstlich zu er­
innern, daß er hierzu gegen seine Obrigkeit 
verpflichtet sey". Ferner war ihm zu eröff-

bei der Haft hebe die alte generelle Regelung des § J 99 

illha/tlidl auf. Der umgekehrte Weg wäre bessergewesell. 
(J 2) So audl eillgehet!d S. Seiler, Die Belehnll/g ries Be­
schuldigtell fiber rias Recht der Aussagevetweigertll/g, 
ÖlZ 1993, 257 jJ, 261 jJ, 266: Die Neufassllllg rler §§ 
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nen, daß "jede Lüge ihm Bestrafung zuzie­
hen" und" wegen der daraus hervorleuch­
tenden Bosheit seine künftige Strafe ver­
größern werde" (§ 39 KGO). War er nach 
Einleitung der richterlichen Spezial­
inquisition noch immer "so hartnäckig, auf 
die an ihn gestellten Fragen ganz keine Ant­
wort zu geben ", so mußte er, wie § 110 KGO 
vorschrieb, "mit Ernste an die Pflicht, dem 
rechtmässigen Richter zu antworten, erin­
nert", und ihm vorgestellt werden, "daß er 
sich durch seine Hartnäckigkeit Strafe zuzie­
he". 'Nenn auch dieses nicht verfing, war er 
mit Stockstreichen und "Fasten bei Wasser 
und Brod" so lange zu bestrafen, "als sein 
hartnäckiges Schweigen dauert". Das galt 
auch für offenbare Lügen oder für Irrelei­
tungsversuche (§ 110 KGO). 

Die Strafverfahrensordnung Franz des 11. 
von 1803 ließ schließlich den heutigen § 199 
Abs 1 StPO noch klarer erkennen. § 289 StG 
1803, 1. Teil, lautete: "Das Verhör ist mit 
der ernstlichen Ermahnung an den Verhafte­
ten zu eröffnen, daß er die reine Wahrheit 
auszusagen habe, indem er hierzu verpflich­
tet sey." Daran wurde noch die Belehrung 
geknüpft, daß "lügenhafte Vorspiegelungen 
ihm Bestrafung zuziehen und wegen der 
daraus hervorleuchtenden Bosheit auch 'die 
künftige Bestrafung des Verbrechens ver­
größern würden ". Besonders bemerkenswert 
ist, daß bei dieser Erinnerung an die Pflicht 
von einer Ermahnung gesprochen wurde, 
wie noch heute in § 199 Abs 1 StPO. War der 
Beschuldigte auch in der folgenden Spezial­
inquisition "so hartnäckig, daß er auf die an 
ihn gestellten Fragen ganz und gar keine 
Antwort gibt; so muß er mit Ernste an die 
Pflicht, dem Gerichte zu antworten, erinnert 
und ihm die Vorstellung, daß er sich durch 
seine Hartnäckigkeit Strafen zuziehe, ge­
macht werden" (§ 364). Bei fortdauerndem 
Schweigen war er mit Fasten "bey Wasser 
und Brod", danach mit Stockstreichen zu be­
strafen (§§ 363-365). Ein Rest der abge­
schafften Folter blieb also noch immer erhal­
ten. 

Von diesen Vorschriften hat die StPO 
1850 (§ 211) bei der Einführung des Ankla­
geprozesses zwar den § 289 StG 1803, 1. 
Tcil, mit seiner Ermahnung zur Wahrheit 
übernommen und mit den gezielten Fragen 
der Spezialinquisition nach § 364 StG 1801, 
1. Teil, verknüpft, aber den Hinweis auf die 
Verpflichtung und auf die Lügenstrafen (sog 
LJ ngehorsamsstrafen) weggelassen. Der 
Wortlaut dieser Vorschrift wurde durch die 
StPO 1853 (§ 174) und schließlich durch den 
seit 1873 unverändert geltenden § 199 Abs 1 
StPO nicht mehr geändert. Ob die Weglas­
sung der Worte "indem er hierzu verpflich­
tet sey" nun bedeutet, daß er nicht ver­
pflichtet ist oder daß die Pflicht ohnehin 

178,179 stellt "ur "eillet! kleinetl Schritt in die richtige 
Richtlillg dar". Er steht im Wirlerspmch zur F ol1ll1die­
nUlg ries § 199 AbO' 1 StPO. 
(13) Siehe näher Jl!Joos, Der Ei1lfluß eesare Beccarias 

tttifdas österreichischeStrafrecht, IB11991, 69jJ, 74/ 

Seite 33 



Verfolgen und Strafen 

selbstverständlich und der Hinweis somit 
überflüssig ist, blieb offen; so blieb sie je­
denfaIIs problematisch. Interessant ist im­
merhin, daß es in einer Erläuterung dazu 
von 1854 hieß, daß für die Ermahnung zur 
Wahrheit dasselbe gelte wie für den 
Zeugen.<'") 

Die österreichische Rechtsprechung 
folgt, wie oben dargelegt, bis in unsere Zeit 
der Doktrin des Inquisitionsverfahrens: Der 
Beschuldigte ist zu ermahnen, die Wahrheit 
zu sagen, nur die Erzwingung ist weggefal­
len. Dem entspricht auch die RoIIe des An­
geklagten in der Hauptverhandlung. Gem § 
245 Abs 2 StPO kann er "zur Beantwortung 
der an ihn gerichteten Fragen nicht verhal­
ten werden". Die Wahrheitserinnerung erü­
brigt sich schon deshalb, weil nach der Kon­
zeption der StPO die Voruntersuchung mit 
der Wahrheitserinnerung gem § 199 der 
Hauptverhandlung in aIIer Regel vorausge­
hen soll. Das Protokoll über die früheren 
Aussagen darf in der Hauptverhandlung im 
FaIIe der Aussageverweigerung verlesen 
werden (§ 245 Abs 1 StPO). 

Die Hauptverhandlung wird an die alte 
Spezialinquisition mit ihren bestimmten 
Fragen, die in Form der Voruntersuchung 
weiterlebt, angehängt. In der Voruntersu­
chung setzt sich dogmatisch und auch ideell 
das Inquisitionsverfahren fort. In der Haupt­
verhandlung hat der Vorsitzende "die Er­
mittlung der Wahrheit zu fördern" und dazu 
zunächst den Angeklagten zu vernehmen (§ 
232 Abs.2 und 3, § 245 StPO). Das Beantra­
gungserfordernis sowohl der Voruntersu­
chung als auch der Hauptverhandlung durch 
den Staatsanwalt (Anklageprozeß), durch die 
der Verdächtige zum Prozeßsubjekt erhoben 
wird, ändert an der Aussagepflicht an sich 
nichts, wie § 199 Abs 1 StPO in der Vorun­
tersuchung beweist. 

Die veränderte Stellung des Beschuldig­
ten als Prozeßsubjekt im Anklageprozeß 

(14) 1~C;!. Fni'hwald, Handbuch des osterreichischen all­
gemeitle!l Straf-Proz~ßes, 1854, 198. Herbst, Eitlleitung 
in das östen1iichische Strafproz4Jrecht, 1860, 112 Anm 
1 vemeil/te dag{!gm das Bestehen der Wahrheitspjlicht, 
wie alls dem Vergkich mit § 289 StG 1803,1. Teil her­
vorgehe. 
(15) Vgl Will/h, Die ö:,terreichische Strafproze;Jordtlutig 
v. 17. Jällt/er 1850, (/851),308. 
(16) Wii11h, aaO, 308. 
(17) "Niematld ist gehaltet!, sich selbst anzuklagen. " 
Neben "accllsare" wird auch "prorlem" verwendet, dh 
ver/'tltell oder alts/iejem. 
(18) Siehe alls dm zahlreidum dt:/ltschm Bl!iträgetl vor 
allem monographisch Roga!!, Der Beschilldigte als Be­
weismittel gegen sich selbst, 1977, bes 67 I/zltr Herkunft 
lind Entwicklung dieses Prinzips, 108 JJ Zlt seiner 
staatsrechtlichetl Ve/'tlnkemng. Die lateinische F assllng 
stammt aus dem mittelalterlichen KircheJJl'licht !md fit/­
det sich bei Thomas VOll Aquin, sie schloß jedoch dtl1nalr 
die Wahrheitspjlicht ge/'tlde nicht aus (70 ff). Zltr deltt­
schetl verfassltngsrechtlichen Lokalisierung siehe allch 
Günther, Die SchweigebeJugnis des Tatverdächtigm im 
St/'tlj- lind BIIßgeldverfahren alls verfasslillgsrechtlicher 
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schlägt sich praktisch nicht in der Beschul­
digtenvernehmung, sondern lediglich in der 
U nzulässigkeit der prozessualen U ngehor­
samsstrafen nieder, die als unmittelbare Fol­
ge der bürgerlichen Revolution schon mit 
Erlaß vom 22. Mai 1848 abgeschafft worden 
waren (15). Der Beschuldigte blieb auch nach 
1850 im Vorverfahren weiterhin Beweismit­
tel gegen sich selbst. Auch die veränderte 
Stellung des Untersuchungsrichters, der 
nicht mehr auf ein Geständnis hinarbeiten, 
sondern nur noch dem Beschuldigten die 
Gelegenheit zur Äußerung geben sollte (16), 

fand bei der Fortschreibung der Wahrheits­
pflicht nach § 199 Abs 1 StPO bis in unsere 
Zeit keine gebührende Berücksichtigung. 

IV. Moderne 
Prozeßgrundsätze 

Was sind denn das für "moderne Prozeß­
grundsätze", die nach Meinung des Ju­
stizausschusses von 1993 zu einer solchen 
Umwälzung führen sollen? Sie stützen sich 
auf den alten Prozeßgrundsatz "nemo tenetur 
se ipsum accusare"(17l, der seit den 60er Jahren 
von der Wissenschaft zunächst in Deutsch­
land, der Schweiz und dann auch in Öster­
reich aufgegriffen, durchleuchtet und zu 
neuen Ehren gebracht worden ist (18

). Der Vf­
GH und der OGH haben dieses Prinzip vor 
einigen Jahren ausdrücklich anerkannt (19). 

Wie bei allen Prozeßgrundsätzen geht es um 
Wertverwirklichungen bzw um die Abwä­
gung entgegenstehender Werte im Strafpro­
zeß. 

Wie Harbich zu Recht betont, geht es im 
Grunde darum, ob einerseits die Menschen­
würde des Beschuldigten oder andererseits 
die staatliche Wahrheitserforschungspflicht 
und die Suche nach Gerechtigkeit den Vor­
rang genießen sollen. Ersteres entspricht ei­
nem individualistischen, liberalen Denken, 
letzteres einem staats- und ordnungsbezoge-

Sicht, GA 1978, 193 J! Zlir Schweiz siehe Hallser, 
Klirziehrbilch des schweizerischm StraJproz4Jrechts! 
(1984),90, 167 lind schon alls dem Jahre 1957 eillge­
hend sowie grundlegmd, aber in anderm Ländern leider 
nicht beachtet: H.F. PJenninger, Die Wahrheitspjlicht des 
Beschuldigten im schweizerischetl Strafverfahrm in: 
ders, Probleme des schweizerischetl StraJproz4Jrechts, 
1966, 105 ff. PJmninger, 124 ff, spricht sich entschieden 
gegetl die Wahrheitspjlicht alls. Zli Österreich siehe bes 
mwN Schmoller, Erzwungetle selbstbelastende Allssagen 
im StraJproz4J, JB11992, 69 jf; E. SteiningC1~ Aktuelle 
Probleme des Zellgnisetltschlagzltlgsrechts wegm der Ge­
Jahr der Selbstbezichtigung (§ 153 StPO), StPdG 21 
(1993),83 ff, 103 ff;vglJernerllnten FN 27. 
(19) Vgllla VJGH, ZVR 1984/183, JB/1989, 238J; 
OGH JUS-EXTRA 1992/968. 
(20) Die sittliche Argllmmtation, es sei nicht einzusehm, 
wieso jemand alls der Begehung eilles Verbrechens das 
Recht herleitetl dürfe, das Gericht zu belügm (GraJ Zll 
Dohtla, Binding), oder die Wahrheitspjlicht sei eine zu 
verlangende Sühneleistung (Hetlkel) (s. die Nachweise 
bei WesseIs, JUS 1966,173), gehetI im Grltnde allJ die­
selbe Einschätzung des Staates zurück, sie verstoßen 
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nen Prinzip. Beides mündet in die Frage 
nach der " Heiligkeit und Macht" des Staates 
aus, um mit Harbich zu sprechen. (20

) 

Der Nemo-tenetur-Grundsatz wurde mit 
den humanitären und naturrechtlichen The­
sen der Aufklärung vom Gebot der Selbster­
haltung auch gegen den Staat, wie sie Becca­
ria 1764 vertreten hatte (211, in die Diskussion 
gebracht. Der einzelne war demnach kein 
Untertan des Herrschers bzw des Obrig­
keitsstaates mehr. Der absoluten Staats­
macht wurden die Grenzen der bürgerlichen 
Freiheit entgegengesetzt. Für unsere Zeit 
haben Broda und Nowakowski 1962 und 
1964 (22) die Aufmerksamkeit auf die nach 
dem letzten Weltkrieg schmerzlich empfun­
dene Spannung zwischen der Macht des 
Staates einerseits und der Freiheit und Wür­
de des Menschen andererseits, also auf die 
politische und kulturelle Frage nach dem für 
uns gültigen Menschen- und Staats bild ge­
lenkt und mit der Notwendigkeit einer Re­
form des Strafverfahrens in Verbindung ge­
bracht. Die Öffentlichkeit, meinte Broda, 
wird umdenken müssen. Sehr viel ist seit­
dem schon in dieser Richtung geschehen, 
aber immer noch bleibt viel zu tun. 

Nicht nur der Staat ist "heilig" und hat 
dementsprechend das Recht zum "Sanktio­
nieren", sondern auch der einzelne ist "hei­
lig". Er hat das Recht auf Selbstbehauptung 
gegen den Staat in angemessenen Grenzen. 
Die Unschuldsvermutung macht ihn in gewis­
ser Weise "sakrosankt": Sie sichert ihm ei­
nen Freiraum zu, in den der Staat nur bei 
unerläßlicher Notwendigkeit und nur mög­
lichst maßvoll eindringen darf. Der Staat hat 
dem Beschuldigten die Schuld nachzuwei­
sen, und er darf ihn dafür nicht als Beweis­
mittel gegen sich selbst in die Pflicht neh­
men, sonst kehrt er die Beweislast um (23). 

Der Beschuldigte hat in keinem Stadium 
des Strafverfahrens zu seiner Überführung 
beizutragen, weil seine Selbstbehauptung als 

außerdem gegm die Unschuldsvermutung. 
(21) Siehe lIäher Rogall, aaO 93. Das Prinzip hat sich 
in seiner helltigen Gestalt in England herausgebildet lind 
wurde in Delltschland mit der EinJührung des Anklage­
prozesses bekannt, vgl Rogall, aaO 96 ff. Glaser hatte 
daran wesetItlichen Anteil. Er verneinte wegm der Na­
tur des Anklageprozesses, das die Beweislast dem Anklä­
ger allJbürdet,jede Pjlicht des BeschuldigtetI, beim Ver­
hör zu antworten, vgl ders, Ueber die Vernehmllng des 
Angeklagten und der Zeugm in der öffmtlichm H aupt­
verha1/dlung (1851), in: Gesammelte kleinere Schriftm, 
1. Bd (1868), 251 ff, 256 Jf, 260. ("No man is bOllnd 
to give evide1/ce against himself"). Offenbar konnte er 
sich damit später nicht richtig durchsetzen. 
(22) Vgl Broda, Die Ausgangslage bei der ReJorm des 
StraJproz4Jrechtes, ÖJZ 1962, 197 JJ; Nowakowski, 
Die Grll1/d- lind Menschmrechte in Relation zur straf­
richterlichen Gewalt, ÖJZ 1965,281 ff. 
(23) Vgl etwa Schubarth, Zlir Tragweite des Grltndsat­
zes der Unschuldsvermututlg, 1978, 8 JI PJen1/inger, 
aaO (FN 18),125. 
(24) Zu Eng/and und den USA siehe tliih'i' Rogall, 
aaO, 72 ff (England), 81 ff (USA). Zu An. 6 Abs 1 
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vermutlich Unschuldiger auch seiner Men­
schenwürde entspricht. Das Verbot der Selbst­
belastung des Beschuldigten folgt zutiefst 
aus der Respektierung seiner autonomen 
Persönlichkeit. Ihn zu verpflichten, sich 
selbst zu überführen, ist unzumutbar. Dieser 
Gedanke findet auch im Strafgesetz in der 
Straflosigkeit der Selbstbegünstigung (§ 299 
StGB), der Selbstbefreiung eines Gefange­
nen (§ 300 StGB) oder im Aussagenotstand 
(§ 290 StGB) wegen der inneren Konfliktsi­
tuation und Unzumutbarkeit rechtstreuen 
Verhaltens seinen Ausdruck. Die Entschul­
digung selbst eines überführten Verbrechers 
nach dem Maßstab der zumutbaren Motiva­
tion eines an sich mit den rechtlichen Wer­
ten verbundenen Menschen (§§ 10, 32 
StGB) hat mit der Menschenwürde zu tun. 

Das Recht, sich nicht selbst beschuldigen 
zu müssen, ist auch ein Ausfluß des Verteidi­
gungsrechts, denn wenn der Beschuldigte ver­
pflichtet wäre, die Wahrheit zu sagen, liefe 
das seinem Recht direkt zuwider, sich dem 
Staat nicht ausliefern zu müssen, sondern 
der Beschuldigung entgegentreten zu dür­
fen. 

Wie die Unschuldsvermutung, die dem 
kontinentalen Rechtsdenken früher durch­
aus nicht fremd war, aber nicht in ihrer voll­
en Tragweite erfaßt worden ist, bevor sie 
über die vom anglo-amerikanischen Rechts­
denken beeinflußte Europäische Menschen­
rechtskonvention bei uns Verfassungsrang 
erhielt (Art 6 Abs 2 MRK), kommt erst jetzt 
der Nemo-tenetur-Grundsatz auf dem Um­
weg über England und die USA in seiner 
vollen Konsequenz auf uns zu und wird dem 
Verfassungsgebot der Fairneß nach Art. 6 
Abs 1 MRK ("in billiger Weise") zugeordnet 
(24). Auch durch das in Art 6 Abs 3 lit c MRK 
garantierte Verteidigungsrecht muß er Ver­
fassungsrang genießen, so daß er durch die 
materiell-rechtsstaatlichen Prinzipien des 
Art. 6 MRK dreifach verfassungsrechtlich ab­
gesichert ist. 

Bezogen auf den Inquisitionsprozeß und 
§ 199 Abs 1 StPO liegt in dieser Einordnung 
ein grundsätzlicher Wertewandel. Eigentlich 
hätte der Nemo-tenetur-Satz schon mit der 

MRK vgl ua Öhlinger, Das Verbot des Zwangs zur 
Selbstbezichtigung: ein neues Grundrecht in der Recht­
sprechungdes VfGH, in: Klecatzky-FS (1990),193 ff, 
196,206. 
(25) Siehe grundsätzlich Moos, Zur Reform des Straf 
prozdJrechts und des Sanktionsrechts für Bagatelldelik­
te, 1981, 13 jf; ders, Grundstrukturen einer neuen Straf­
prozdJordnung, in: Verh 9. ÖJT 1985, lI/3, 53 ff, 56 ff, 
64. 

(26) SSt 41/8; zustimmend R. Seiler, Die Beweisverbote 
im StrafprozdJ, JB11974, 57 jf(57). Vgl auch BGHSt 
14, 358ff, 365. 
(27) AusschlidJlich hierauf stützt sich der VfGH. Diese 
Judikatur hat Thienel, Anklageprinzip und Zeugnisent­
schlagungsrecht, 1991, 19 ff, 22ff, 26, 34 ff, 39,75, 

durch die schon vom VfGH zum Ausdruck gebrachte 
materielle, nun auch historisch abgeleitete Sicht des An­
klageprinzips nach Art. 90 Abs 2 B-VG untermauert. 
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StPO 1850 voll zum Durchbruch kommen 
müssen, di~ den Inquisitionsprozeß und da­
mit auch die Beweisrolle des Beschuldigten 
und seine UntertanensteIlung gegenüber 
dem Inquirenten abschaffen wollte. Es hat 
bis heute gedauert, bis sich das traditionelle 
Denken auch auf diesem Gebiet verflüch­
tigt. Der liberale Schub der 60er und 70er 
Jahre hat dazu entscheidend beigetragen. 
Maßgebend ist dafür die Erkenntnis, daß 
das oberste Ziel des Strafprozesses nicht 
mehr schlechthin die Wahrheitserforschung 
ist, wie es die Josephinische KGO (§ 82) und 
das StG 1803 (1. Teil, § 334) vorschrieben, 
sondern die Wahrheitserforschung in materiell 
rechtsstaat/jeher Art und Weise (25). Wie der 
OGH 1970 anerkannt hat, muß die Wahrheit 
"nicht um jeden Preis erforscht" werden, ge­
wisse Erkenntnisquellen müssen ihm zum 
Schutz der Individualinteressen verschlossen 
bleiben (26). Wir empfinden zunehmend, daß 
der Preis der Selbstbezichtigung für die 
Wahrheitsermittlung zu hoch ist. Das ist 
kein Ergebnis begrifflicher Logik, sondern 
der Wertausfüllung bisher nicht in dieser 
Weise voll erfaßter Begriffe. 

Schließlich entdecken wir, daß der Ne­
mo-tenetur-Satz ein Ausfluß des Anklageprin­
zips ist, weil es den Beschuldigten zum Ver­
fahrenssubjekt erhebt. Das Schweigerecht 
des Beschuldigten ist somit verfassungs­
rechtlich nicht nur durch die MRK, sondern 
auch im nationalen österreichischen Recht 
durch die Garantie des Anklageprozesses 
gern Art. 90 Abs 2 B-VG geschützt(27). Wenn 
das so ist, muß es aber schon längst so gewe­
sen sein. Der Anklageprozeß erfährt erst 
jetzt eine erweiterte, materielle Sinngebung, 
die ihm nicht begriffsnotwendig per se zu ei­
gen ist. Sie kann nicht entscheidend davon 
abhängen, daß der Verdächtige durch die 
Anklage bzw die ihr insoweit gleichgestellte 
Voruntersuchung formell zum Beschuldigten 
(§ 38 StPO) und damit zum Prozeßsubjekt 
bzw zur Partei wird. Diese formale Stellung 
wird in Österreich überbewertet, sie wird der 
Sache nicht wirklich gerecht. Der Strafpro­
zeß nach kontinentalem Muster ist gar kein 
Parteiprozeß im eigentlichen Sinne (2M). Die 
Anklage ändert nichts daran, daß der Be-

Für die Anwendung des Art. 90 B- VG siehe auch Ma­
this, Hat der Beschuldigte ein Sdtweigl!recht im oster­
reichischen Strafverfahren.!' AnwBI/986, 274/ Siehe 
auch erneut Thienel, Anklagepriuzip mtd Verwet1ung er­
zwungmer selbstbelastmder Aussagett im StrafprozdJ, 
JBI 1992, 484 jf in einer Allseinfwdersetzllng mit 
Schmoller, Erzwungene selbstbelasteude Allssagen im 
StrafprozdJ,JBI1992, 69 ff. Schmoller (70 f, 84 ff, 91 
f) befaßt sich eingehend mit dem Stand der Diskussion 
um dm Nemo-teltetllr-Grultdsaf'i!, in Österreich. Auch 
der Ableitung des Verbots aus Art. 6 Abs 1 lind 2 MRK 
steht der positiv ge gm über. Nach H öpfel, Staatsanwalt 
und Unschuldsvermutllllg, 1988, 81, ist das Anklage­
prinzip nach Art. 90 Abs 2 B -VG nur im formellen 
Sinn zu verstehen. Im Grunde reichert Thienel dieses 
Prinzip durch eine aus den liberalen Parametern des 
Art. 6 MRK abgeleitete, materielle Interpretation des 
Strafprozesses an. Das magverfassungsrechtlich möglich 
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schuldigte in der Hauptverhandlung durch 
den Richter als einem Organ der Staats­
macht vernommen wird. Die Hauptverhand­
lung ist eine mit liberalen und demokrati­
schen Rechten angereicherte richterliche 
Untersuchung (vgl auch § 254 StPO). Wenn 
den Beschuldigten überhaupt eine Wahr­
heitspflicht trifft, dann müßte sie hier eben­
so Platz greifen können wie im Vorverfahren 
und umgekehrt. Und was für den Richter 
gilt, muß auch schon für die Polizei gelten. 
Auf die Erhebung eines Vorwurfs durch den 
Staatsanwalt als Gegenpartei, die den Ver­
dächtigen erst zu einer Partei machen kann, 
kommt es nicht entscheidend an. Der Be­
schuldigtenbegriff muß materiell verstanden 
werden und nicht, wie bisher in Österreich 
üblich, formal im Sinne des Parteiprozes­
ses (29). Das Nemo-tenetur-Prinzip ist von der 
organisatorisch-formalen Konstruktion des 
Strafprozesses unabhängig. Menschenwürde, 
Fairneß, Verteidigungsrecht und Unschulds­
vermutung gelten vom ersten Augenblick 
an, in welchem ein Staatsorgan gegen einen 
Verdächtigen als solchen eine U ntersu­
chungshandlung vornimmt. Der Anklagepro­
zeß bringt freilich von seiner grundsätzli­
chen Einstellung zur Staatsrnacht her diese 
Prinzipien in vielfacher Hinsicht ungleich 
stärker zur Geltung als der reine Untersu­
chungsprozeß. In diesem umfassenden, ma­
teriellen Sinn kann Art. 90 Abs 2 B-VG indi­
rekt auch für das Nemo-tenetur-Prinzip her­
angezogen werden. 

Dieses Ernstnehmen der materiellen Be­
schuldigung muß dazu führen, daß auch je­
mand, der zwar formell als Zeuge vernommen 
wird, inhaltlich aber zu einer gegen ihn erho­
benen Beschuldigung Stellung nehmen soll, 
nicht mehr als Zeuge wahrheitspflichtig ist, 
sondern wie ein Beschuldigter von dieser 
Pflicht entbunden ist. Die StPO-Reform von 
1993 hat daraus die Konsequenzen gezogen, 
indem sie einem Zeugen, der in die Lage 
kommt, sich selbst belasten zu müssen, ein 
unbedingtes Zeugnisentschlagungsrecht zu­
gesteht (§ 152 Abs 1 Z 1 StPO). Damit ist er 
einem Beschuldigten materiell gleich ge­
stellt (30). Bisher hing es vom Richter ab, ob er 
wegen der Wichtigkeit der Wahrheitsermitt-

sein, beweist aber nur, daß es eigentlich 11m die ideelle 
Einbeziehung eben diesel' Grllndwerte in Illlseren Straf 
prozdJ geht und nicht um die Entstehung des Prozesses 
durch einen Antrag der Staatsanwaltschaft (" Wo kein 
Kläger, da kein Richter. "). 
(28) Siehe näher Moos, Reform (FN 25), 112 ff; ders, 
Beschuldigtenstatus und ProzdJrechtsverhältnis im 
österreichischen Strafverfahren, in: J escheck-F S (1985), 
Bd 1, 725 ff, 740 ff, 751; E. Steininger, Aktuelle Pro­
bleme des Zeugnisetltschlagungsrechts wegen der Gefahr 
derSeibstbezichtigung(§ 153 StPO), StPdG 21 (1993), 

83 ff, 104 ff. 
(29) Vgl Moos, in: Jescheck-FS (FN 28), 762/ 
(30) Siehe dazu RV StPÄG 1993,25 (oben FN 11) 
und eingehendmwN E. Steininger(FN 28), die in FN 
27 genannten Autoren und PallinlRueprecht, Ausge­
wählte Fragen zum par/amentarischen Untersuchungs­
recht, ÖJZ 1991,554 ff, 549 ff. 
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lung im Einzelfall eine Befreiung des Zeu­
gen vom Aussagezwang zuließ oder nicht 
(§ 153 StPO). Es fehlt nur noch die Klarstel­
lung nach § 199 Abs 1 StPO, daß es auch 
dem Beschuldigten und nicht nur dem Zeu­
gen freisteht, ob er sich selbst belasten 
möchte oder nicht. 

Die Beschuldigtenvernehmung ist eine 
Beweiserhebung eigener Art, weil sie den 
Befragten nicht wie bei anderen Personen­
beweisen zur Aussage zwingt. Sie dient in 
erster Linie dem rechtlichen Gehör!.1I)und ist 
somit ein Akt der Fairneß und Verteidigung. 
Die Vernehmung verwirklicht den Grund­
satz "audiatur et altera pars" (auch der ande­
re 'reil möge gehört werden), der sowohl zu 
unserer liberalen Rechtskultur gehört, als 
auch Prüfstein für die Wahrheit ist, die sich 
immer erst durch die Gegenargumentation 
wirklich erschließt. Die Beschuldigtenver­
nehmung dient somit auch der Wahrheits­
ermittilltlg, denn niemand weiß besser über 
die Sachlage Bescheid als der Beschuldigte 
selbst. Der Staat ist demnach zur Verneh­
mung des Beschuldigten nicht nur verpflich­
tet, um ihm in seinem Interesse Gehör zu 
verschaffcn, sondern auch, um im unmittel­
barcn Staatsinteresse möglichst etwas zur 
Wllhrlwitsfindung Dienliches von ihm zu er-

(,i I) So ,llholi l,ohsillgjSr:ril/i, aaO (FN 4),315 f lind 
NOl'fkr, 1,r'hdJi/('h d/',I' iJ~l'fl!/n:idiisthm Stra/ueJ!ahret!s­
n'('h//'s, NIl,I, ISI), 

(,U) 8ith!' dir' Nt/rh,,"!'is!' !lt!i III(lYI'/ItI~Ii'J/Rierler, Das 
iis/!'l'Itilltislht' S//'I(/i,'!'h/, 11/1,/ ( 11)9 I), § 199 /<,' 4 Ir; 

fahren. Das Gericht hat ihm darum nicht nur 
Gelegenheit zur Aussage zu geben, sondern 
muß ihn auch vorladen und notfalls zwangs­
weise vorführen (§§ 173, 174 StPO). Der Be­
schuldigte muß sich der Justiz stellen (Er­
scheinenspflicht). Ob er auch eine Aussage 
macht, bleibt ihm überlassen. Der Staat hat 
keinen Anspruch, vom Beschuldigten die 
Wahrheit zu erfahren. Somit siegt das recht­
liche Gehör letztlich über die Wahrheitser­
forschung. 

Schließlich soll der Beschuldigte nicht 
!"Iur die Wahl haben, ob er überhaupt aussa­
~en will, sondern es muß ihm auch rechtlich 
gestattet sein zu lügen und die Justiz womög­
lich in die Irre zu führen. Ihn trifft keine pro­
zessuale Wahrheitspflicht. Die allgemeine sittli­
che Pflicht zur Wahrheit bleibt davon natür­
lich unberührt. Ob sich ein Beschuldigter als 
moralische Person dem Sittengesetz unter­
wirft oder um den Preis des unsittlichen Ver­
haltens seine Haut zu retten versucht, ist je­
doch allein seine Sache. Eine rechtliche Ver­
werflichkeit kann daraus nicht abgeleitet 
werden. Die Sittlichkeit, auch wenn sie 
sozialethisch durch die Handlungserwartung 
der Gemeinschaft begründet ist, statuiert 
nur eine Pflicht gegenüber sich selbst, das 

(33) Siehe altch S Seiler, JBI 1993 (FN 12), 258!fzur 
Belehl'lttlgspflicht iiber die Rechtslage, wie sie wirklich 
gelten sollte, Bertel, GruNdriß des österreichistltet! Straf 

rahts ' (1994), RZ 287,371 geht als selbstverständlich 
vom Schweigerecht ries Beschuldigtel/ aus, stellt aberfest, 

fII/{,h 1'lfI/z,e,lIIIIIIII'I', (;/'IIlIdä((~!' tlts iis/nnidiisdim dajJ diesel' dariiber nicht immer belehrt werde. Das kaun 
S/I'f(/tIN/filml/,\''' (1')!)4), 98, tlitht Will/der Nehmen; da eiNe wö1tlithe Belehl'lmg t/ach 
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Recht enthält eine Pflicht gegenü­
ber dem Staat. Ob ein Richter es für 
tunlieh hält, einen Beschuldigten auf 
das Sittengesetz hinzuweisen, ist 
dessen Sache, aber nicht die des Pro­
zeßrechts. Er müßte dem Beschul­
digten dann auch je nach Lage des 
Falles die Interessenkollision bis zu 
einem gewissen Grade entschuldi­
gend zubilligen. Das alles hat mit § 
199 Abs 1 StPO nichts zu tun. 

In § 199 Abs 1 StPO geht es um 
mehr als nur um die Erzwingbarkeit 
selbstbelastender Aussagen, die 
nach dem Weltpakt über politische 
und bürgerliche Rechte von 1966 
(Art. 14 Abs 3 lit g), dem Österreich 
1978 beigetreten ist, verboten wird. 
Dieses Verbot ist schon seit der Auf­
hebung der Ungehorsamsstrafen 
und durch das Zwangsverbot des § 
202 StPO erfüllt. Vielmehr folgt aus 
der prozessualen Respektierung der 
persönlichen Belange des Beschul­
digten, daß er dem Staat bei der 
Wahrheitsermittlung zu nichts außer 
dem Erscheinen verpflichtet ist. So­
lange er durch seine Aussage nicht 
die Rechte Dritter beeinträchtigt 
und sich etwa der Verleumdung 
strafbar macht (§§ 111, 297 StGB), 
ist die Irreführung und Verzögerung 

der Rechtspflege durch Lügen des Beschul­
digten ein zu tolerierender Ausfluß seines 
Verteidigungsrechts. Das entspricht auch der 
herrschenden Judikatur!.12) und gilt für jedes 
Prozeßstadium, also auch für das polizeiliche 
E rmittl ungsverfahren. 

§ 199 Abs 1 StPO ist in diesem Sinne zu 
verstehen. Weil aber sein Wortlaut und sein 
historisches Verständnis dieser Deutung zu­
wider laufen und die Rechte des Beschul­
digten in verfassungswidriger Weise be­
schneiden, ist es endlich an der Zeit, ihn auf­
zuheben bzw zu ändern. Ein Richter, der 
den Beschuldigten entsprechend dem Wort­
laut des § 199 Abs 1 belehrt, daß er der 
Wahrheit gemäß zu antworten habe, führt 
ihn in die Irre(33). Da die Irreführung des Be­
schuldigten nach § 202 StPO aber verboten 
ist, hebt sich das Gesetz insoweit eigentlich 
von selbst auf - nur weiß es ein unerfahrener 
Beschuldigter nicht. Gerichtserfahrene Be­
schuldigte durchschauen die Tücke der Ju­
stiz. Das ist nicht der richtige Weg der Justiz 
auf ihrer Suche nach der Gerechtigkeit. 

Dr. Reinhard Moos ist Professor für Strafrecht an der 
Universität Linz. 

§ 199 Abs 1 StPO das Schweigerecht ausschließt. Platz­

glImmer, Gl'lmdziige' (FN 30), 98 hält beim tlicht ver­
hafteten Beschuldigten eine Belehrung sowohl im Sinne 
der§§ 178,179 als auch des § 1991 StPO fiirobliga­

toriseh. 
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ARBEITSENTWURF DES IX. UND X. HAUPTSTÜCKES DER STPO 

Die Siruklurreform 
des Vorverfahrens 

·gichardSoyer 

Die Bekämpfung der Orga­
nisierten Kriminalität ist in 
aller Munde. Die überfälli­
ge Strukturreform des Vor­
verfahrens läuft Gefahr 
wieder einmal auf die lan­
ge Bank geschoben zu 
werden: Deshalb die Prä­
sentation eines Arbeitsent­
wurfes (5. 38-40). 

I. Die Strukturreform des strafprozessualen 
Vorverfahrens gerinnt zu einer bloßen Vision 
für das nächste Jahrtausend. Zwar wurden zu 
Beginn der 90er Jahre Konzepte vorgelegt, 
doch ein Gesetzesentwurf wurde dann erst 
gar nicht mehr ersteIlt. Immerhin wurde mit 
dem Strafprozeßänderungsgesetz 1993 ein 
wichtiger Reformschritt gesetzt. Die Neuge­
staltung des Haftrechtes ließ aIlerdings den 
Kern des Reformvorhabens unberührt. 

Der Boden ist jedoch, nicht zuletzt durch 
das Sicherheitspolizeigesetz, längst aufberei­
tet. Es verwundert daher, daß in der vor 
kurzem vom Ministerrat verabschiedeten 
Regierungsvorlage eines Strafrechtsände­
rungsgesetzes 1995 keine Bestimmungen 
über ein neues strafprozessuales Vorverfah­
ren enthalten sind. 

AIlerdings hat das Bundesministerium für 
Justiz jüngst eine "Punktation zum kriminal­
polizeilichen Ermittlungsverfahren unter be­
sonderer Bedachtnahme auf Befugnisse zur 
Bekämpfung organisierter Kriminalität" vor­
gelegt. Das Bundesministerium für Inneres 
wiederum hat seine Absichten in der Bro­
schüre "Abwehr organisierter Kriminalität­
fehlendes gesetzliches Instrumentarium" zur 
Diskussion gesteIlt. 

Straflegislative Vorhaben sind dem vor­
herrschenden kriminalpolitischen Klima 
stark ausgesetzt. Schon seit einiger Zeit wird 
die medial sehr breit geführte Diskussion 
auf den Begriff Organisierte Kriminalität 
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(OK) fokussiert. Vordringlich eingefordert 
werden von einer Vielzahl öffentlicher 
Funktionsträger erweiterte Befugnisse zur 
Bekämpfung der OK: verdeckte Ermittlung, 
Lauschangriff, Rasterfahndung und Kron­
zeugenregelung. 

Öffentlichen Ankündigungen zufolge ist 
zu erwarten, daß die parlamentarische Bera­
tung und Beschlußfassung über eine Erwei­
terung von polizeilichen Befugnissen im 
Strafprozeß rasch erfolgen wird. Dabei ist 
geradezu notorisch, daß eine derartige Auf­
rüstung des (rechtlichen Instrumentariums 
des) Polizeiapparates - wenn überhaupt -
nur Hand in Hand mit der Neuordnung des 
strafprozessualen Vorverfahrens und insbe­
sondere der Tätigkeit der Sicherheitsbehör­
de im Dienste der Straf justiz erfolgen soIlte. 

Es zeichnet den Entstehungsprozeß von 
Gesetzeswerken aus, wenn die Phase der 
Konzepte(l)(2) und akademischen Diskussio­
nen in Entwürfen ihre konkrete Fortsetzung 
findet. Dem Vernehmen nach wird aber 
demnächst ein Gesetzesentwurf nur über er­
weiterte Ermittlungsbefugnisse im Strafpro­
zeß präsentiert werden. 

Mit dem hier vorgelegten Arbeitsentwurf 
wird in diesem Kontext die Absicht verfolgt, 
die Neugestaltung des strafprozessualen 
Vorverfahrens in den rechtspolitischen 
Blickpunkt zu rücken und parlamentarische 
Initiativen auszulösen. 

Bevor der Entwurf zur Diskussion ge­
steIlt wird, sei klargesteIlt, daß er ein Ar­
beitspapier ist. Es ist keine Frage, daß in an­
deren Hauptstücken der StPO nicht nur Fol­
geänderungen durchzuführen wären. Den­
noch: das IX. und X. Hauptstück ist das 
Herzstück der Vorverfahrensreform. Die 
Veröffentlichung zum jetzigen Zeitpunkt 
scheint vertretbar, wenn nicht geboten. Bis­
lang hat sich nämlich niemand dazu durch­
gerungen, seine VorsteIlungen in Form eines 
Gesetzesenwurfes vorzulegen und damit 
konkret angreifbar zu machen. Schlußend­
lich ist auch zu hoffen, daß dadurch eine 
"Dialektik" des Reformprozesses in Gang 
gesetzt wird, die parlamentarische Gremien 
tätig werden läßt. 

11. Hier in Kürze die Gründzüge des Ent­
wurfes: Das strafprozessuale Vorverfahren 
wird zweigeteilt in ein sicherheitsbehördli­
ches und ein justizieIles Vorverfahren. 
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Das neue sicherheitsbehördliche Vorver­
fahren ist einerseits als formlose polizeiliche 
Aufklärungsphase konzipiert; die Ermitt­
lungsergebnisse sind jedoch nur dann ver­
wertbar, wenn die unter Nichtigkeitsdro­
hung stehenden Verfahrensgarantien des ju­
stiziellen Vorverfahrens eingehalten wurden. 
Andererseits: Bei BG-Zuständigkeit haben 
die Sicherheits behörden ab Bekanntwerden 
von Verdachtsgründen wider eine bestimm­
te Person für selbständiges Tätigwerden­
mit friedensrichterlicher Ausrichtung - einen 
Zeitraum von vierzehn Tagen bis zur Ein­
schaltung des Staatswaltes zur Verfügung 
(dies allerdings nur, soweit keine Notwen­
digkeit der Vorbereitung der Beweisaufnah­
me in der Hauptverhandlung vorliegt). 

Das neue justizieIle Vorverfahren steht 
unter Leitung des mit einer inquirierenden 
Funktion ausgestatteten Staatsanwaltes, 
dem Rechtspfleger/Urkundspersonen zur 
Seite gestellt sind. An die Stelle des Unter­
suchungsrichters alten Typs tritt der Ermitt­
lungsrichter als Rechtsschutzinstanz. Die 
Anwesenheitsrechte der Parteien bei Unter­
suchungshandlungen, deren Durchführung 
vorrangig die Sicherheitsbehörden unter 
Leitung des Staatsanwaltes zu besorgen ha­
ben, werden ausgeweitet. Bei Vernehmun­
gen hat zwar nicht für die Dauer der Vornah­
me der Vernehmung, wohl aber für die Dau­
er der Aufnahme des Protokolls bei sonstiger 
Nichtigkeit ein Rechtspfleger als beeidigte 
Urkundsperson gegenwärtig zu sein. Die 
Protokollierungsvorschriften werden zeit­
gemäß ausgestaltet. Zu den neuen Zustän­
digkeiten des Ermittlungsriehters als 
Rechtsschutzorgan zählen auch Beschwer­
den gegen das Vorgehen der Sicherheits­
behörde im Vorverfahren. 

111. Im nachstehend abgedruckten Arbeits­
entwurf sind die vorgeschlagenen neuen 
TextsteIlen durch Kursivsetzung und Unter­
streichung gekennzeichnet; die unverändert 
bleibenden Teile der bisherigen Fassung 
sind in Normaldruck. In runder Klammer 
finden sich gelegentlich zum besseren Ver­
ständnis des Entwurfs die aufzuhebenden 
Teile der bisherigen Fassung; in eckiger 
Klammer einige Hinweise bzw. Fragen, auf 
die das Arbeitspapier noch keine Antwort 
gibt. 

Dr. Richard Soyer ist Rechtsanwalt in Wien. 

(1) Siehe Schriftenreihe des B ltlldesministeriums für Ju­
stiz Nr. 54, Wien 1991; Soyer, Strafprozeßrefol7n -Ju­
ristenpalaver und kein Gesetzesentwurf, 3 Teile, FOR­
VM, Nr. 458/459, 18. 3. 1992, 44, FORVM, Nr. 
460/461,26.5. 1992,28, FORVM, Nr. 462-464,24. 
7. 1992, 48; Sdlltppith/Soyer (Hrsg.), VorverfahrCll 
lind Verteidiglltlgsrechte, Wien 1992; Das neue StPO­
Vorverfahren, Broschüre des Blindesministerillms /iir 
Justiz, WienJllli 1995. 
(2) Wenige Tage vor Fettigste/ll/ng der drucktechnischen 
Arbeite1l ist schlußendlich noch das von der i1rbeitsgrup­
pe StPO-Reform des BMI herausgegebene Konzept "Kri­
minalpolizei & Strafprozeßreform" als Blich im Verlag 
der österreichischen Staatsdruckerei erschienen. 
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IX. Hauptstüc:k 

Von der Erforschung strafbarer Handlungen und vom sicherheits­
behördlichen Vorvedahren 

§ 84. (1) Wird einer Behörde oder öffentlichen Dienststelle der Ver­
dacht einer von Amts wegen zu verfolgenden strafbaren Hand­
lung bekannt, die ihren gesetzmäßigen Wirkungsbereich betrifft, 
so ist sie zur Anzeige an die Staatsanwaltschaft oder Sicherheits­
behörde verpflichtet. 
(2) Keine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht, 
1. wenn die Anzeige eine amtliche Tätigkeit beeinträchtigen wür­
de, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnis­
ses bedarf, oder 
2. wenn und solange hinreichende Gründe für die Annahme vor­
liegen, die Strafbarkeit der Tat werde binnen kurzem durch scha­
densbereinigende Maßnahmen entfallen. 
(3) Keine Pflicht der Sicherheitsbehördetl zur Anzei~e besteht bei Streit­
schlichtungen in Wahrnehmung ihrer friedensrichterlichen Funktion 
~emäß den von den Staatsanwaltschaften erlassenen Richtlinien; iiber Art 
und Häufigkeit von Streitschlichtun~en ist den Staatsanwaltschaften vier­
teljährlich zum Ouartalsende oder bei Anfra~e zu berichten. Die Anzei­
gepflicht der Sicherheits behörden bleibt im iibrigen unberührt. 

§ 85. Die Ausgleichsordnung und die Konkursordnung bezeichnen 
die Fälle, in denen das Gericht die Anzeige gegen die Schuldner 
an den Staatsanwalt zu erstatten hat. Das Zivilgericht ist ver­
pflichtet, dem Staatsanwalte sowie dem Strafgericht alle notwen­
digen Aufklärungen zu erteilen und die Akten, deren sie bedür­
fen, in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift mitzuteilen. 

§ 86. (1) Wer immer von einer strafbaren Handlung, die von Amts 
wegen zu verfolgen ist, Kenntnis erlangt, ist berechtigt, sie anzu­
zeigen. Zur Annahme der Anzeige ist nicht bloß der Staatsanwalt, 
sondern es sind dazu auch der Ermittlun~srichter, das Bezirksge­
richt und die Sicherheitsbehörde verpflichtet; sie haben die An­
zeige dem Staatsanwalte zu übermitteln. 
(2) Liegen hinreichende Gründe für die Annahme vor, daß eine 
Person eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte Handlung ausführe, 
unmittelbar vorher ausgeführt habe, oder daß nach ihr wegen ei­
ner solchen Handlung gefahndet werde, so ist jedermann berech­
tigt, diese Person auf angemessene Weise a.pzuhalten. Er ist je­
doch verpflichtet, die Anhaltung unverzüglich dem nächsten Si­
cherheitsorgan anzuzeigen. 

§ 87. (1) Der Staatsanwalt ist verpflichtet, alle an ihn gelangten An­
zeigen über strafbare Handlungen, die von Amts wegen zu verfol­
gen sind, zu prüfen sowie die zu seiner Kenntnis gelangenden 
Spuren solcher strafbarer Handlungen zu verfolgen. Er hat auch 
zur Entdeckung unbekannter Täter durch Erforschung dahin 
führender Verdachtsgründe mitzuwirken. 
(2) Wenn namenlose Anzeigen oder solche, die von einem völlig 
Unbekannten herrühren, bestimmte, die strafbare Handlung 
glaubwürdig bezeichnende Umstände enthalten, so ist zwar zur 
Erhebung dieser Umstiindc zu schreiten; doch ist dabei mit Ver­
meidung allen Aufsehens und mit möglichster Schonung der Eh­
re der beschuldigten Personen vorzugehen. 
(3) Wenn der Ruf von einer straflJaren Handlung, die nicht bloß 
auf Begehren eines Beteiligten zu untersuchen ist, an den Staats­
anwalt gelangt, so ist er verpflichtet, die Vernehmung der Perso­
nen zu veranlassen, durch die der Ruf fortgepflanzt wurde, dem 
Ruf unter Mitwirkung der Sicherheits behörden bis zu seinem Ur­
sprunge nachzugehen und sich, soviel als möglich, zu überzeu­
gen, ob er gegründet ist oder nicht. 

§ 88. (1) Der Staatsanwalt ist berechtigt, durch (aufheben: den Untersu-

chungsrichter, durch die Bezirksgerichte oder durch) die Sicher­
heitsbehörden Aufklärungen unter deren Verantwortung und Leitun~ 
zu dem Zwecke führen zu lassen, um die nötigen Anhaltspunkte 
für sein Vorgehen zu erlangen. 
(2) Die Ergebnisse der Aufklärungen durch die Sicherheitsbehörden diir­
fen bei sonstiger Nichti~keit nicht als Beweismittel beniitzt werden, es sei 
denn, die Vorschriften iiber die Beweisaufnahme im iustiziellen Vorver­
fahren, deren Beobachtun~das Gesetz ausdrücklich bei sonsti~er Nichtig- , 
keit vorschreibt, wurden nicht verletzt oder vernachlässif1. 
(3) Den Sicherheitsbehörden obliegt es, im Fall der Notwendi~keit der 
Vorbereitun~der Beweisaufnahme in der HauPtverhandlung dem Staats­
anwalt sogleich Mitteilun~zu machen. 

§ 89. (J) Die Sicherheitsbehörden und ihre Organe haben iiberhaupt unter ei­
~ener Leitung und Verantwortun~ strafbaren Handlun~en. sofern sie 
nicht bloß aufBe~ehren eines Beteiligten untersucht werden, nachzufor­
schen und unaufschiebbare Zwangsmaßnahmen in den in dieser Strafpro­
zeßordnung vorgesehenen Fällen vorzunehmen. 
(2) Bei nicht in die Zuständigkeit der Bezirksgerichte fallenden strafbaren 
Handlun~en haben die Sicherheitsbehörden von ihrem Einschreiten und 
dessen Er~ebnis dem zuständi~en Staatsanwalt unverziiglich nach Be­
kanntwerden von Verdachtsrgiinden wider eine bestimmte Person zu be­
richten, dem es obliegt, das ;ustiziellen Vorvedahren einzuleiten, die An­
kla~e einzubrin~etI. die Anzei~e zuriickzulegen oder mit Vetjolgun~sver­
zicht vorzugehen. Dem Ermessen des Staatsanwaltes ist anheimgestellt, 
dieser Oblie~enheit erst nach Vorlie~en der Ergebnisse eines von ihm in 
Auftra~ ~e~ebenen Einschreitens der Sicherheitsbehiirden ~emäß § 88 
nachzukommen. 
(3) Bei in die Zuständi~keit der Bezirks~erichte fallenden strafbaren 
Handlun~en haben die Sicherheitsbehiirden von ihrem Einschreiten und 
dessen Ergebnis dem zuständi~n Staatsanwalt binnen vierzehn Tagen ab 
Bekanntwerden von Verdachtsgriinden wider eine bestimmte Person zu 
berichten. Diesen Zeitraum von längsteIls vierzehn Tagen haben die Si­
cherheitsbehiirden und ihre Or~ane gemäß den VOl1 den Staatsanwalt­
schaften erlassenen Richtlinien auch dafiir zu niitzen. in Wahrnehmung 
ihrer friedensrichterlichen Funktion Streitschlichtun~en durchzufiihren 
und außergerichtliche Tatausgleiche durch Vermittlun~ der Betroffenen an 
i1l der Sozialarbeit edahrene Pet:wnen und Stellen, insbesondere der Be­
wähnmgshil(e, einzuleiten. F iir die Obliegenheit und das Ermessen des 
Staatsanwaltes r:ilt Ab.) (2) dein Sinne nach. 
(4) Für die Ergebnisse und das Einschreiten der Sicherheitsbehörden 
~tfläßAbs (2) und Abs (3) gilt § 88 Abs (2) und (3) dem Sinne nach. 

§ 90. (J) Bei Vorlie~en ~eniigender Verdachtsgriinde wider eine bestimmte 
Person bringt der Staatsanwalt den Antrag aufEinleitun~ des justiziel­
len Vorverfahrens (§ 91) oder die Ankla~e ein. I m ent~e~en~esetzten Fall 
legt er die Anzeige mit kurzer Aufzeichnun~ der ihn dazu bestimmenden 
Erwägun~en zuriick. Die Freilassung eines verhafteten Verdächti~en ist 
sofort zu vedii~en. 
(2) Legt der Staatsanwalt eine Anzei~e zuriick, so hat er Verdächti~e, die 
nach dem Inhalt der Akten von dem ~e~en sie gerichteten Verdacht Kennt­
nis erlangt haben, Anzei~er und Geschädigte hievon zu verständi~en und 
iiber ihre Rechte zu belehren. 

§ 90a. (J) Der Staatsanwalt kann einen Vetjolgungsvm;icht nach § XX da­
von abhängi~ machen, daß der Verdächti~e Bereitschaft zeigt, fiir die Tat 
einzustehen und allfälli~e Foken der Tat auf eine den Umständen nach 
~eei~nete Weise auszugleichen, insbesondere dadurch, daß er den Schaden 
nach Kräften ~utmacht. 
(2) Der Staatsanwalt kann in der Sozialarbeit erfahrene Personen und 
Stellen, insbesondere der Bewährun~shil(e, ersuchen, den Verdächti~en 
über die Möglichkeit eines außer~erichtlichen Tatausgleichs zu belehren 
und ihn, wenn er damit einverstanden ist, bei seinen Bemiihun~en um,ei­
nen solchen Ausgleich anzuleiten und zuunterstiitzen. In diese Bemiihun­
~n ist der Verletzte, soweit er dazu bereit ist, einzubeziehen. 
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(3 ) Für die außergerichtlichen Tatausgleichsbemühungen und deren Er­
gebnisse rjlt § 88 (2) dem Sinne nach. 

x. Hauptstück [ATA-E noch nicht berücksichtigt] 

Vom justiziellen Vorveifahren im allgemeinen 

I. Einleitung des justiziellen Vorverfahrens und Stellung des Staatsan­
waltes und des Ermittlunr;srichters im justiziellell Vorverfahren 

§ 91. (1) Der Versetzung in den Anklagestand (XVI. Hauptstück) 
muß ein iustizielles Vorverfahren vorangehen, wenn es sich um ein 
Verbrechen oder Vergehen handelt, dessen Aburteilung dem Ge­
schworenengerichte zukommt, oder wenn gegen einen Abwesen­
den das Strafverfahren eingeleitet werden soll. In allen anderen 
Fällen bleibt es dem Ermessen des Staatsanwaltes oder des Pri­
vatanklägers anheimgestellt, ob ein justizielles Vorverfahren zu be­
antragen sei, 
(2) Das justizie!le Vorverfahren hat den Zweck, die gegen eine 
bstimmte Person erhobene Anschuldigung einer strafbaren Hand­
lung einer vorläufig Prüfung zu unterwerfen und den Sachverhalt 
so weit zu klären, als es nötig ist, um die Momente festzustellen, 
die geeignet sind, entweder die Einstellung des Strafverfahrens 
herbeizuführen oder die Versetzung in den Anklagestand und die 
Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung vorzubereiten. 

§ 92, (1) Der Ermittlungsrichter darfdas justizielle Vorverfahren nur we­
gen solcher strafbarer Handlungen und nur gegen Personen ein­
leiten, bei denen ihm ein darauf abzielender Antrag eines berech­
tigten Anklägers vorliegt. 
(2) Beantragt der Staatsanwalt die Einleitung eines justiziellen Vor­
verfahrens, so hat er die vorliegenden Verdachtsgriinde wider eine be­
stimmte Person sowie die zu seiner Kenntnis gelanwen Beweismittel dem 
Ermittlungsrichter mitzuteilen. 
(3) Über den Antrag auf Einleitung des justizie!len Vorverfahrens 
entscheidet der Ermittlun(tsrichter mit Beschluß, Dagegen steht 
dem Beschuldigten und dem Ankläger die binnen vierzehn 'ra­
gen einzubringende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter In­
stanz zu (§ 114 ). 

§ 93. (J) Das iustizie!le V01verfahren wild unter [,eillmg' ries Stafl!,I'fIIIWalles 
geführt. 
(2) Untersuchungshandlungen nimmt der StaatSfl1lwalt in rIlfr Rtgd nicht 
persönlich vor. Ersucht der Staatsanwalt die Sicherheitsb(f/iijn(m Iml die 
Vornahme von Untersuchungshandltt1lgen, so haben die Sid/erlu/itsbehör­
den und deren Organe dem Ersuchen unter Beathtutlf{ der air dm Stt/ats­
anwalt geltenden Vorschriften zu entsprechen und, weml sith /iitm"s die 
Notwendigkeit weiterer Untersuchungshandlungen errjbt, diese sofort vo/,­
zunehmen. 

§ 94. Dem Staatsanwalt stehen zur Wahrnehmung seiner Aufgaben im iusli­
ziellen Vorverfahren Rechtspfleger zur Seite. Sie müssen für ihre Tätigkeit 
als Urkundsperson beeidig! sein. 

§ 95. Der Ermittlungsrichter gewährleistet im justizie!len Vorverfahren die 
Einhaltung der Gesetze oder Grundsätze. deren Beobachtung durch r:nm­
drechtliche Vorschriften, insbesondere durch Art. 6 der Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. 
210/1958, oder sonst durch das Wesen eines die Strafverfolgung und die 
VerteidiWJngsichernden, fairen Verfahrens geboten ist. 

11. Geschäftsgang im justiziellen Vorverfahren 

§ 96, Ist das justizielle Vorverfahren eingeleitet, so schreitet der Staats­
anwalt (aufheben:, ohne weitere Anträge des Anklägers abzuwar­
ten,) von Amts wegen ein, um den Tatbestand zu erheben, den 
Täter zu ermitteln und die zur Überführung oder Verteidigung 
des Beschuldigten dienenden Beweismittel so weit festzustellen, 
als es der Zweck der Voruntersuchung erfordert. 

§ 97, (1) Der (aufheben: Ankläger und der) Beschuldigte ist berechtigt, 
auch wegen der Vornahme einzelner Untersuchungshandlungen 
Anträge an den Staatsanwalt zu stellen, 
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(2) Der Staatsanwalt, der Beschuldiwe und der Verteidiger sind berech­
tiW, bei allen Untersuchungshandlungen anwesend zu sein, der verhaftete 
Beschuldiwen jedoch nur dann, wenn dies im Interesse der Rechtspflege ge­
boten erscheint und den Zweck der Untersuchung nicht gefährdet, Sie sind 
von der Vornahme der Untersuchungshandlungen rechtzeitig zu benach­
richtigen, es sei denn, Gefahr ist im Verzug. 

§ 98, und § 99. [wie bisher?] 

§ 100. Schriften, die in einer nicht gerichtsüblichen Sprache geschrie­
ben und für die Untersuchung erheblich sind, hat der Staatsan­
walt durch einen beeidigten Dolmetsch übersetzen zu lassen und 
samt der Übersetzung zu den Akten zu bringen, 

§ 101. (1) Über alle (aufheben: gerichtlichen,) zur Untersuchung 
gehörenden Handlungen sind Protokolle aufzunehmen; handelt es 
sich um eine Vernehmung, so muß außer dem Organ der Sicherheitsbehör­
de oder dem Staatsanwalt, der die Vernehmung vornimmt oder leitet, stets 
ein Rechtst!lleger als beeidig:te Urkundsperson gegenwärtigsein. 
(2) Die Anwesenheit der Urkundsperson ist für die Dauer der Aufnahme 
des Protokolls bei sOllstigel' Nichtigkeit geboten. 
(3) Der Urkundsperson obliegt es, den Beschuldiwen oder Zeugen gemäß 
den Vorschriften dieser Strafprozeßordnung, deren Einhaltung er über­
haupt zu überwachen hat, zu belehren. 

§ 102. und § 103. [wie bisher?] 

§ 104. (1) Protokolle über Vernehmungen werden gleich bei deren Vor­
nahme und, wo dies nicht tunlich ist, im Einvernehmen mit der Ur­
kundsperson unmittelbar nachher aufgenommen. 
(2) Jedes Protokoll enthält die Bezeichnung des Ortes, Jahres, Ta­
ges und Zeitraumes der Vornahme der Vernehmung und der Aufnahme 
des Protokolls sowie der gegenwärtigen Personen. 
(3) Die Fragen sind nur soweit niederzuschreiben, als es zum Ver­
ständnis einer Antwort erforderlich ist. Die Antworten sind in der 
Regel bloß ihrem wesentlichen Inhalte nach erzählungsweise auf­
zunehmen. Nur wo es für die Beurteilung der Sache wichtig oder 
wo zu erwarten ist, daß die Vorlesung des Protokolls in der 
Hauptverhandlung erforderlich sein werde, ist der Vernommene 
unter Beibehaltung seiner eigenen Ausdrücke redend anzu­
führen. 
(4) Der Vernehmende hat das Protokoll laut zu diktieren, sodaß es 
die Anwesenden. hören. Doch steht dem Vernommenen frei, sei­
ne Antworten dem protokollfiihrenden Vernehmenden zu diktieren. 
Mißbraucht der Vernommene dieses Recht, so kann es ihm von 
der Urkttlzdsperson entzogen werden. 
(5) Dem Vernommenen und seinem Verteidiger oder Zeugenbeistand steht 
es frei. die Feststellung einzelner Punkte im Protokoll zur Wahrung ihrer 
Rnhtt zu verlangen. 
(6) Weml es im Interesse der Rechtspflege gtboten erscheint, hat die Ur-
1'll1ldrpet:wl1 die Ton- oder Bildaufzeichnung der Vernehmung zu veran­
lassen. 

§ 105. Jedes Protokoll ist den vernommenen oder sonst beigezoge­
nen Personen vorzulesen, auch auf Verlangen zum Durchlesen 
vorzulegen; die geschehene Vorlesung oder Vorlegung sowie die 
Genehmigung sind im Protokoll zu vermerken. Es ist sodann von 
den vernommenen Personen durch Beisetzung der Unterschrift 
oder des Handzeichens auf jedem Bogen, und am Schlusse von 
den (tegenwärti(ten Personen zu unterschreiben, Verweigert der Ver­
nommene die Unterschrift, so ist dies nebst dem Grunde der 
Weigerung im Protokoll zu vermerken. 

§ 106. In dem einmal Niedergeschriebenen darf nichts Erhebliches 
ausgelösch t, zugesetzt oder verändert werden. Durchstrichene 
Stellen müssen noch lesbar bleiben. Erhebliche Zusätze oder Be­
richtigungen, die ein Vernommener seiner Aussage beifügt, sind 
am Rande des Protkolls oder in einem Nachtrage zu vermerken 
und auf die im § 105 bezeichnete Art zu genehmigen und zu un­
terschreiben. 

§ 107. Dem Vel'llommenen und seinem Verteidiger oder Zeugenbeistand ist so­
gleich nach der Vernehmung eine Abschrift (Ablichtung) des Protokolls un-

Nr 4/95 JURIDIKUM Seite 39 



Verfolgen und Strafen 

entgeltlich auszuhändigen. 

§ 10S. (1) Gegen Personen, die sich ungeachtet vorausgegangener 
Abmahnung bei einer Amtshandlung des Staatsanwaltes und der 
Urkundsperson ein ungebührliches oder beleidigendes Betragen 
zuschulden kommen lassen, kann die Urkundsperson eine Ord­
nungsstrafe bis zu zehntausend Schilling verhängen. Gegen 
Rechtsbeistände der Parteien kann eine Geldstrafe nur verhängt 
werden, wenn sie nicht der Disziplinargewalt einer Standesbehör­
de unterliegen. 
(2) Jede solche Verfügung ist in den Akten ersichtlich zu machen 
und dem Errnittltmgsrichtersogleich anzuzeigen; diesem kommt die 
Befungnis zu, die von der Urkundsperson verhängten Strafen auch 
von Amts wegen aufzuheben oder zu mildern (§ 113). 

IrI. Einstellung oder Schließung desjustiziellen Vorverfahrens 

§ 109. (1) Das justizielle Vorverfahren ist durch Verfügung des Ermitt­
lungsrichters einzustellen, sobald der Ankläger das Begehren nach 
strafgerichtlicher Verfolgung zurückzieht oder erklärt, daß er kei­
nen Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung finde (§ 112). 

(2) Außer diesem Fall kann das justizielle Vorverfahren nur durch Be­
schluß des Ermittlungsrichters oder des Gerichtshofes zweiter In­
stanz eingestellt werden. Gegen einen Beschluß des Ermittlungs­
richters, mit dem über die Einstellung des justiziellen Vorverfahrens 
entschieden wird, steht dem Beschuldigten und dem Ankläger 
die binnen vierzehn Tagen einzubringende Beschwerde an den 
Gerichtshof zweiter Instanz zu. Die Beschwerde des Anklägers 
hat aufschiebende Wirkung. 

§ 110. (1) Wird das justizielle Vorvedahren eingestellt, so sind der 
Ankläger, der Privatbeteiligte und der Beschuldigte hievon zu 
verständigen; der Beschuldigte ist, wenn er verhaftet ist, sogleich 
freizulassen. 
(2) Auf sein Verlangen ist ihm ein Amtszeugnis darüber auszufer­
tigen, daß kein Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung ge­
gen ihn vorhanden sei. 
(3) Hat sich der durch das Verbrechen oder Vergehen in seinem 
Rechte Verletzte dem Verfahren nicht angeschlossen, so ist ihm 
auf sein Ansuchen die Bestätigung der Einstellung zu erteilen. 

§ 111. Das justizielle Vorverfahren wird geschlossen, sobald die gepflo­
genen Erhebungen zureichen, um die Anklage einzubringen, und 
zugleich die zur vollständigen Vorführung der Beweismittel in der 
Hauptverhandlung erforderliche Übersicht über diese Mittel er­
langt ist. 

§ 112. (1) Nach Schließung des iustiziellen Vorverfahrens hat der Ermitt­
lzmgsrichter die Akten dem Staatsanwalt ZIJ.. übermitteln. Der 
Staatsanwalt ist verpflichtet (§ 27), binnen vi'erzehn Tagen nach 
Empfang der Akten entweder die Anklageschrift beim Ermitt­
lungsrichter einzubringen oder ihm die Akten mit der Erklärung 
zurückzustellen, daß er keinen Grund zur weiteren gerichtlichen 
Vorfolgung finde. Bei besonderen Schwierigkeiten oder besonderen Um­
fang der Untersuchung kann der Ermittlungsrichter dem Staatsanwalt ei­
ne Frist von nicht länger als einem Monat einräumen. [Die Nichteinhal­
t/mg dieser Fristen kommt dem Rücktritt von der Anklage gleich (§ 
109).7 
(2) Der Privatankläger ist vom Abschlusse des iustiziellen Vorvedah­
rens mit der Aufforderung zur Einbringung der Anklageschrift 
binnen vierzehn Tagen und mit der Belehrung in Kenntnis zu 
setzen, daß die Nichteinhaltung dieser Frist dem Rücktritt von 
der Anklage gleichkomme (§ 109). 
(3) Innerhalb der zur Einbringung der Anklageschrift bestimmten 
Frist kann der Ankläger und der Beschuldi[le beim Ermittlungsrichter 
den Antrag auf Ergänzung des iustiziellen Vorverfahrens stellen. Ge­
gen einen abweisenden Beschluß des Ermittlungsrichters steht 
dem Ankläger und dem BeschuldigteIl die binnen vierzehn Tagen 
einzubringende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz zu. 
Wird die Beschwerde abgewiesen, so beginnt die Frist zur Ein­
bringung der Anklageschrift mit Zustellung des Beschlusses des Ge-
richtshofes zweiter Instanz neu zu laufen. " 

IV. Rechtsmittel gegen Verfügungen des Staatsanwaltes und Beschlüsse 
des Ermittlungsrichters 

§ 113. (1) Alle, die sich während des iustiziellell Vorverfahrens durch ei­
ne Verfügung oder Verzögerung des Staatsanwaltes und der Ur­
kundsperson beschwert erachten, haben das Recht, darüber (aufhe­
ben: , soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt,) eine Entschei­
dung des Ermittlungsrichters zu verlangen und ihr Begehren ent­
weder schriftlich oder mündlich beim Staatsanwalt oder unmittel­
bar beim Ermittlungsrichter anzubringen. Eine solche Beschwer­
de hemmt nur den Vollzug der Verfügung der Urkundsperson in 
den in § lOS erwähnten Fällen. 
(2) Ist die Beschwerde zwar berechtigt, aber inzwischen gegen­
standslos geworden, so erkennt der Ermittlungsrichter, daß durch 
den angefochtenen (aufheben: Beschluß oder) Vorgang das Gesetz 
verletzt oder unrichtig angewendet worden sei. 
(3) Der Ermittlungsrichter entscheidet (aufheben: in nichtöffentlicher 
Sitzung) nach nichtö/fentlicher Anhörung des Staatsanwaltes und der 
Urkundsperson. 
(4) Gegen einen Beschluß der Ermittlungsrichters. mit dem über die Ver­
letzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte eIltschieden wird, steht 
dem Beschuldigten und dem Ankläger die binnen vierzehn Tage einzu­
bringende Beschwerde an den Gerichtshofzweiter Instanz zu. Soweit das 
Gesetz im übrigen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt, ist 
ein weiterer Rechtszug an den Gerichtshof zweiter Instanz nicht 
zulässig. 

§ 114. (1) Sieht das Gesetz eine Beschwerde an den Gerichtshof 
zweiter Instanz vor, so hat diese, wenn nichts anderes bestimmt 
ist (§§ 109 Abs. 2, 193 Abs. 6), keine aufschiebende Wirkung. 
(2) Der Gerichtshof zweiter Instanz hat über Beschwerden ohne 
Verzug in nichtöffentlicher Sitzung zu entscheiden. Dabei hat er 
gegebenenfalls auch auf Umstände Rücksicht zu nehmen, die 
nach dem angefochtenen Beschluß eingetreten oder bekanntge­
worden sind; er kann auch vom Ermittlungsrichter Aufklärungen 
verlangen oder rasch durchführbare ergänzende Erhebungen an­
ordnen. 
(3) Entscheidet der Gerichtshof zweiter Instanz, daß die Untersu­
chungshaft aufzuheben sei, und treffen die dafür maßgebenden 
Umstände auch bei einem Mitbeschuldigten zu, der keine Be­
schwerde erhoben hat, so hat der Gerichtshof zweiter Instanz so 
vorzugehen, als ob eine solche Beschwerde vorläge. 
(4) Im übrigen kann der Gerichtshof zweiter Instanz bei der Ent­
scheidung über Beschwerden niemals zum Nachteil des Beschul­
digten Verfügungen und Beschlüsse ändern, gegen die nicht Be­
schwerde geführt wird; er hat aber die Beseitigung wahrgenom­
mener Gebrechen des Verfahrens auch dann anzuordnen, wenn 
eine Beschwerde gegen diese nicht ergriffen werden konnte oder 
nicht ergriffen worden ist. 

§ 115. Wird der Akt wegen der Erhebung eines Rechtsmittels vorge­
legt, so darf dadurch der Gang des Verfahrens nicht aufgehalten 
werden; der Ermittlungsrichter hat Abschriften (Ablichtungen) je­
ner Aktenteile, die zur Fortführung des Verfahrens erforderlich 
sind, zurückzubehalten. 

V. Rechtsmittel gegen das Vorgehen der Sicherheitsbehörde 

§ 115a. Alle. die sich während des Vorverfahrens durch das Vorgehen der Si­
cherheitsbehörde beschwert erachten, haben das Recht, vom Staatsanwalt 
Abhilfe zu verlangen. [§§ XX SPG bleiben unberührt.7 Kommt der 
Staats'walt ihrem Begehren nicht nach oder wird die Verletzung verjas­
sungsgesetzlich gewährleisteter Rechte behauptet, sind sie berechtigt, eine 
Entscheidung des Ermittlungsrichters zu verlangen und ihr Begehren ent­
weder schriftlich oder mündlich beim Staatsanwalt oder unmittelbar beim 
Ermittlungsrichter anzubringen. Die Beschwerde hat keine aufschiebene 
Wirkung. 
(2) Gegen einen Beschluß des Ermittlungsrichters, mit dem über die Ver­
letzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte entschieden wird, steht 
dem Beschuldi[lell und dem Ankläger die binnen vierzehn Tagen einzu­
bringende Beschwerde an den Gerichtshofzweiter Instanz zu. 
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ZWISCHEN VERGELTUNG, PRÄVENTION UND RESOZIALISIERUNG 

Übelszufü u um 
ihrer selbst illen 

Alois Birklbauer 

Die derzeitige Regelung 
der österreichischen 
Strafvollzugszwecke 
bewirkt einen restriktiven 
und unzeitgemäßen 
Vollzug. Eine Neuformu­
lierung dieser Zwecke 
könnte den ersten Schritt 
für weitere, längst fällige 
Reformen bedeuten. 

Beinahe zwei Jahre sind seit dem Inkrafttre­
ten der Novelle zum österreichischen Straf­
vollzugsgesetz (StVG) vergangen. Obwohl in 
den Erläuterungen zu dieser Novelle darauf 
hingewiesen wurde, daß der Reformprozeß 
mit den vorliegenden Neuerungen nicht ab­
geschlossen sein kann,(l) ist von einer Fort­
setzung des Neuerungskurses derzeit nichts 
zu spüren. Ein Grund für den schleppenden 
Reformprozeß liegt auch in den dem StVG 
zugrunde liegenden restriktiven Vollzugs­
grundsätzen, die dem Standard eines moder-
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nen Strafvollzuges nur halbherzig entspre­
chen. Ein Überdenken dieser Grundsätze, 
das in eine Neuformulierung des § 20 StVG 
münden soll, scheint daher angebracht. 

Die Vollzugszwecke 
nach dem StVG 

Die Vollzugszwecke stellen das Programm 
des Strafvollzuges dar. Die allgemeine Aus­
gestaltung des Vollzuges hat sich an ihnen 
ebenso zu orientieren wie die konkreten 
Vollzugsakte. Daraus ergibt sich der nicht 
unbedeutende Stellenwert der Vollzugs­
zwecke. 

Für Österreich sind die Vollzugszwecke 
in § 20 Abs. 1 StVG geregelt. Dort heißt es: 
"Der Vollzug der Freiheitsstrafen soll den 
Verurteilten zu einer rechtschaffenen und 
den Erfordernissen des Gemeinschaftsle­
bens angepaßten Lebenseinstellung vcrhel­
fen und sie abhalten, schädlichen Neigun­
gen nachzugehen. Der Vollzug soll außer­
dem den Unwert des der Verurteilung zu­
grunde liegenden Verhaltens aufzeigen." 
Vollzugszwecke nach dem ersten Satz dieser 
Bestimmung sind somit Resozia/isieTl/lIg (po­
sitive Spezial prävention) und Schutz der Ge­
sellschaft vor dem Straftäter. Der zweite Satz 
umschreibt die weitere Aufgabe des Straf­
vollzugs, den Unwert des der Verurteilung 
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zugrunde liegenden Verhaltens aufzuzeigen. 
Diese Bestimmung ist ausfüllungsbedürftig. 
Nach dem einzigen Kommentar zum Straf­
vollzugsgesetz sind dadurch die Zwecke der 
negativen Spezia/prävmtioll (Abschreckung 
des konkreten Straftäters vor der Begehung 
weiterer Straftaten), der Gmera/prävelltioll 
(Abhaltung der Allgemeinheit vor der Bege­
hung von Straftaten) und der Vergeltullg 
(zweckfreie Bestrafung aufgrund eines frei­
willigen Verstoßes gegen ein Gebot) nor­
miert.'" Begründet wird diese Ansicht mit 
dem sich aus den Erläuterungen zum StVG 
ergebenden Willen des Gesetzgebers, nach 
dem "Strafe auch dort geboten sein kann, 
wo sie unter bloß spezial präventiven Ge­
sichtspunkten entbehrlich wäre und auch 
dort nicht sinnlos (ist), wo sie einen unver­
besserlichen Rechtsbrecher voraussichtlich 
nur für die unmittelbare Dauer des Vollzu­
ges von neuerlichen Straftaten abzuhalten 
vermag. Damit stellt sich dem Vollzuge von 
Freiheitsstrafen einerseits die Aufgabe, den 
Unwert des der Verurteilung zugrunde lie­
genden Verhaltens sowohl dem Gefangenen 
als auch der Allgemeinheit gegenüber aufzu­
zeigen, und andererseits die Aufgabe, den 
Gefangenen davon abzuhalten, schädlichen 
Neigungen nachzugehen"Yl 

Diese Erläuterungen schließen die Voll­
zugszwecke aus den Strafzwecken (arg.: "da­
mit"). Folgt man dieser Argumentation, ist 
es nötig, zuerst den Strafzwecken Aufmerk­
samkeit zu schenken. War für Kunst Vergel­
tUllg noch ein Strafzweck,l"l hat sich inzwi­
schen die Meinung durchgesetzt, daß bei 
der Strafbemessung lediglich auf Belange 
der Prävention abzustellen ist. 15l Vergeltung 
bedeutet, daß eine Übelszufügung um ihrer 
selbst willen (zweckfrei) erfolgt, als Aus­
gleich für die autonome (freiwillige) Ent­
scheidung des Täters zum Bösen, die sich 
im Verstoß gegen ein von der Rechtsord­
nung aufgestelltes Verbot ausdrückt. 

Vergeltung ist mit dem "normativen 
Schuldbegriff" des Strafgesetzbuches 
(StGB) aber unvereinbar. Dieser versteht 
Schuld zwar auch als Vorwurf des Mangels 
an rechtstreuer Gesinnung, geht allerdings 
von einem anderen Bezugspunkt aus. 

Der Mangel an rechtstreuer Gesinnung 
wird nämlich dadurch ermittelt, daß vom 
Täter abstrahiert und an seine Stelle ein an­
derer Mensch gleicher persönlicher Art und 

(1) N,: 1253 BlgNR XVIIi. CP, 2. 

(2) KUJlst, Strafuollzttgsgesetz. Manz-KttTZkommentar 

(1979), 49 ff. 
(3) Nr. 511 BlgNR XI. CP,52. 

(4) KUIISt, StVC, 49. 

(5) Vgl. Moos, Positive Ceneralpriiventiotlttlld Vergel­

tlmg, ill: Festschrift Pallitl (1989), 283lf; Triffterer, 

Österreichisches Strafrecht. AIlgemeitler Teil, 2. All/lage 

(1994), 12j; Fuchs, Österreidlisdles Strafrecht. Aligemei­

tler Teil 1 (1995), 12; Bllrgstaller, Cnmdprobleme des 

Strafzumessullgsrechts ill Öste/Teich, ZStW 1982,130; 

Pallin, Die Strafzumessullg in rechtlicher Sicht (1982), 

Rz3. 
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sozialen Typus gesetzt wird, der im Gegen­
satz zum konkreten Straftäter jedoch mit 
den rechtlich geschützten Werten innerlich 
verbunden ist (vgl. §§ 10, 32 Abs. 2 Satz 2 
StGB). Der Schuldvorwurf ist damit nur 
noch sozialethischer Art. Er liegt im Abwei­
chen des Täterverhaltens von dem fiktiven 
Verhalten des mit den rechtlich geschützten 
Werten verbundenen Menschen und nicht 
mehr individualethisch in der autonomen 
Entscheidung gegen die Wertordnung. Der 
Schuldvorwurf wird objektiviert, er abstra­
hiert von der Willensfreiheit des konkreten 
Täters. Diese ist folglich nicht mehr Teil der 
Schuld und kann somit auch bei der Strafzu­
messung nicht mehr berücksichtigt werden. 
Wenn aber die Vergeltung als Strafzweck 
ausscheidet, kann sie nach der Argumen­
tation des Gesetzgebers auch kein Vollzugs-

zweck sein, weil sich die Aufgaben des Voll­
zuges eben aus den Zwecken der Strafe er­
geben. Unter dem Aufzeigen des Unwerts 
des der Verurteilung zugrunde liegenden 
Verhaltens des § 20 StVG kann daher Ver­
geltung nicht subsumiert werden.(6) 

In Gesetz und Lehre anerkannt als Straf­
zwecke sind hingegen General- und Spezial­
prävention. Beide können positiv oder nega­
tiv in Erscheinung treten. Die negative 
Prävention will durch die Verurteilung den 
konkreten Straftäter bzw. die übrigen Mit­
glieder der Gesellschaft von der Begehung 

(6) Vgl. Foregger/Schausberge/~ StVG. MatlZ-TasdlCll­
ausgabe, 2. Alt/lage (1994), Anm. zu §20. 
(7) Vgl. Jescheck, Lehrbuch des Strafrechts. Allgemeiner 
Teil, 4. Alt/lage (1988), 61. 

(8) Vgl. etwa TrechsellNolI, Schweizerisches Strafrecht. 
Allgemeiner Teil 1, 4. Alt/lage (1994), 19; Tredlsel, 
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weiterer Straftaten aufgrund der Angst vor 
derartiger Bestrafung abschrecken. Die posi­
tive Prävention (Integrationsprävention) 
sieht im Strafausspruch ein Mittel zur Stär­
kung (Wiederherstellung) des Normgel­
tungsbewußtseins des einzelnen bzw. der 
Allgemeinheit, wodurch latent ein freiwilli­
ger Rechtsgehorsam erzeugt und so der Be­
gehung strafbarer Handlungen entgegenge­
wirkt werden soll.(7) Der Argumentation des 
Gesetzgebers zufolge sind diese Strafzwecke 
auch Vollzugszwecke. Da die positive Spe­
zialprävention schon von § 20 Abs. 1 Satz 1 
StVG erfaßt ist, können unter dem Aufzei­
gen des Unwertes des der Verurteilung zu­
grunde liegenden Verhaltens nur die ande­
ren Arten der Prävention zu verstehen sein. 
Zusammenfassend läßt sich somit feststel­
len, daß in Österreich nach dem Wortlaut 

des § 20 StVG Resozialisie­
rung, Gesellschaftsschutz, 
negative Spezialprävention 
und Generalprävention 
Vollzugszwecke sind. 

Ein Blick über die Gren­
zen nach Deutschland oder 
in die Schweiz zeigt, daß 
dort neben der Vergeltung 
auch die Generalprävention 
und die negative Spezial­
prävention schon aufgrund 
der gesetzlichen Formulie­
rung als Vollzugsziele aus­
scheiden. So nennt § 2 
dStVG die Resozialisierung 
als einziges Vollzugsziel 
(Satz 1 ) und stellt lediglich 
ergänzend fest, daß der 
Vollzug (quasi als notwendi­
ger Reflex) auch dem 
Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten 
dient (Satz 2). Ähnlich ist es 
in der Schweiz, wo zum 
Vollzug normiert wird, daß 
er erziehend auf den Gefan-

",. genen einwirken und ihn 
auf den Wiedereintritt in 
das bürgerliche Leben vor­

bereiten soll (Art. 37 Ziff. 1 schwStGB). Zum 
Schutz der Allgemeinheit findet sich nichts. 
Das deutet darauf hin, daß dieser sich eben­
falls quasi als Reflex des Freiheitsentzuges 
von selbst ergibt. 

Für den Strafvollzug werden also nicht 
einmal alle Strafzwecke übernommen. In 
Art. 76 Abs. 2 des derzeit gerade diskutierten 
Entwurfes der Expertenkommission zur Re­
vision des Allgemeinen Teils wird klarge­
stellt, daß der Strafvollzug so auszugestalten 
ist, daß er auch "dem Schutz der Allgemein­
heit angemessen Rechnung trägt". Diese 

Schweizerisches StraJ.e:eselzblldl, Kurzkommetltar 
(/989), An. 63 Rz 7; Sdmltz, Eilt/iih17lt1g in den Allge­
meinen Teil des Stnt/redtts f f, 4. Auflage (1982), 75. 
(9) Trechsel, Sdlweizerisdles Strafgesetzbudl, Kurzkom­
mentar(1989), Alt. 37 Rz /. 
(10) Vgl. Kienapfel, GrutidrijJ des b'sterreichischetl Straf-
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Formulierung normiert eine gegenüber dem 
Resozialisierungszweck untergeordnete Be­
deutung des Vollzugszwecks des Gesell­
schaftsschutzes. 

Besonders bemerkenswert ist in diesem 
Zusammenhang, daß in der Schweiz früher 
und teilweise auch noch heute die für die 
Verurteilung maßgebliche Schuld (Art. 63 
schwStGB) primär im Sinne der Individual­
ethik verstanden und somit der Strafzweck 
in der "gerechten Vergeltung" gesehen wird, 
die sich mit präventiven Zwecken verbin­
det,(8) und trotzdem nach Art. 37 schwStGB 
die Vergeltung kein Vollzugszweck ist. Der 
Täter soll zwar wissen, was seine so verstan­
dene Schuld wert ist, er soll aber nicht das 
danach bemessene Strafübel um dieses Un­
werts selbst willen erleiden müssen, sondern 
nur zu seiner Resozialisierung. Der Vollzug 
darf darum "keinen über die Freiheitsent­
ziehung hinausgehenden Übelscharakter ha­
ben".(9) Bei der Strafvollstreckung tritt die 
praktische Vernunft und Nützlichkeit hinter 
den ideellen Gehalt des Strafausspruchs 
zurück. Daraus folgt für Österreich, daß 
selbst dann, wenn die Vergeltung als ein 
Strafzweck postuliert wird,(1O) der Vollzug 
sich nicht notwendig daran ausrichten muß. 
Das StVG könnte den Vollzugszweck eben­
so begrenzen, wie es in Art. 37 schwStGB 
geschieht. 

Auch die Europäischen Strafvollzugs­
grundsätze(1() gehen einen ähnlichen Weg. 
Das Vollzugsziel der Resozialisierung steht 
ebenfalls im Mittelpunkt (Grundsatz 65), 
und der Schutz der Allgemeinheit spielt le­
diglich insoweit eine Rolle, als Freiheitsein­
schränkungen nur in dem mit der öffentli­
chen Sicherheit zu vereinbarenden Mindest­
maß zulässig sind (Grundsatz 67.3). Der Ge­
danke an negative Spezialprävention, Gene­
ralprävention oder gar an Vergeltung kann 
dadurch ebenfalls nicht aufkommen. 

Angleichung der 
Vollzugszwecke 

Österreich hat durch die Unterzeichnung der 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätze er­
klärt, sich bei der innerstaatlichen Gesetzge­
bung und Praxis von den in den Grundsät­
zen festgesetzten Prinzipien leiten zu lassen. 
Da diesen Grundsätzen die u~mittelbare 
Anwendbarkeit fehlt, ergibt sich aus dem 
Unterschied der österreichischen Vollzugs­
zwecke zu denen der Europäischen Straf­
vollzugsgrundsätze zwar keine Gesetzes­
oder gar Verfassungswidrigkeit des § 20 
StVG, ein Überdenken dieses Unterschiedes 
und in weiterer Folge eine Änderung dieser 
Bestimmung ist aber angebracht, will man 
die Erklärung Österreichs ernst nehmen. 

rechts. Allgemeiner Teil, 5. Auflage (1994), Z 2 Rz 9 in 
Abweichung vom StGB. 
(11) Empfehlung NI'. R (87) 3 des Ministerkomitees des 
Europarates über die Europäischen Strafvollzugs, 
grutldsätzevom 12. Februar 1987. 
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Figura IV. Latus III. 

~ortleaung ber eigentlic{)ett ~n{e~ung beß ~etnfc{)raubenß I unb ber ~ierau 
beubt~tgten ~erfonen. 

Ein erster Schritt einer Angleichung der 
österreich ischen Strafvollzugszwecke an die 
der Europäischen Strafvollzugsgrundsätze 
müßte durch die Reihung der Vollzugsziele 
unter Feststellung des Vorrangs des Resozia­
lisierungszweckes geschehen. Neben den 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen legt 
dies auch die zur Stellung des Strafvollzuges 
im Gesamtsystem des Strafrechts heute in 
Europa herrschende Drei-Säulen-Theorie (2) 

nahe. Danach kommt der Gesetzgebung, die 
als erste Säule die Strafe androht, die Haupt­
aufgabe der Generalprävention zu, dem 
Richter, der als zweite Säule die konkrete 
Strafe ausspricht, die Feststellung der 
Schuld, und der Verwaltung, die als dritte 
Säule die Strafe vollzieht, die Aufgabe der 
Resozialisierung. Die unterschiedlichen 
Primäraufgaben führen zu unterschiedlichen 
Primärzwecken. Hauptziel des Strafvollzu­
ges ist somit die Resozialisierung des Straftä­
ters.(U) 

Für § 20 StVG folgt aus diesen Überle­
gungen, daß eine Reihung der Strafvollzugs­
zwecke vorzunehmen ist, um den Vorrang 
des Resozialisierungszweckes zu betonen. 
Es wird zwar vertreten, daß eine derartige 
Reihung ohnehin durch die Reihenfolge der 
Aufzählung erfolgt ist,(4) der Wortlaut dieser 
Bestimmung läßt aber auch einen anderen 
Schluß zu, denn die Worte "und" bzw. 
"außerdem" können ebenso ein gleichwerti­
ges Nebeneinander bedeuten. Da nützt es 
auch wenig, wenn der Gesetzgeber in den 
Materialien zu § 20 StVG feststellt, daß "der 

(12) Kaisel/ Kemer/Schb"ch, Strafvollzug. Eine Ein­
führung in die Grundlagetl, 4. Auflage (1991), 19. 
(13) In diesem Sinne auch Mül!er-Dietz, Referat zum 
Thema "Strafvollzug im SPatl1l1ttlgsfe!d zwischetl 
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Besserungsaufgabe der Strafe in einem zeit­
gemäßen Strafvollzugsgesetz ein hervorra­
gender Platz eingeräumt werden" muß.<'5) 
Die Änderung des § 20 StVG hat daher zu­
mindest zwecks KlarsteIlung zu erfolgen. 

Mit einer Reihung der Strafvollzugs­
zwecke in § 20 StVG ist die Angleichung an 
die der Europäischen Strafvollzugsgrundsät­
ze aber noch nicht erreicht. Diese ist erst ge­
geben, wenn die negative Spezialprävention 
und die Generalprävention als Vollzugs­
zwecke ausscheiden. Die oben skizzierte 
Drei-Säulen-Theorie würde ein Abgehen in 
diese Richtung in Hinblick auf das Gesamt­
system des Strafrechts ermöglichen, weil ein 
Ausschluß von negativer Spezialprävention 
und Generalprävention als Vollzugszweck 
die Resozialisierung als Primäraufgabe des 
Strafvollzuges ohnehin nicht berühren wür­
de. 

Darüber hinaus sind General- und negati­
ve Spezial prävention im Strafvollzug ent­
behrlich, weil sie bereits im Strafausspruch 
durch die Entscheidung für eine unbedingte 
Freiheitsstrafe berücksichtigt sind. Dies 
spricht ebenfalls dafür, negative Spezial­
prävention und Generalprävention als Voll­
zugsgrundsätze zu streichen. 

Neben dogmatischen Überlegungen 
sprechen für eine dezidierte Streichung die­
ser Vollzugszwecke nicht zuletzt kriminalpo­
litische Argumente. Liberale Strafvollzugs­
politik ist nicht unbedingt populär, da der 
Ruf nach brutaler Sanktion aus verschieden­
sten Gründen tief in unserer Gesellschaft 

Grundrecht und Zielvorstellungen", in: Verhatldltmgetl 
des 11. ÖlT Linz 1991 IV, 18. 
(14) Müller-Dietz, Die Zwecke des Strafvollzuges (§ 20 
StVG), StPdG 1977, 59! 
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verwurzelt ist. Diesem emotional gesteuer­
ten Kollektivbewußtsein kann allerdings 
entgegengewirkt werden, indem man immer 
wieder betont, daß Strafvollzug rational und 
humanitär sein muß und niemals mehr als 
ein bloßer Entzug der Freiheit{l6) sein darf. 
Wenn negative Spezialprävention und Ge­
neralprävention als Vollzugszwecke gestri­
chen werden, wird dieser Grundsatz des 
Strafvollzuges als bloßer Entzug der Freiheit 
betont. Als Akt offensiver Kriminalpolitik ist 
dieser Schritt daher zu fordern und auch zu 
wagen. 

Die Streichung der eben genannten Voll­
zugszwecke sowie die dezitierte Betonung 
des Vorranges des Resozialisierungs- vor 
dem Sicherungszweck könnte, wie eingangs 
bereits erwähnt, die Reform des Strafvollzu­
ges weiter vorantreiben. Neben Erweiterun­
gen des Freigangs ist es an der Zeit, endlich 
Bereiche wie Wochenendvollzug, Haftur­
laub oder Halbgefangenschaft zu regeln. Un­
ter Resozialisierungsgesichtpunkten sind 
derartige Neuerungen unumgänglich. Auch 
ein diesbezüglicher Vergleich mit dem Straf­
vollzug anderer europäischer Länder zeigt, 
daß Österreich weit hinter deren Standard 
einher hinkt. Solange aber negative Spezial­
prävention und Generalprävention oder gar 
Vergeltung als Zwecke des Strafvollzuges 
angesehen werden und solange eine Gleich­
wertigkeit zwischen Resozialisierungs- und 
Sicherungszweck angenommen wird, sind 
solche Neuerungen nur schwer durchsetz­
bar. Eine Novellierung des § 20 StVG ist so­
mit auch deswegen wünschenswert. 

Zusammenfassend läßt sich somit folgen­
des festhalten: 

1. Vergeltung ist in Östereich kein Zweck 
des Strafvollzuges. 

2. Auch für Österreich gilt, daß Resoziali­
sierung der primäre Zweck des Strafvollzu­
ges ist. Eine diesbezügliche KlarsteIlung in 
§ 20 StVG ist jedoch angebracht. 

3. Im Einklang mit den Europäischen 
Strafvollzugsgrundsätzen ist es nötig, die Be­
stimmung über die Strafvollzugszwecke so 
zu ändern, daß sich die Ablehnung von Ge­
neralprävention und negativer Spezial prä­
vention als Vollzugszwecke ergibt. 

4. Diese Angleichung ist als Akt offensi­
ver Kriminalpolitik schließlich auch deswe­
gen zu forden, weil darin ein Motor für den 
weiteren Reformprozeß im Strafvollzug lie­
gen kann. 

Eine Neufassung des § 20 Abs. 1 StVG 
könnte somit lauten: Der Vollzug von Frei­
heitsstrafen soll die Gefangenen befähigen, künftig 
in sozialer Verantwortung ein Leben ohne 
Straftaten zu führen. 

Mag. Alois Birklbauer ist Vertragsassistent am Insti­
tut für Strafrecht an der Universität Linz. 

(15)Nr. 551 BlgNRXI. GP, 52. 
(16) Vgl. G1"lttldsat:;; 64 der Europäischetl Strafvoll­
zugsg1"lt1ldsätze. 
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____________________________________________________________________ Sehen/Hören/Lesen 

Körper von Gewicht 

Judith Butler ist eine der prominentesten 
Vertreterinnen der zur Zeit insbesondere in 
den USA florierenden sogenannten queer­
theory. Queer ist ein Überbegriff für alle nicht 
heterosexuell orientierten Menschen, der 
früher zu ihrer Schmähung eingesetzt wur­
de. Mittlerweile haben sich die queers die­
sen Begriff positiv angeeignet. Insbesonde­
re im Rahmen dieses Theoriebereichs wur­
den die gängigen Vorstellungen von 
menschlichen Körpern vehement inI;rage 
gestellt. Diese Diskussion.wird seit Anfang 
der· Neunziger Jahre auch im deutschen 
Sprachraum äußerst heftig geführt und ent­
brannte insbesondere an Butlers Thesen in 
ihrem Vorgängerbuch "Das Unbehagen der 
Geschlechter" (I). 

"Und was ist mit dem Körper, Judy?" 
(S. 14) Diese;; Frage stellt sich Judith Butler 
im Vorwort, da sie seit dem Erscheinen von 
"Das Unbehagen der Geschlechter" wieder­
holt - wohl im Zusammenhang mit dem oft­
mals vorgebrachten Vorwurf eines linguisti­
schen Idealismus - an sie gerichtet worden 
war. Mit "Körper von Gewicht" unternimmt 
sie nun einen neuen Anlauf in ihrem Ver­
such zu zeigen, daß die kulturell gängige 
Wahrnenmung von Körpern als zweige­
schlechtlieh eine Schimäre ist, die vom "He­
terosexismus", also dem Zwang zur Heteros­
exualität, vorgegaukelt wird. 

Das biologische Geschlecht, so lassen 
sich ihre Thesen zusammenfassen, ist nichts 
anderes als die "ritualisierte Wiederholung 
von Normen". Dieses beständige Zitieren 
von Normen erfaßt Butler, von Derrida in­
spiriert, mit ihrer "poststrukturalistischen 
Neuformulierung der diskursiven Performa­
tivität". Die Materialität des Körpers ist die 
"produktivste Wirkung von Macht als Dis­
kurs", dessen Macht darin .besteht, daß er 
die Wirkungen erzeugt, die er benennt. Dabei 
werden sowohl kulturell anerkannte (hetero­
sexuelle) als auch" verwerfliche" (homose­
xuelle) Körper geschaffen, denn alle Nor­
men operieren mit "Verwerfungen", geben 
regulative Ideale vor, denen nicht alle Nor­
munterworfenen zu folgen imstande sind. 
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Die Leserin stutzt. Inwiefern kann Butler 
damit dem eingangs vorgebrachten Einwand 
entgehen? Die Rekonstruktion ihrer Thesen 
legt zwei Argumentationsstränge offen, die 
hier kurz vorgestellt werden sollen. Von her­
ausragender Bedeutung ist ihre Auseinan­
dersetzung mit Lacans strukturalistischer 
Fassung der im "ödipalen Szenario" ausge­
sprochenen Kastrationsdrohung, die als zen­
traler Organisationsmodus der Zivilisation 
anzusehen ist. Während Lacan jedoch das 
Inzestverbot als wesentlichen Inhalt des Ge­
setzes des Vaters darstellt, konzentriert But­
ler sich auf das von ihr als bedeutsamer iden­
tifizierte, ebenfalls ausgesprochene Verbot 
gegen Homosexualität. 

Im ödipalen Szenario herrscht demnach 
die Angst davor, sich mit den vom Symboli­
schen "verworfenen" Figuren des "verweib­
lichten Schwulen" oder der "vermännlichten 
Lesbe" zu identifizieren. Davor zittern die­
vom Geschlecht noch nicht "markierten"­
Körper, denn sie könnten mit Homosexua­
lität "bestraft" werden. Butler schlußfolgert, 
daß demzufolge die weibliche Morphologie 
als solche die Ablehnung von Männlichkeit 
voraussetzt. 

Die weibliche Anatomie ist also als stän­
diges Befolgen der Norm "Du mußt hetero­
sexuell werden" zu verstehen. Um nun noch 
zu zeigen, daß es kein vorgegebenes weibli­
ches Geschlecht gibt, liest sie dieses Nor­
menfolgen nach dem Modell der dekon­
struktiven Lesart von Rechtsnormen: Wenn 
ein Richter das Gesetz zitiert, dann scheint 
es nur so, als könnte er sich auf eine ur­
sprüngliche Autorität stützen. Tatsächlich 
nimmt er lediglich Rekurs auf eine autorita­
tive gesetzliche Konvention, auf eine Kette 
von Zitaten, lind verschleiert so, daß die Au­
torität, Huf die cr sich beruft, keinen 
"Grund" hat. Die AutoritUt, die als "prio­
ritär" ausgegeben wird, erweist skh somit als 
aus dem zeitgleichen Einzelfall ihrer Zitie­
rung "abgeleitet". 

So interpretiert, stellt sich die VOI'stellull(!; 
eines naturgegebenen biolo(!;ischen Ge­
schlechts, wie sie im Alltagsdiskurs als 
Selbstverständlichkeit herumgeistert, als 
Fiktion dar, die durch das Zitieren des vUter­
lichen Verbots erzeugt wird. 

Pointiert formuliert: Jede "Bestrafung" 
mit Homosexualität erzeugt die Fiktion ei­
nes natürlichen Geschlechtsunterschieds 
von Mann und Frau. Um diese Fiktion zu 
entlarven, hat Butler uns allerdings selbst ei­
ne fiktive Geschichte erzählt. Denn "an­
scheinend" gibt es keinen Körper vor seiner 
Markierung, weil "jeder Rekurs auf den Kör­
per vor dem Symbolischen nur im Symboli­
schen stattfinden kann ". 

Doch meint Butler, daß diese Fiktion 
"vielleicht - eine unverzichtbare Fiktion" 
ist, (S. 137) denn sie ist notwendig, um in 
der Folge die "Normen" des biologischen 
Geschlechts in eine potentiell produktive 
Krise zu versetzen. 
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Da diese produktive Krise dazu dienen 
soll, bislang verwerflichen bzw. verworfenen 
Körpern zu kulturellem Gewicht zu verhel­
fen, hat ihre Arbeit auch eine politische Di­
mension, wie Butler selbst - wenngleich mit 
etwas Unbehagen - eingesteht. Das politi­
sche Konzept ist Subversion. "Neue Stel­
len" sollen eingenommen werden, deren Ort 
noch unklar ist. Damit tritt die Unabsehbar­
keit der Um- und Neudeutung, durch die 
die hegemoniale Kultur unterminiert wer­
den soll, in ihrer ganzen Verheißung in den 
Diskurs ein. 

So kann Butler denn auch mit einem 
Handstreich eine rechtliche Besserstellung 
von Homosexuellen für irrelevant erklären, 
indem sie in ihrer, wie sie selbst eingesteht, 
schwierigen Prosa darauf hinweist, daß die 
"Vervielfachung der Subjektpositionen auf 
einer pluralistischen Achse die Vervielfa­
chung ausschließender und erniedrigender 
Schritte zur Folge hätte, und diese würden 
lediglich noch größere Fraktionierung her­
stellen, eine verstärkte Zunahme von Diffe­
renzen ohne irgendeine Möglichkeit, zwi­
schen ihnen zu vermitteln." (S. 157) 

Damit wird freilich auch die Möglichkeit 
einer Vermittlung zwischen Subversion und 
Reform verworfen. Butler setzt vielmehr auf 
von ihr idyllisch geschilderte Gemeinschaf­
ten von Homosexuellen, wie sie etwa im 
Dokumentarfilm "Paris is Burning" darge­
stellt werden. Angesichts von Vertreibung, 
Armut und Obdachlosigkeit "bemuttern" 
und "behausen" diese Männer einander, 
"ziehen" einander "auf". 

Damit wird das Begriffskompendium der 
patriarchalen, heterosexuellen Familie durch 
die Verwendung außerhalb ihres "Privilegs" 
umgedeutet und verschoben: "Bezeichnen­
derweise geschieht es gerade in dieser Aus­
arbeitung von Verwandtsehaft, fabriziert 
durch eine Resignifikation der gleichen Be­
griffe, die unseren Ausschluß und unsere 
Verwerflichkeit herbeiführen, daß eine der­
artige Resignifikation den diskursiven und 
sozialen Raum für eine Gemeinschaft 
schaf1"t, daß wir eine Aneignung der Begriffe 
der Beherrschung erkennen, die auf eine 
Zukunft hinlenkt, die mehr ermöglicht." 
(S.184) 

Worin diese Zukunft bestehen soll, teilt 
Butler uns nicht mit. Sie soll jedenfalls viel­
versprechender sein als das "leidenschaftslo­
se Versprechen der bürgerlichen Familie" 
(S. 245). Das scheint jedenfalls etwas dürftig 
zu sem. Elisabeth Holzleithner 

Judith Butler, Körper von Gewicht, Berlin 1995; engl. 
Bodies That Matter, Routledge 1994. 

Mag. Elisabeth Holzleithner ist Vertragsassistentin 
aminstitut für Rechtsphilosophie und Rechtstheorie 
an der Universität Wien. 

(1) Frank/ur! am Main 1991. 
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Studium & Beruf 

DER STUDIENWEG KÖRPERLICH BEHINDERTER STUDENTINNEN 

Unter anderen 
Voraussetzungen 

-Barbal"(i Stei~er 

Körperlich behinderte Stu­
dierende bilden an den 
Universitäten eine von so­
wohl den Lehrenden wie 
auch den Mitstudierenden 
oft übersehene und immer 
kleiner werdende Minder­
heit. Trotz politischer Ver­
sprechen sind ihre Proble­
me wegen großer Wider­
stände von seiten der 
Universitäten bislang 
ungelöst. 

Von rund 70.000 StudentInnen an der Uni­
versität Wien sind etwa 500 körperlich be­
hindert. Viele von ihnen studieren Wirt­
schafts- oder Rechtswissenschaften. Der 
Grund dafür liegt nicht nur am Interesse, 
sondern auch an den baulichen Gegebenhei­
ten der betreffenden Fakultäten. Selbst bei 
den neueren Gebäuden kann nicht die Rede 
davon sein, daß sie "behindertengerecht" 
wären: Z.B. bietet das Neue Institutsgebäu­
de (eröffnet 1962) zur Erlangung der höhe­
ren Stockwerke neben Stufen oder Pater 
Noster zwar einen Lift, dieser ist aber nur in 
Begleitung des Portiers mit Schlüssel be­
nutzbar. 

Im Juridicum, fertiggestellt 1984, bleiben 
sämtliche Türen, auch die für Behinderte 
besonders gekennzeichneten, ohne fremde 
Hilfe verschlossen (oft aufgrund feuerpoli­
zeilicher Vorschriften). In vielen Hörsälen 
sind nur die hintersten Plätze erreichbar, 
entweder wegen unüberwindbaren Stufen 
oder aufgrund fehlender Stiegengeländer 
oder zu engen Gängen. An der Hauptuni 
scheitert dann ein Studium oft an wenigen 
unüberwindbaren Stufen. 

Zur Zeit wird seitens des Behindertenre­
ferates an der Wiener Universität versucht, 
die Anbringung von Leitplanen für blinde 
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Studierende durchzusetzen. Nach langem 
Verhandeln wird nun endlich (zumindest) 
beim Zugang zum Audi Max der Hauptuni­
versität ein Lift eingebaut. Zuständig für die 
Gebäude der gesamten Universität Wien ist 
der Akademische Senat, am Juridicum Univ. 
Prof. Dr.Winkler. 

In Arbeit ist die Einrichtung einer Blin­
denbibliothek an der Hauptuni. Das bedeu­
tet, daß viele (nicht alle) verfügbare Skripten 
in Blindenschrift herausgegeben werden, 
wodurch die betroffenen StudentInnen 
nicht mehr gezwungen sein sollen, einerseits 
ihren Prüfungsstoff durch den ausschließli­
chen Besuch von sämtlichen Lehrveranstal­
tungen zu erfassen, andererseits mit unver­
ständlichen Vorwürfen konfrontiert zu sein, 
ein Diktaphon bei Vorlesungen oder Übun­
gen zu verwenden sei unzulässig. 

Prüfungsmodalitäten 

Wird nach technischen Verbesserungen der 
Prüfungen gesucht, hemmt die zuständigen 
Organe nicht selten die Angst der Bevorzu­
gung, was kaum nachvollziehbar ist, wenn 
trotz körperlicher Behinderung die gleiche 
Chance auf erfolgreichen Studienabschluß 
bestehen soll. § 27 Abs 5 AHStG regelt die 
p'rüfungsmodalitäten folgender Maßen: 

"Der Präses der Prüfungskommission ist 
ermächtigt, auf Antrag eines Kandidaten ei­
ne von den besonderen Studien vorschriften 
abweichende Art der Prüfungsmethode (§ 23 
Abs 1) für eine Prüfung festzulegen, wenn 
der Kandidat auf Grund einer nicht bloß 
vorübergehenden körperlichen Behinderung 
nicht im Stande ist, die Prüfung nach der 
vorgesehenen Methode abzulegen. ( ... )." 

Die abweichende Art der Prüfungsme­
thode kann bedeuten, daß eine schriftliche 
Prüfung mündlich abgelegt werden kann 
und umgekehrt (wobei natürlich von der 
Methodik der Prüfung nicht abgegangen 
wird) oder daß besondere Hilfsmittel ver­
wendet werden dürfen wie Schreibmaschi­
nen, Computer u.ä. Aus der zitierten Bestim­
mung folgt allerdings, daß der/die Prüferln 
kein Mitspracherecht bei den Modalitäten 
der Prüfung hat, weshalb dann meistens aus 
Zuständigkeitsgründen keine Zusammenar­
beit mit den Studierenden stattfindet. Die 
Festlegung des Zeitpunktes und der Art der 
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Prüfung ist abhängig von der Ausdauer und 
Hartnäckigkeit der Studierenden und liegt 
im Ermessen des Präses. Dadurch entstehen 
Situationen, die für die einen zermürbend 
und für die anderen aufreibend werden kön­
nen. Weiters ist es nach der gesetzlichen Be­
stimmung notwendig, daß die betroffenenen 
Studierenden bei jedem neuen Prüfungster­
min um diese "besondere Art der Prüfungs­
methode" ansuchen müssen. 

Veränderungen? 

Dr. Weiser, Professor des Zivilrechts am Ju­
ridicum, reagierte auf Vorwürfe seitens der 
betroffenen StudentInnen wegen der Ableh­
nung der Zusammenarbeit über die Prü­
fungsmodalitäten, die er aus Kompetenz­
gründen ablehnte (siehe oben), überra­
schend schnell. Er präsentierte Vorschläge 
zur Verbesserung der Situation der körper­
lich behinderten Studentinnen: Z.B. Festle­
gung der" besonderen" Prüfungsmethoden 
verpflichtend zu Beginn des Semesters (um 
auch eine entsprechende Vorbereitung mög­
lich zu machen), eigene Frage- und Diskus­
sionsstunden im Anschluß an die Vorlesun­
gen bzw. Pflichtübungen (um möglicherwei­
se vorhandene größere Hemmschwellen zu 
überwinden) und Bevorzugung bei der Prä­
ferenzprüferlnnenwahl, sodaß die betroffe­
nen Studierenden bei der Prüferinnenzutei­
lung mit höherer Wahrscheinlichkeit den/die 
PrüferIn erster Wahl erhalten. Univ. Prof. 
Dr. Weiser würde sich zur Mithilfe an der 
Realisierung dieser Vorschläge zur Verfü­
gung stellen. 

Univ. Prof. Dr. Raschauer, Präses der 
zweiten Diplomprüfungskommission, ist 
weiterhin bemüht, für alle Beteiligten zufrie­
denstellende Lösungen im Rahmen der 
oben zitierten geltenden Regelung zu su­
chen. 

Die Tätigkeit der universitären Behin­
dertenreferate besteht vor allem darin, sich 
für gesetzliche Voraussetzungen und inneru­
niversitäre Möglichkeiten einzusetzen, um 
die universitäre und soziale Situation körper­
lich Behinderter zu verbessern. Es gibt kei­
ne offiziellen Daten über die Anzahl körper­
lich behinderter Studierender, eine Zwangs­
erfassung bei der Immatrikulation wird vor 
allem von den Betroffenen abgelehnt. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung führte das Be­
hindertenreferat Salzburg österreichweit ei­
ne Umfrage über die Anzahl und Situation 
der behinderten Studentinnen an den Uni­
versitäten durch. Dabei verweigerte die Uni­
versität Wien aus "technischen" Gründen 
die Beilegung eines anonymen Fragebogens 
zu den Inskriptionsbestätigungen. Die Er­
gebnisse sollen als Grundlage für Neuerun­
gen und Verbesserungen dienen. Ob diese 
auch verwirklicht werden, wird sich zeigen. 
Zur Zeit wird die Umfrage noch ausgearbei­
tet und im Herbst hoffentlich vom Ministeri­
um veröffentlicht. 
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von Martina 
Thomasberger 

schuhe aus, ihr Frauen, und tö­
gelt Feinde und Feindinnen, wo 
ihr sie findet. Ein wenig mehr 
Autonomie wäre schön, und 
wenn frau sie nur als Leitstern 
zur Orientierung zwischen der 
Frauenmesse "La Donna" und 
den Ergebnissen offizieller 
Frauenpolitik - wie zum Bei­
spiel der Weltfrauenkonferenz 
in Peking - zu gebrauchen im­
stande wäre. 

Besonders die Argumentatio­
nen, die aus Feministinnen, die 
zu ihrer Überzeugung stehen, fa­
milienverschlingende Monster 
machen, dabei aber Wert darauf 
legen, die Sache der Frauen zu 
vertreten, machen zugleich hilf­
los und wütend: Feministinnen 
wollen Schlechtes, auch und vor 

Die liebe Familie 

I n Susan Faludis Bestseller 
"Backlash" aus dem Jahr 1993 

(auf deutsch mißverständlich be­
titelt mit "Die Männer schlagen 
zurück" - hat jemand sie belä­
stigt oder gar mit Gewalttaten 
bedroht, daß sie sich wehren 
müssen?) zeigt die Autorin auf, 
wie die konservative Gegenbe­
wegung zu den politischen und 
kulturellen Errungenschaften 
der neuen Frauenbewegungen 
in den westlichen Ländern, vor 
allem in den USA, funktioniert. 
Durch Mediengebrauch und 
Rhetorikschulungen schlau ge­
macht, setzen Vertreterinnen 
und Vertreter der patriarchali­
schen Regimes oft genug die Ar­
gumente der Feministinnen ge­
gen diese ein und produzieren 
so argumentative Notstände bei 
engagierten Frauen. Gerade 
konservative Frauen vertreten 
häufig die Sache des konservati­
ven Mainstreams unter völlig 
selbstverständlicher Anwendung 
der Errungenschaften des Medi­
enzeitalters wie des Feminis­
mus. Sie rufen häufig Hilflosig­
keit bei anderen Frauen hervor: 
Als Frauen wollen sie dennoch 
Schlechtes für ihre Geschlechts­
genossinnen - jedenfalls nach 
feministischen Standards. Kann 
frau sie so angreifen wie sie es 
bei Männern nie zögern würde 
zu tun? Zieht die Samthand-

allem für die Frauen, weil sie sie 
von den Familien entfremden -
dies war in den Sitzungen der 
Weltfrauenkonferenz nur allzu 
häufig zu hören. Daß auch die 
Vertreterinnen konservativer 
Regimes ihre rückschrittlichen 
Ansichten auf einer UN-Konfe­
renz verlauten können, ist zu ei­
nem Teil Verdienst der politi­
schen Aufbrüche der neuen 
Frauenbewegungen, aber dies 
wird verschwiegen oder ver­
drängt. Die Vertreterinnen von 
konservativ-klerikalen Strömun­
gen und Regierungen egal wel­
cher Religion oder Ideologie ha­
ben auf der Pekinger Konferenz 
vor allem Familienpolitik ge­
macht. Hillary Clinton hat das 
Selbstverständliche verlautbart: 
Wenn es den Frauen gut geht, 
dann profitieren auch die Fami­
lien (und darin nicht zuletzt die 
Männer). Frauen, die besser aus­
gebildet sind und mehr Geld 
verdienen, die mehr Kenntnisse 
von Hygiene und Gesundheits­
vorsorge haben, lassen - das ist 
die Prämisse - ihre Familien, al­
so Eltern, Männer und Kinder 
daran teilhaben, und so haben 
alle was davon. Der Beifall der 
Konferenzteilnehmerinnen, der 
Regierungen und der Medien 
für die Betonung des von alleine 
Offensichtlichen war ihr sicher. 
Aber nicht nur das: Beruhigung 

macht sich breit, wenn die pro­
minensteste Feministin der 
westlichen Welt, ganz Frau und 
Mutter, sich zugunsten der Fa­
milie ausspricht. 

Warum aber kann es Frauen 
nicht einfach um ihrer selbst wil­
len gut gehen? Es wäre doch ei­
ne Sache simpler Gerechtigkeit, 
materielles, soziales und psychi­
sches Wohl von Frauen in allen 
Ländern der Welt und in allen 
Klassen als etwas an sich Gutes 
und daher zu Verfolgendes an­
zusehen. Aber da seien die Apo­
logetinnen des Familiären davor. 
Zwar ist bekannt, daß Frauen 
bei der Verteilung materieller 
Ressourcen grob benachteiligt 
sind und bleiben und daß Frau­
en signifikant häufiger an psy­
chogenen Erkrankungen auf­
grund ihrer sozialen Benachteili­
gungen leiden. Aber es ist allen 
Nicht-FeminstInnen fast voll­
kommen unmöglich, die gebote­
nen Schlüsse daraus zu ziehen: 
Belastungen und Vorteile ge­
recht zu verteilen. Frauen sollen 
begrifflich und normativ der Fa­
milie verbunden bleiben, auch 
wenn sie häufig schon in voll­
kommen neuen sozialen Kon­
stellationen leben. Sie müssen 
die Trägerinnen der Verantwor­
tung für die unbezahlte Arbeit 
mit und an Kindern, Männern, 
Alten und Kranken bleiben. Die 
Vertreterin des Sudan auf der 
Peking-Konferenz brachte dies 
für den islamischen Kulturkreis 
auf den Punkt: Sie und ihre tra­
ditionalistischen Glaubensge­
nossinnen könnten es niemals 
akzeptieren, wenn Frauen sich 
aus den Familienverbänden lö­
sen. Denn schließlich sei damit 
auch Gutes verbunden: Im Su­
dan würden keine Altenheime 
benötigt, weil es undenkbar sei, 
die Alten irgendwohin abzu­
schieben. Altenpflege und Kin­
dererziehung für Gottes oder AI­
lahs Lohn gelten so als Äußerun­
gen kultureller Eigenarten und 
werden unantastbar. Feministi­
sche Politik hat offensichtlich 
kaum begonnen. 

Ein SiHenbild 

Und jetzt noch zu etwas (nicht 
vollkommen) anderem: Der 
"N otruf für vergewaltigte Frau­
en und Mädchen" in Wien 
steckt seit längerer Zeit in einer 
extern produzierten Krise. In 
Zeiten der Sparpakete fließen 
die Gelder der öffentlichen Stel-

Nr 4/95 JURIDIKUM 

len noch spärlicher, und die er­
sten, die's trifft, sind autonome 
Frauenprojekte. Die "Notruf"­
Frauen verteidigen ihr Konzept 
der parteilichen Beratung und 
Betreuung von Frauen, die Op­
fer von sexueller Gewalt gewor­
den sind. 

Dahinter steckt die Überzeu­
gung, daß den betroffenen Frau­
en so geholfen wird, den Opfer­
status zu überwinden. Frauen 
helfen Frauen dabei, die am ei­
genen Leib erfahrene Gewalt zu 
verarbeiten und ihnen im Ver­
lauf der "Rechtsfindung" den 
Rücken gegenüber den Manife­
stationen der strukturellen Ge­
walt (Polizei und Justiz sind 
nicht für ihren pfleglichen Um­
gang mit weiblichen Gewaltop­
fern bekannt) zu stärken. 

Nun hat die Gemeinde Wien 
beschlossen, selber einen Frau­
en-Notruf einzurichten, der, so 
die kommunale Logik,wirklich 
ein Notruf ist, weil Frauen dort 
anrufen können, wenn sie in 
Not sind, und zwar rund um die 
Uhr. Gerade dies kann und will 
der "Notruf für vergewaltigte 
Frauen und Mädchen" nicht lei­
sten, weil zum einen damit die 
personellen und finanziellen 
Ressourcen bei weitem überfor­
dert wären und weil ein wesent­
licher Teil der Arbeit, nämlich 
die !3etreuung und Unterstüt­
zung der Frauen während der 
Ermittlungen und Prozesse, un­
möglich würde. Die detaillierten 
Darstellungen der "Notruf"-Ar­
beit wurden von der Gemeinde 
Wien nicht einmal ignoriert. 
Geld gibt's keines. Etablierte 
autonome Strukturen werden 
zerschlagen (womit auch die Er­
fahrungen jahrelanger Arbeit 
verloren gehen werden), weil die 
Gemeinde Wien lieber sozial­
pflegerisch tätig ist. 

Eine Idee der Autonomen 
wird abgekupfert, zurechtgebo­
gen und kommunal verwertbar 
gemacht. Wien, die Weltstadt, 
hat dann einen Notruf, der fest 
in den Händen der Stadträtin­
nen und der Gemeindeverwalte­
rinnen ist. Die Gefahr subversi­
ver Machinationen ist gebannt. 
Die Einrichtung des kommuna­
len Notrufs wird dann in Anwe­
senheit von Bürgermeister lind 
Sozialminister als Errungen­
schaft jener Frauenpolitik gefei­
ert werden, die die feministischc 
Politik desavouiert und t:rotzdcll1 
von ihren Ideen lebt. Österreich 
in den Neunzigern. 
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,,(haos und Recht" 

Benjamin Davy, 
"Menschen Rechte Polizei - Eine Information über dos neue 
Sicherheitspolizeigesetz", 
Broschüre, 66 Seiten, A6, 
15," ÖS zzgl. Porto 

Barbara Steiner, 
"Datenspiegel der österreichischen 
und deutschen Rechtsgeschichte", 
Skriptum, 2. Auflage, 52 Seiten, A5, geheftet, 
80," öS zzgl. Porto 

Für die Durchführung jedes kulturellen Projekts bedarf es einer Reihe rechtlicher Vereinbarun­
gen. Die Konstituierung eines Projektteams als juristische Person und ihre Tätigkeit, die Zu­
sammenarbeit und das Verhältnis der Projektmitglieder untereinander, sowie die Honorierung 
erbrachter Leistungen müssen genauso rechtlich abgesichert werden, wie Sach- und Dienstlei -
tungen von lieferanten oder Sponsorleitungen von Unternehmen. In diesem Seminar wird, wie 
bei allen Seminaren, besonderer Wert auf eine leicht verständliche und praxisnahe Ausrichtung 
der Inhalte gelegt. 
So/So 25./26. November 1995, 10.00 - 17.00 Uhr. 
Seminarleitung: Dr. Armin Bammer. Veranstalter: Institutfür Kulturkonzepte Seidengasse 26/1/2, 
A-l070 Wien, Tel und Fax 52 68 395. 

@0wlexl 
VEREIN FÜR FREIE STUDIEN UNO BRAUCHBARE INFORMATION 

Barbara Steiner 

Datenspiegel 
der österreichischen 

und deutschen 
Rechtsgesch ichte 

Detaillierter Überblick über alle relevanten Daten der 
Rechtsgeschichte (inclusive Privatrecht und öster­

reichische Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte) 
von der Völkerwanderung 375 n.Chr. 

bis zur Gegenwart 

Erhältlich zum Preis von 
80,- öS 

im juristenshop (Juridicum) sowie (zzgl. Porto) 
direkt beim Verlag: 

CONTEXT • 11 70 WIEN 

BERGSTEIGGASSE 43/16 
TELEFON 40 36 993 • TELEFAX 40 88 985 

,\mlJl'il:-<nlnl 

Krimin:tlit5IU1Ö~cm-idl 
Sh~!jcl1lltrSolio1O''';c 
d{·rKrimimllililt~nl"id..lun:: 

Dr. Arno Pilgram, 
"Kriminalitöi in Österreich - Studien zur Soziologie de 
Kriminalitötsenfwicklurig" (1980)" 

Verlag für G~sellschaftskritik, 280 Seiten, 
20," ÖS zzgl. Porto 

Dr. Arno Pilgram, 
" ... endet mit dem Tode - Die lebenslange Strafe in Öster­
reich" mit Interviews von Paul Yvon und Texten von 
Jack Unterweger, 
Verlag für Gesellschaftskritik, 200 Seiten, 
198," öS zzgl. Porto 

"Vernichtungskrieg " Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944" 

Die Ausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung behandelt ein zeitgeschichtli­
ches Thema, das bisher aus der öffentlichen Debatte weitgehend ausgeklammert war. An­
hand der Kriegsschauplätze Weißrussland, Ukraine und Serbien wird der Nachweis ge­
führt, da. die Wehrmacht als Organisation im "Rußlandfeldzug" und in Serbien neben 
dem Krieg an der Front auch einen Krieg jenseits kriegs- und völkerrechtlicher Normen 
geführt hat. 

Eröffnung der Ausstellung: am Freitag, dem 20. Oktober in der Alpenmilchzentrale, 4. Be­
zirk, Weyringergasse 34-36. 



RECHTLICHES 

Einzelbestellungen gegen Rechnung (plus Portol oder per 
Nachnahme (plus Porto und öS 15,' NN·GebÜhrl. 
Geneigte leserinnen und leser, die das JURIDIKUM un° 
aufgefordert zugesendet bekommen, erhalten damit un° 
verbindlich ein kostenloses Probeexemplar. 
Wenn Sie das JURIDIKUM regelmäßig beziehen möch· 
ten, biften wir Sie, den Bestellschein auf dieser Seite zu 
verwenden. Für Probehen·Empfehlungen, das heißt für 
Hinweise auf Personen, denen wir sinnvollerweise ein Pro' 
behen zusenden könnten, sind wir ste~ dankbar. 
Gerichtsstand ist A·1170 Wien. 

LIEFERBARE HEFTE 

Bestellungen miftels des Bestellscheins auf dieser Seite 
ÖS/DM/SFr 

1/89: Frauen und Recht: 
Ist Justitia ein Mann? 
2/89: Medien und Recht: 
Freiheit ohne Vielfalt? 
3/89: Strafen' oder leben lassen 
4/89: Umweltrecht: 
Verwaschen und verschlampt 
5/89: Sozialismus und Recht 
1/90: Schreie der Freiheit 
2/90: Verwaltung der Armut 
3/90: Freiheit und Demokratie 
4/90: Sexualität und Sittlichkeit 
5/90: Das Gesicht der Macht 
1/91: Schöner Wohnen 
3/91: Juristen' ein (ZulStand 
4/91: Verspielter Staat 
5/91: Macht spielt Staat 
1/92: Die Fremden 
2/92: Verrächtlichtes Kind 
3/92: Gestellte Aufnahme 
4/92: Der Prozeß 
5/92: Weltausbesserung 
1/93: Gin & Geld 
2/93: Subsidiarität 
3/93: Arbeit in Europa 
4/93: Frauen Recht Politik 
5/93: Der Traum von Sicherheit 
1/94: Föderalismus in Europa 
2/94: Wider den Notstand 
3/94: Risiko Ges.m.b.H. 
4/94: Grenzen des Rechtsstaats 
5/94: Neue Weltordnung 
1/95: Cyberlaw - Digitales Recht 
2/95: Desintegration 
3/95: Republik: Ö3? 
4/95: Ve~oIgen und Strafen 

zuzüglich Porto 

10,-/1,50/1,-

10,-/1,50/1,-
10,-/1,50/1,-

10,-/1,50/1,-
10,-/1,50/1,-
10,-/1,50/1,-
10,-/1,50/1,-
10,-/1,50/1,-
10,-/1,50/1,-
10,-/1,50/1,-
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
20,-/3,-/2,50 
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-
30,-/4,50/4,-

BUCHHANDLUNGEN 

Klagen~rt: Drava; Graz: ÖH·SelVice{enter; Salzburg: 
Rupertusbuchhandel; Wien: 1, Kolisch; 1, Winter; 1, Süd· 
wind; 1, Juristenshop/Juridicum; 7, Frauenzimmer; 
9, Reisebuchladen; 9, löwenherz 

Service 
"""'"~"~,~"-"""--------------

ABONNEMENT 

ÖS/DM!SFr 

JURIDIKUM·Normalabo ................................................................... 120,·/26,·/23,' 

JURIDIKUM·Förderabo .................................................................... .200,·/40,·/37,' 

JURIDIKUM·Ermäßigungsabo ............................................................. 90,"/22,'/19,' 

Übriges Ausland: Inlandspreise zzgl. Versandkosten 

Die Preise für das Ermäßigungsabo gelten für Studentinnen SchülerInnen, leserInnen oh· 

ne Einkommen, Zivil· und Präsenzdiener Ibifte Nachweis!). Das Abo für leserInnen, die 

sich im Strafvollzug befinden, ist kostenlos. 

Das Abo verlängert sich automatisch um 5 Ausgaben, wenn nicht vor Ablauf der Abo· 

Periode schrinlich gekündigt wird. Das Abo ist gegen Rechnung im voraus zahlbar. 

Ich bestelle 

o '" JURIDIKUM-Einzelheft(e) Nr. 

o ... JURIDIKUM-Jahrgänge: 

o ... Stück JURIDIKUM-Index 

o ... Stück "Menschen Rechte Polizei" 

o ... Stück ,paten spiegel Rechtsgeschichte" 

o ... Stück "Kriminalität in Österreich" 

o .. , Stück " ... endet mit dem Tode-

KOMPlETTE JAHRGANGE 

Jahrgang 1989 lohne Nullnummer) ...... : ... 40,' öS / 5,50 DM / 5,' SFr 

Jahrgang 1990 Ivo(lständig) .................... 40,· öS / 5,50 DM / 5,' SFr 

Jahrgang 1991 lohne Hek 2/91) ............. 60,' öS/8,50 DM/ 7,50 SFr 

Jahrgang 1992Ivo(lständig) .................... 80,· öS/ll,50 DM/lO,· SFr 

Jahrgang 1993Ivollständig) .................... 80,· öS/l1,5 DM/lO,· SFr 

Jahrgang 1994Ivollständig) .................... 120,' öS/26,· DM/23,· SFr 

Senden Sie bitte ein kostenloses 
Probeexemplar an: 

Name: .................................. .. 

Anschrift: ............................... .. 

Die lebenslange Strafe in Österreich" 

cA, , , 

o gegen Rechnung (plus Porto) 

o per Nachnahme (plus Porto und öS 15,- NN-Gebühr) 

Datum: Unterschrift: 

Ich bestelle 

o ein JURIDIKUM-Abo 

(120,- öS/26,-DM/23,- SFr) 
o ein JURIDIKUM-Förderabo 

(200,- öS/40,-DM/37,- SFr) 
o ein JURIDIKUM-Ermäßigungsabo 

(90,- öS/22,-DM/19,- SFr) 
ab der nächsterreichbaren Ausgabe. 

Gerichtsstand ist A-1170 Wien. 

Senden Sie bitte ein kostenloses 
Probeexemplar an: 

Name: .................................. .. 

Anschrift: ................................ . 

Das Abo gilt für 5 Ausgaben (1 Jahr) - es verlängert sich jeweils um eine weitere Periode, 
wenn es nicht innerhalb der laufenden Periode gekündigt wird. Gerichtsstand ist A-1170 Wien. 

Datum: Unterschrift: 



Das nächste J·URIDIKUM ···erscheint 
am 4. Dezember 1995 

Thema: Gentechnologie 

(Mahuskriptsch/~ß: 7 O. 7 7. 7995) 

Inferessiertesindzu den Redaktionssitzur1een jederzeit eingeladen. Diese 

fi,nden jeden zweiten Dienstag (beginnend mit 3.1 0.951,ieweils um 19 30 

im Amerlinghaus- Teestube,Stiftgqsse8, 1070 Wien statt. 

Brauchbare Information 

Absenderln: 

Alles, was Recht ist 

Absenderln: 

An 
Context 
Vertrieb 

5,50 

Bergsteiggasse 43/1 6 
A-1170 Wien 

An 
JURIDIKUM 
Vertrieb 

5,50 

Bergsteiggasse 43/16 
A-1170 Wien 



SAXTRON 
COMPUTER 

Komplettsysteme bestehen aus: 

Persönliche Kundenbetreuung & österreichweiter Postversand 

Umbauen, Service, Tausch 
Wir übernehmen Ihre gebrauchten Geräte in Zahlung 

Gumpendorfer Straße 67 (bei Esterhazygasse), 1060 Wien, Tel & Fax 587 2155 

Monitore 
4 MB, PCINLB VGA 1 MB, PCINLB Controller 2 x Ser/1 x Par, 
1x Game, 3,5" 1,44 MB Laufwerk, 540 MB HO, Tastatur, 
Tower, Mtherb ASUS/INTEUELITE GRUP. 

8VGA 14",1024 x 768, interlaced 8trahlungsarm 
TARGA TM-1499NL, 14", non-interlaced, I.r. MPR2 
TARGA TM-3820 PNLO, 15", non-interlaced, I.r. MPR2 
Qumpal, 90 KHz 17", non-interlaced, I.r. MPR2 
TARGA M-4220, 17",90 KHz, non-interlaced, MPR2 
NEC-3v, 15" Multi8ync, 60 Hz 

3.190,-
3.890,-
4.490,-
8.490,-
8.990,-
7.890,-

386 DXl40 MHz, 128 KB 
486 DXl33/40 MHz, 256 KB, VLB 
486 DX2/66 MHz, 256 KB, VLB 
486 DX2/80 MHz, 256 KB, VLB 
Intel 486 DX4/100 MHz, VLB 
Pentium 60 MHz, PCI & VLB 
Pentium 90/PCI VGA (INTEL Board) 

Festplatten AT Bus & SCSI 
540 MB AT Bus 
720 MB AT Bus 
1080 MB AT Bus Enhanced 
540 MB 8C81-2 Festplatte IBM 
1050 MB 8C81-2 Festplatte 
2100 MB 8C81-2 Festplatte 
4,3 GB 8C81-2 Festplatte 

486-66 OX2/66, 4 MB, 200 MB HO, VGA Monochrom 
486-66 OX2/66, 4 MB, 340 MB HO, 3,5" LW, Color 

8 

8.990,-
10.490,-
11.490,-
12.490,-
14.490,-
16.990,-
23.490,-

2.690,-
3.590,-
5.290,-
3.290,-
7.790,-

14.990,-
20.990,-

NEC-5E, 17" Multi8ync, 76 Hz 
MAG MOX15F, 15" Multi8ync, 1280 x 1024, 64 KHz, MPRII 
MAG MX 178 black Trinitron, 1280 x 1024, 64 KHz, MPRII 
MAG MX 21F Multi8ync 1699 x 1280 

Drucker aller Marken 
Brother Twinwriter 5, A 3, Nadel & Typewriter 
NEC Pinwriter P220, 24-Nadel, A 4 
Canon BJ-10 sx, Tintenstrahl, A 4 
Canon BJ-4000, max. 5 8eiten/min., 720 OPI 
HP Oeskjet 520, Tintenstrahl, A 4 
HP Oeskjet 500 Color, Tintenstrahl, A 4 
HP Oeskjet 560 Color, Tintenstrahl, A 4 
HP Laserjet IV L, 1 MB, 300 x 300 OPI, A 4 
HP Laserjet IV P, 1 MB, 600 x 600 OPI, A 4 

16.990,-
5.998,-
14.198,-
31.499,-

2.790,-
3.898,-
2.598,-
4.990,-
3.999,-
3.998,-
6.980,-
7.980,-

12.990,-

Grafikkarten & Controllerkarten auf Anfrage 

Irrtümer, Druckfehler und Preisänderungen vorbehalten. Auf pe 1 Jahr Garantie. 
Alle Preise verstehen sich incl. MWSt. 

schluß.han lu 
IVorsicht: I 

Kurz gesagt: Wem ist das nicht auch schon 

mal passiert. Sei es eine Mutprobe oder nur 

Leichtsinn. Und schon landet die der 

Manteltasche. 

Wurden Sie 

ertappt? 

Der Schluß! Wenn man 

erwischt wird, ist es zu 

spät. Da wird die 

kurz.schluß.handlung zur 

verhängnisvollen Affäre. 

Und wer glaubt einmal ist 

keinmal, der liegt falsch. 

Mit der Anzeige beginnen 

dann erst die Troubles! 

Österreichs erfolgreichste Musiker setzen sich gemeinsam mit dem Verein für 

Bewährungshilfe und Soziale Arbeit dafür ein, daß der kurz.schluß nicht zum dauer­

haften Stromausfall wird. Mit dem Kauf der CD kurz.schluß (15 neue Songs!) unter­

stützen Sie den VBSA. Weitere Informationen über die Tätigkeiten des VBSA, von der 

Prävention bis zum Außergerichtlichen Tatausgleich, finden Sie im Textbuch der CD. 

04501-99-030 

Verein für Bewährungshilfe 
und Soziale Arbeit 

c 
o 
:> 
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